Helms 
Schmidt 


Als Christ in 
er politischen 
Entscheidung 


RE 


Ian 


Als Christ in 
der politischen 
Entscheidung 


Inhalt: 


Vorwort von Bischof 
D. Hermann Kunst DD 
Einführung von Helmut Schmidt 


Als Christ in der politischen 
Entscheidung 
Interview aus Anlaß dieses Buches 


Staat und Gesellschaft 

aus christlicher Sicht 
Weltanschauung 

und demokratischer Rechtsstaat 
Dienst aus christlicher 
Verantwortung 

Gott mehr gehorchen als den 
Menschen 

Politik und Ethik 


Erwartungen an die Kirche 
Theologie und Politik 
Volkskirche 


Christen und die SPD 

Das geistige Profil der 
Sozialdemokratie 
Katholiken und SPD 

Wie christlich ist die SPD? 


Die Kirchen in der sozialen 
„Demokratie 


Grundwerte heute 


»Helmut Schmidt ist meines 
Wissens der erste Kanzler, der 
sich mit einer Sammlung 

seiner Vorträge zu diesem Thema 
an eine größere Öffentlichkeit 
wendet und sich dem 

kritischen Gespräch stellt.« 

Aus dem Vorwort von Bischof 

D. Hermann Kunst DD 


Helmut 
Schmidt 


| 
Geboren | 
am 23. Dezember 1918 
in Hamburg, als Sohn 

eines Studienrates. 


Getauft am 3. August 191 
in der Heilig-Geist- Kirehr 
zu Alt-Barmbek. | 


Konfirmiert am 11. März 


1934 in der Gemeinde 
St. Gertrud. 


Konfirmator war 

Pastor Walter Uhsadel, 
der spätere Professor 
für praktische Theologie. 


Getraut am 2. Juli 1942 
in Hambergen, Kreis 
OÖsterholz-Scharmbeck. 


Synodaler (berufenes 
Mitglied) der Synode der 
Ev.-Luth. Kirche 

im Hamburgischen Staat 
vom 18.November 1965 
bis 17. Juni 1970. 


Redner bei diversen 
Gemeindeveranstaltunger 


in N a seit Anfang | 


»Die SPD fühlt sich 
aufgerufen, den Kirchen 
und damit auch der 
katholischen Kirche jene 


freien Raum zu sichern 


Gütersloher Taschenbücher/Siebenstern 206 


Helmut Schmidt 
Als Christ 
in der politischen 

Entscheidung 


Gütersloher Verlagshaus 
Gerd Mohn 


Originalausgabe 


CIP-Kurztitelaufnahme der Deutschen Bibliothek 


Schmidt, Helmut 
[Sammlung] 
Als Christ in der politischen Entscheidung. - Orig.-Ausg., 1. Aufl. - Güters- 
loh: Gütersloher Verlagshaus Mohn, 1976. 
(Gütersloher Taschenbücher Siebenstern; 206) 
ISBN 3-579-03966-0 


ISBN 3-579-03966-0 

© Gütersloher Verlagshaus Gerd Mohn, Gütersloh 1976 
Gesamtherstellung: Clausen & Bosse, Leck 

Umschlagentwurf: Dieter Rehder, Aachen, unter Verwendung eines Fotos 
des ARE-BILDARCHIVS, Düsseldorf 

Printed in Germany 


Inhalt 


Vorwort von Bischof D. Hermann Kunst ........... 
Einführung von Helmut Schmidt. ................ 


Als Christ in der politischen Entscheidung 
Interview aus Anlaß dieses Buches... ........... 


Staat und Gesellschaft aus christlicher Sicht 
Weltanschauung und demokratischer Rechtsstaat... 


Dienst aus christlicher Verantwortung........ Bee | 


Gott mehr gehorchen als den Menschen .......... 

Politikund Ethik 22:4. 54.4408 
Erwartungen an die Kirche 

TheologieundPolitik ................ PURE 

Volkskirche : 2.3. 222.2 2222er 


Christen und die SPD 
Das geistige Profil der Sozialdemokratie.......... 
KatholikenundSPD...............2.2.2222.. er 


Die Kirchen in der sozialen Demokratie 
StaatundKirche........: oo cc c ce nn 


Die Kirchen vor der Wertfrage. ................ | 


Grundwerte in Staat und Gesellschaft 
Militärseelsorge ............... 


Sachregister. 2.4: 50322402 


Vorwort 


Unter den Kanzlern des Deutschen Reiches und der Bundes- 
republik Deutschland gab es eine Reihe von Männern, deren 
Verhältnis zur Kirche nicht nur konventioneller Art war. Sie 
sind in ihrem politischen Weg und in ihren Entscheidungen 
nicht zu verstehen ohne die Prägung durch ihren persönli- 
chen Glauben und ihre Nähe zum Leben der Kirche. Kanzler 
wie etwa Georg Michaelis und Heinrich Brüning haben auch 
daraus nie einen Hehl gemacht, im Gegenteil. Sie begriffen 
politisches Handeln als einen Teil der Bewährung ihres Chri- 
stenstandes. 

Aber Helmut Schmidt hat seine Gedanken zum Verhältnis 
von Kirche und einzelnen Christen zum Staat, zur Politikund 
Gesellschaft nicht nur häufig in Vorträgen und Ansprachen 
entfaltet, er ist meines Wissens der erste Kanzler, der sich mit 
einer Sammlung seiner Vorträge zu diesem Thema an eine 
größere Öffentlichkeit wendet und sich dem kritischen Ge- 
spräch stellt. = 

Das Verhältnis zwischen Kirchen und Staat ist in der Bundes- 
. republik durch das Grundgesetz, durch die Staatskirchenver- 
träge und durch eine nunmehr fast 30jährige praktische 
Kooperation in einer Weise geregelt, daß die persönliche 
Überzeugung eines Bundeskanzlers hierauf nur einen be- 
scheidenen Einfluß auzuüben vermöchte. Helmut Schmidt 
legt Wert darauf, deutlich zu machen, daß er dieses Verhält- 


nis von Kirche und Staat, von dem er sagt, daß es innerhalb 
der Deutschen Geschichte noch nie so gut gewesen sei wie in 
der Zweiten deutschen Republik, vorgefunden hat. Er ent- 
wickelt als Bundeskanzler kein eigenes Programm für die 
Weiterbildung oder gar Revision dieses Verhältnisses, wenn- 
gleich er mit Recht darauf hinweist, daß für die bestehenden . 
Beziehungen, die gern mit dem Begriff der Partnerschaft 
beschrieben werden, noch kein von allen akzeptierter Begriff 
gefunden worden ist. 

Zwar mag es den Leser interessieren zu erfahren, wie ein 
amtierender Bundeskanzler das kooperative Verhältnis von 
Kirche und Staat, wie es durch die besondere Geschichte 
unseres Landes entstanden ist, entgegen gelegentlich geäu- 
ßerten kritischen Stimmen uneingeschränkt bejaht. Das ei- 
gentliche Gewicht der folgenden Aufsätze liegt jedoch darin, 
daß sich Helmut Schmidt betont als Glied seiner Kirche, 
allerdings geprägt durch seine unterschiedlichen Verantwor- 
tungen, die er seit seinem ersten öffentlichen Mandat wahr- 
zunehmen hatte, grundsätzlich zu Fragen des Glaubens und 
- der Kirche äußert. Der Titel des Buches lautet zu Recht nicht: 
»Kirche und Staat in der Sicht des Bundeskanzlers«, sondern: 
»Als Christ in der politischen Entscheidung«. Den weniger 
theoretisch als persönlich gestimmten Passagen müßten Pa- 
storen, Männer und Frauen in kirchenleitenden Ämtern be- 
sonders aufmerksam zuhören. Nur zu oft erliegen wir der 
Versuchung, bei der Beurteilung der politischen Parteien die 
konkreten Menschen, die die Politik machen, aus den Augen 
zu verlieren und sie nur noch als Exponenten bestimmter 
politischer Richtungen zu sehen. Wir bleiben daher häufig 
den Dienst schuldig, den sie von uns im persönlichen Ge- 
spräch wie im Gottesdienst mit Recht erwarten. 

Was Helmut Schmidt über seine Stellung zur Theologie im 
allgemeinen und zur politischen Theologie im besonderen 
sagt, mag manchem Leser herb klingen. Es wäre abwegig, 


verführten diese Äußerungen zu der kurzschlüssigen Annah- 
me, daß er über die Theologie gering dächte und das Engage- 
ment der Kirche im gesellschaftlichen und politischen Raum 
nicht würdigte. Wer ihn kennt.weiß, daß das Gegenteil der 
Fall ist. Was er aber meint mit seiner Warnung vor dem 
»Leerpredigen« der Kirche ist dies, daß er, wie ich meine zu 
Recht, im Gottesdienst keine theologischen Vorträge von der 
Kanzel und erst recht keine politischen Analysen hören mag. 
Beides setzt er ganz sicher als vorangehende Arbeit des Predi- 
gers voraus. Man muß dem Gesprächspartner und dem Predi- 
ger abspüren, daß diese Stadien der theologischen und politi- 
schen Reflexion geleistet sind. Die Predigt selber aber muß 
dann als Gesetz und Evangelium das Gewissen jedes einzel- 
nen Hörers treffen. | 

Eben dieser Begriff des Gewissens und die damit verbundene 
Kategorie des einzelnen spielen in den folgenden Aufsätzen 
eine herausragende Rolle. Insofern ist Helmut Schmidt un- 
 verwechselbar »protestantisch«, was aber seiner ökumeni- 
schen Gesinnung, die er mehrfach bezeugt, nicht im gering- 
sten widerspricht. Daß Helmut Schmidt aber die Kirche nicht 
als eine Summe von Individuen ansieht, geht hervor aus 
seinem immer wiederholten Bekenntnis zur Volkskirche, die 
für ihn der Ort ist, an dem der eigentliche Auftrag der Kirche 
wahrgenommen werden kann und muß. 

Er scheut sich allerdings nicht, die Schwächen und Mängel 
dieser Volkskirche deutlich beim Namen zu nennen. Nach- 
denklich muß es einen jeden Kirchenmann stimmen, was er 
in diesem Zusammenhang berichtet über die große Erwar- 
tung, die seine Generation der Kirche gegenüber hegte, alssie 
aus dem Kriege mit der Erfahrung der völligen Zerstörung 
aller sittlichen Werte heimkehrte. Er verbirgt nicht die Ent- 
täuschung, die er wie mancher andere in dieser Hinsicht dann 
erfahren hat. Wie viele seiner Generation: haben an dieser 
Stelle resigniert. Helmut Schmidt spricht offen aus, daß auch 


er in seiner Erwartung enttäuscht worden sei. Er fügt dann 
jedoch hinzu: »Diese Enttäuschung hängt mit dem jugendli- 
chen Überschwang zusammen, mit dem man mit 27 Jahren 
sich solche Vorstellungen während des Krieges gemacht hat. 
Nachträglich als erwachsener Mann würde ich meinen, daß 
die Enttäuschung nicht gerechtfertigt war, weil die Erwar- 
tung nicht gerechtfertigt war.« Daß dies keine Resignation 
signalisiert, geht daraus hervor, daß er den Kirchen, wenn sie 
ihrer Sache treu bleiben, auch eine unverzichtbare integrie- 
rende Kraft für unsere Gesellschaft zuspricht. Dieser gesell- 
schaftliche oder politische Dienst der Kirche kann aber nur 
unter der Prämisse gelingen, wenn sie sich wieder mehrihrer 
eigenen Sache vergewissert. Wir sollten als Kirche die Mah- 
nung hören: »Aber ein Stück gelassenen Vertrauens in das, 
was ihnen besonders anvertraut ist, oder was uns gemeinsam 
besonders anvertraut ist, eine gehörige Portion gelassenen 
Vertrauens stünde uns allen ganz gut an.« | 

Wie immer dieses Buch in den schweren geistigen Auseinan- 
dersetzungen unseres Geschlechtes aufgenommen werden 
wird, in jedem Fall erinnert es daran, daß Geschichte sich 
nicht nur in sichtbarer Gestalt vollzieht. Geschichte ist immer 
auch ein innerer Vorgang. Helmut Schmidt würde gewiß 
nicht nur für sich in seinem Amt mit Thomas Morus sagen : 
»Wer regiert, muß unter der Gnade bleiben.« Er sieht die 
Christenheit mit ihrem Zeugnis vom Kreuz und der Aufer- 
stehung Jesu Christi in einer unverwechselbaren Haftung für 
die innere Gesundheit und den geschichtlichen Weg unseres 
Volkes in der Zukunft. 


Bonn, April 1976 Hermann Kunst 


Io 


Einführung 


Anläßlich eines Grußwortes an die Synode der Evangelischen 
Kirche in Deutschland im November 1975 in Freiburg wurde 
ich von verschiedenen Seiten gedrängt, meine früheren Re- 
den und Aufsätze zu ähnlichen Gelegenheiten gesammelt 
. vorzulegen. Zwar ist mir von jeher daran gelegen gewesen, 
bewußt als Christ zu der einen oder anderen Frage öffentlich 
Stellung zu nehmen. Wenn ich trotzdem einen Augenblick 
gezögert habe, die älteren Niederschriften neu veröffentli- 
chen zu lassen, dann wegen ihrer mehr zufälligen, der jewei- 
ligen Gelegenheit oder Aufforderung entsprechenden Entste- 
hung. | Ä 

Als ich mich dann aber um dieJahreswende daranmachte, die 
Texte zusammenzustellen, wurde mir klar, daß ich in den 
_ hier zur Diskussion stehenden Fragen meine Auffassungen 
über die Jahre hin im Grunde meines Denkens nicht geändert 
habe. Diese Kontinuität hat dann den Ausschlag gegeben, das 
vorliegende Material, trotz des nahen Wahltermins, in Druck 
gehen zu lassen. Dank der über zwei Jahrzehnte immer wie- 
der erfolgten christlichen Standortbestimmung in Lebensfra- 
gen unseres Volkes, brauche in den denkbaren Vorwurf einer 
plötzlichen Entdeckung des Christlichen aus Gründen wahl- 
taktischer Kosmetik nicht zu fürchten ; eine aus taktischem 
Kalkül geborene Vorspiegelung von Interesse am Christli- 
chen wird derjenige Leser als abwegigen Vorwurf erkennen, 
der die kurzen Fußnoten zur Entstehung der einzelnen Stük- 
ke liest. 
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Manche dieser Stücke mögen den Leser, ob er nun Mitglied 
einer Kirche ist oder nicht, dazu einladen, über die Gestal- 
tungskraft nachzudenken, die christlicher Glaube im politi- 
schen Entscheidungsbereich freizusetzen vermag. Ich möchte 
das Klischee vom Politiker, der bei bestimmten Entscheidun- 
gen letztlich doch immer allein gelassen sei, nicht noch zu- 
sätzlich strapazieren. Dies aber scheint mir eigener Erfahrung 
zufolge wahr zu sein: Daß wir uns der Begrenzung menschli- 
cher Autonomie stets aufs neue vergewissern müssen. 

Mit dem einen oder anderen der hier wieder vorgelegten 
Texte soll übrigens auch auf die Rolle christlicher Orientie- 
rungsmaßstäbe bei der geistigen Grundlagenbestimmung der 
Sozialdemokratie aufmerksam gemacht werden. Damit habe 
ich mich seit meinem Eintritt in dieSPD 1946 auseinanderge- 
setzt. Unbeschadet nichtchristlicher Begründungsmöglich- 
keiten des Eintretens für die Ziele und Grundwerte der So- 
zialdemokratie halte ich an meiner früher gewonnenen Über- 
zeugung fest, daß der demokratische Sozialismus um seiner 
Humanität willen des Einflusses christlicher Ethik bedurft 
hat, was sich besonders in der Formulierung der Grundwerte 
Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität im Godesberger 
Grundsatzprogramm 1959 ausgeprägt hat. 

Im einen oder anderen Text schienen mir Verbesserungen 
angebracht, wobei ich allerdings darauf geachtet habe, situa- 
tionsbedingte Aussagen früherer Jahre in ihrer Eigenart zu 
belassen. Dem Interview aus aktuellem Anlaß dieses Buches 
habe ich mich gestellt, weil die gedankliche Zuordnung heuti- 
ger Anschauungen zu Positionen früherer Jahre nicht nur 
den Einstieg erleichtert, sondern auch das Urteil darüber, an 
welchen Punkten es im Laufe der Erfahrung zu Transforma- 
tionen gekommen ist. 


Hamburg, Ostern 1976 Helmut Schmidt 


>) 


Als Christ in der politischen Entscheidung: 


Dr. von Kortzfleisch: Herr Bundeskanzler, Sie gelten als 
kirchenfreundlich. Sie haben von Kirchenkanzeln herab An- 
sprachen gehalten. Woher rührt es, daß offenbar das Chri- 
stentum für Sie eine wichtige Rolle spielt? 

Helmut Schmidt: Das rührt aus der nationalsozialistischen 
Zeit her. Zunächst bin ich in ganz herkömmlicher Weise 
erzogen worden mit Religionsunterricht und Konfirmation. 
Ich habe dann aber schon vor dem Kriegsausbruch - ich war 
bei Kriegsausbruch noch keine 18 und also noch nicht volljäh- 
rig -, wenn auch unklar, so doch deutlich genug empfunden, 
daß Hitlers Diktatur uns auf vielerlei Weise in den Abgrund, 
und wo nicht in den Abgrund, doch jedenfalls auf Wege 
führte, auf denen wir umzukehren hatten, die wir nicht 
weiter begehen konnten. | 

Mir ist durch den Zufall des Lebensweges, das heißt, genauer 
gesagt, durch die Berührung mit Menschen, die zu jener Zeit 
sehr viel mehr Einsicht und Urteilskraft besaßen als ich, 
schon relativ früh klargeworden, daß Deutschland den Krieg 
verlieren würde. | | 
Ich hatte eigentlich erwartet, daß wir ihn unter noch viel 


1. Interview aus Anlaß des vorliegenden Buches mit Dr. Siegfried von 
Kortzfleisch, Chefredakteur der Lutherischen Monatshefte, am 2. März 


1976. 
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schrecklicheren Begleitumständen verlieren würden, als es 
dann nachher der Fall war. Deshalb habe ich mir während 
dieser Zeit der nationalsozialistischen Diktatur, vor dem 
Kriege, aber insbesondere dann auch während des Krieges 
Gedanken darüber gemacht, wie denn nach dem von mir 
erwarteten physischen und moralischen Zusammenbruch 
Deutschlands ein Neuanfang gemacht werden könnte. Dabei 
war es für mich - wie übrigens für viele meiner sozialdemo- 
kratischen Freunde - eine ausgemachte Sache, daß dabei die 
Kirchen eine ganz wesentliche, vielleicht sogar tragende Rolle 
zu spielen hätten. 

Frage: Sie selber hatten das Christentum in einer hanseati- 
schen Form kennengelernt, einer vermutlich verhältnismä- 
Big traditionellen Form? 

Helmut Schmidt: Ich bin nicht sicher, ob es zulässig ist, 
Christentum mit verschiedenen Oblaten zu versehen, etwa 
mit dem aus der Staats- und Wirtschaftsgeschichte stammen- 
den Etikett »hanseatisch«. Jedenfalls war ich seit meiner 
Jugend stark eingenommen gegen die Deutschen Christen 
und eher im Sinne einer etwas konservativeren Auffassung 
groß geworden, ohne daß diese Einflüsse allzu tief gegangen 
sind. | 

Tief gegangen ist, was ich eben versucht habe zu schildern, 
nämlich die Erwartung, daß ein Wiederaufbau Deutschlands 
ohne eindeutige sittliche Fundierung nicht möglich sein und 
auch nicht zulässig sein würde und daß diese sittliche Fundie- 
rung durch die Verkündigung der Kirchen erneut ins Be- 
wußtsein der am Wiederaufbau beteiligten Menschen geru- 
fen werden müsse. 

Frage: Kann man sagen, daß Sie zu denen gehören, die, wie es 
Kurt Schumacher sozusagen legalisierte, über die Bergpre- 
digt Sozialdemokraten wurden? 

Helmut Schmidt: Nein, das kann man so nicht sagen. Das, 
was Schumacher mit Bergpredigt meinte, hat damals bei mir 
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natürlich eine Rolle gespielt; ebenso sehr aber die aus dem 
Erlebnis des Krieges und des Zusammenbruchs resultierende 
sittliche Vorstellung des besonders hohen Wertes der sozia- 
len Gerechtigkeit oder, was miteinander zusammenhängt, 
der Solidarität mit denjenigen, die gleichzeitig i im gleichen 
Raume leben. 

Ebenso hat natürlich das Erleben der nationalsozialistischen 
Herrschaft ein sehr starkes Bedürfnis nach Freiheit in mir 
ausgelöst. Das letztere hat zu meiner Parteinahme für die 
Sozialdemokratie im Jahre 1945 beigetragen, der dann 1946 
die Mitgliedschaft folgte, weil ich in der SPD den glaubwür- 
digsten Garanten für Freiheit sah. 

Frage: Sie haben dann innerhalb Ihrer Zeit als Politiker der 
SPD sich zunehmend mit der Rolle der Kirche und mit kirch- 
lichen Problemen befaßt, obwohl nicht alle Ihre Erwartungen 
an die Kirche erfüllt worden waren. Folgten Sie dabei politi- 
schen Erfordernissen oder hat sich Ihr Engagement in der 
Kirche aus anderen Gründen intensiviert? 

Helmut Schmidt: Ich habe mich mit meinem Engagement 
nicht in den Vordergrund gedrängt, sondern ich habe mich 
_ eigentlich immer nur auf Anforderung durch kirchliche Stel- 
len zu Fragen geäußert, die Bezug zu Christentum oder Kir- 
che hatten. Nichts war mir unangenehmer, als das mir selbst- 
verständlich erscheinende Verwurzeltsein im christlichen 
Glauben an die große Glocke zu hängen und damit öffentliche 
Aufmerksamkeit zu erzeugen. Einen solchen Opportunismus 
überlasse ich gern anderen, besonders jenen, die in Wahlzei- 
ten über Nacht das Christentum entdecken. Für mich ist der 
Glaube kein Persilschein für große Worte; ich weiß nämlich, 
daß das Wesen des Christentums in der Einheit von Glauben 
und Handeln liegt. 

Frage: Hat es in Ihrem Leben Zeiten gegeben, wo das Chri- 
stentum, wie Sie es lebten, auch radikal in Frage gestellt 
wurde? 


dl 


Helmut Schmidt: Nein. 

Frage: Würden Sie Ihre Politik zu Teilen oder ganz als eine 
christlich motivierte bezeichnen können? 

Helmut Schmidt: Meine sittlich-politischen Grundhaltun- 
gen sind sicherlich zu Teilen christlich motiviert. Das gilt 
übrigens für viele Menschen in unserer Zeit, auch für solche, 
denen es nicht bewußt ist. Es gilt auch für manche, die das 
Gegenteil von sich selber zu wissen meinen. 

Ich habe zu keiner Zeit geglaubt, daß es so etwas wie eine 
»christliche« Politik geben kann. Im Gegenteil. Mir ist klar, 
daß politische Entscheidungen zwischen möglichen Alterna- 
tiven, einschließlich der Alternative des Nichthandelns, im 
konkreten Fall nicht an Kriterien abgelesen oder gemessen 
“werden können, die sich etwa direkt aus dem christlichen 
Glauben ergeben oder zu ergeben scheinen. 

Mir hat Max Webers Unterscheidung zwischen Gesinnungs- 
ethik und Verantwortungsethik schon immer am Herzen 
gelegen, wobei die verantwortungsethische Maxime für den- 
jenigen, der eine politische Entscheidung trifft, natürlich die 
Verantwortung vor dem eigenen Gewissen in das Zentrum 
stellt. | 

Nun ist das Gewissen ja nichts Teilbares. Sie können nicht ein 
christliches Gewissen haben und ein Gewissen als Bundesmi- 
nister und außerdem ein Gewissen als Bürger und außerdem 
ein privates Gewissen und außerdem ein Gewissen als Sozial- 
demokrat. Es gibt in jeder Person nur eine einzige Gewissens- 
instanz. Und so wie sie sich entscheidet, mag sie unter vieler- 
lei Einflüssen zugleich stehen. Jemand, der über die Erhö- 
hung von Straßenbahntarifen zu entscheiden hat, der hat 
dabei viele Folgewirkungen und Nebenwirkungen zu berück- 
sichtigen. Es wird ihm schwerfallen, eine solche Entschei- 
dung als aus christlicher Verantwortung getroffen vor sich 
‚selbst oder vor anderen zu rechtfertigen. 

‚Es gibt auf der anderen Seite ganz gewiß auch politische 
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Entscheidungen, bei denen theoretisch denkbare Alternati- 
ven aus solchen Gewissensgründen ausscheiden müssen, 
die im Glauben wurzeln. Um ein Beispiel zu geben, das bei 
den Lesern umstritten sein mag: Für mich ist die Todesstrafe 
aus christlicher Grundüberzeugung nie in Betracht gekom- 
men. 2 | ' 

Frage: In Ihrer Partei sind viele gerade der führenden Persön- 
lichkeiten nicht in der Kirche, sie stammen aus freidenkeri- 
scher Tradition. Ergeben sich in Fragen wie der Todesstrafe 
oder verwandten Fragen Schwierigkeiten bei der Verständi- 
gung über moralische Eckwerte zwischen Christen und Hu- 
manisten? | 

Helmut Schmidt: Ich habe dergleichen Schwierigkeiten nie- 
mals erlebt. Im Gegenteil. Ich habe es immer als Stärke einer 
Partei wie der SPD, die an Grundwerten ausgerichtet ist, 
empfunden, daß sie Menrischen sehr unterschiedlicher geisti- 
ger Herkunft über einen Grundkonsens zusammenzuführen 
versteht, ohne daß eine bestimmte Weltanschauung für ver- 
bindlich erklärt wird. Ä 

Frage: Können wir einen Begriff, der Ihnen besonders wich- 
tig ist, als Beispiel nehmen, den Begriff der Menschenwürde. 
Wie stark ist für Sie dieser Begriff aus humanistischer, wie 
stark aus christlicher Tradition geprägt? | 
Helmut Schmidt: Ich habe nie zwischen christlichen und 
humanistischen Komponenten unterschieden. Dies mag an- 
deren liegen. Manche würden vielleicht auch an den Begriff 
der Würde des Menschen gerne dogmengeschichtlich heran- 
gehen, rechtshistorisch oder rechtsphilosophisch. 

Der Begriff Menschenwürde ist ein verfassungsrechtlicher 
Begriff, jedenfalls ein Begriffsname, der vornehmlich verfas- 
sungsrechtlich und grundrechtlich angefüllt ist. Er ist kein 
von vornherein ausschließlich mit religiösen Inhalten gefüll- 
ter Begriff. Er kann aber sehr wohl von Menschen unter- 
schiedlicher weltanschaulicher Herkunft, denen an der sozia- 
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len Verwirklichung der Grundwerte liegt, als eine Konsens- 
formel akzeptiert werden. Ich würde an zentrale Stelle lieber 
das Gebot der Unverletzlichkeit der Person als den Begriff 
Menschenwürde stellen. u | 
Frage: Die Theologen pflegen zu sagen, die Menschenwürde 
sei darin begründet, daß der Mensch vor Gott steht. Dieses ist 
eine Vorstellung, die in Ihren Äußerungen über den christli- 
chen Glauben auch immer wieder vorkommt. 

Helmut Schmidt: Daß der Mensch als einzelner vor Gott 
steht, würde ich sagen. 

Frage: Sie sagen in anderen Zusammenhängen: Sorge um die 
Seelen, das schließt Sorge um den Zustand der Welt ein. Das 
sieht aus wie ein Gegensatz, als hätten sie zwei verschiedene 
Verständnisse von christlicher Existenz. Wie vereinen Sie die 
beiden Positionen: der Mensch allein vor Gott und: die Sorge 
um den Zustand der Welt? 

Helmut Schmidt: Derjenige, der Verantwortung für den Zu- 
stand der Welt trägt, oder sagen wir etwas genauer und 
weniger anmaßend, der eine kleine Teilverantwortung für 
den Zustand der Welt trägt - und wir alle tragen zu kleinen 
oder kleinsten Teilen eine Teilverantwortung für den Zu- 
stand der Welt -, derjenige, der den Zustand der Welt in 
seinem eigenen Gewissen mitverantworten muß, der wird 
das, was er zu verantworten hat, in seinem Gewissen zu 
entscheiden haben. In meinem Falle ist dieses Gewissen 
neben manch anderen Einflüssen zweifellos christlich 
geprägt. | | | 

Dies bedeutet aber nicht, daß er, um seiner Verantwortung 
für den politischen Zustand der Welt gerecht zu werden, 
deswegen Leitlinien, Therapien, Handlungsanweisungen oh- 
ne Schwierigkeit, geradezu unmittelbar, seinen christlichen 
Glaubensüberzeugungen entnehmen kann. 

Frage: Sie kritisieren sehr scharf die Erscheinungen in der 
Theologie, die man als Politisierung oder Ideologisierung des 
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Theologischen bezeichnen könnte. SE richtet sich Ihre 
Kritik da? 

Helmut Schmidt: Sie richtet sich gegen jeden Versuch, im 
Namen des christlichen Glaubens Politik zu betreiben. Ich 
meine, daß Politik nicht zu den Aufgaben der Kirche gehört; 
für mich sind Verkündigung und Seelsorge die zentrale Auf- 
gabe der Kirche, ohne daß deren Wirkung auf die Kirche 
beschränkt bleiben darf. So wie der Staat nicht über die 
Transzendenz der Person verfügen darf, so würde ich mich 
dagegen wehren, wenn die Kirche den Versuch machte, unter 
dem Vorwand christlicher Legitimation über den Staat oder 
über die Politik des Staates zu verfügen. 

Frage: Es gibt Theologen, die Theologien der Befreiung ent- 
wickeln und überzeugt sind, daß sie sich eben damit um den 
politischen Zustand der Erde kümmerten. Ben Sie 
nicht Ihre potentiellen Bundesgenossen ? 

Helmut Schmidt: Ich..bekämpfe sie nicht. Ich habe nur auf 
Ihre Frage meine Meinung gesagt. Ich dränge sie niemandem 
auf und mache auf dem Felde auch keine Propaganda für 
meine eigenen Einsichten. 

Frage: Die Konzentration auf das Wesentliche ist etwas, das 
gerade Konservative oft von den Christen und von den Theo- 
logen und Pfarrern fordern. Sie meinen doch sicher nicht 
dasselbe wie jene Warner vor einer Politisierung der Kirche. 
* Worin besteht der Unterschied’? 

Helmut Schmidt: Als evangelischer Christ glaube ich, daß die 
Kirche für jedermann dasein und sich bereithalten muß für 
jedermann, und daß sie sich die Aufgabe, Volkskirche zu sein, 
nicht verstellen darf; sie sollte ihre Offenheit nicht ein- 
schränken, weder durch eine Politisierung der Verkündigung 
noch durch die Einwirkung auf die parteipolitische Entschei- 
dung ihrer Mitglieder, was angeblich alles aus dem Glauben 
folgt. 

Vielleicht darf ich es so sagen: Ich weiß, daß die christliche 
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Verkündigung nicht ohne soziale Konsequenzen denkbar ist. 

Ich müßte mich aber gegen jeden Versuch der Kirche verwah- 

ren, den dazu Berufenen politische oder gar parteipolitische 
Handlungsanweisungen zu geben. Gleiches gilt umgekehrt 
für Politiker, die sich davor hüten sollen, den Kirchen Vor- 

schriften für ihre Theologie zu machen. 

Frage: Haben Sie die Sorge, die Kirchen könnten die Grenzen 
ihrer öffentlichen Zuständigkeit überschreiten? Wir haben ja 
ein Wahljahr. | 

Helmut Schmidt: Ich räume ein, daß ich diese Sorge im Laufe 

der letzten Jahre manchmal empfunden habe. Ich gebe Ihnen 
ein Beispiel aus dem Bereich meiner eigenen, der evangeli- 

schen Kirche. 

Ich meine die Ostdenkschrift von 1965. Ich war mit ihrem 

Inhalt nur zu sehr einverstanden, auch mit dem Ergebnis der 

geistigen Vorbereitung auf das, was später unter dem Stich- 

wort Ostpolitik ins Werk gesetzt werden konnte. Gleichwohl 

habe ich mich von Anfang an gefragt, ob dies zu den Aufga- 

ben der Kirche gehöre. Ich bin allerdings zum Ergebnis ge- 

kommen, daß diese Ostdenkschrift damals zur Aufgabe der 

Kirche gehörte, weil sie dazu beitrug, das christliche Versöh- 

nungsgebot den Menschen konkret erlebbar zu machen. Es 

gibt aber andere Beispiele für kirchliche Handreichungen und 

Stellungnahmen, bei denen ich nach sorgfältiger Abwägung 

sehr zögern würde, sie als christlich legitimiert anzusehen. 

Ich bin sehr zurückhaltend mit meiner Zustimmung, wenn 

herausragende Männer der Kirche davon sprechen, sie oder 

die Kirche wolle oder müsse sich in Wahlkämpfen engagie- 
ren. Dies scheint mir eine unzulässige Grenzüberschreitung 

zu sein. Weder hat eine Kirche das Recht, im Namen ihrer 

Gläubigen parteipolitische Empfehlungen auszusprechen, 

noch kann es einer Partei erlaubt sein, im Namen ihrer 

Mitglieder weltanschauliche Positionen zu vertreten. Ande- 

rerseits will ich hervorheben, daß die Sorge vor derartigen 
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Grenzüberschreitungen für mich nicht zu den brennenden 
Sorgen gehört. 
Frage: Ist Partnerschaft eigentlich ein angemessener Begriff 
zur Kennzeichnung des Verhältnisses von Kirche und Staat? 
Helmut Schmidt: Es ist jener Begriff, der sich in der Nach- 
kriegsdiskussion als am ehesten brauchbar herausgeschält 
hat. Gleichwohl empfinde ich »Partnerschaft« nicht als 
vollbefriedigende Kennzeichnung des Verhältnisses Kir- 
che-Staat, denn Partnerschaft setzt ja in irgendeiner Form 
doch Kommensurabilität voraus, also die gleiche geistige 
Ebene. 
Gerade diese aber scheint mir zwischen Staat und Kirche 
nicht gegeben. Ich wäre froh, wenn weiteres Nachdenken zu 
einer mich persönlich eher befriedigenden Beschreibung des 
Verhältnisses zwischen Kirche und Staat führen würde. Das 
Wort Partnerschaft, bezogen auf Staat und Kirche, enthält 
übrigens ja nicht nur ein beschreibendes Element, sondern 
‚auch ein normatives Element. Es gibt viele Felder, auf denen 
hat der Staat keineswegs Partner der Kirche zu sein. Und es 
gibt viele Felder, auf denen die Kirchen nicht nur Partner des 
Staates sein sollten. Allerdings gibt es Bereiche — denken Sie 
zum Beispiel an Kindergärten, Krankenpflege oder an die 
Entwicklungshilfe -, in denen Staat und Kirchen bei der 
Erfüllung einer gemeinsamen Aufgabe zusammenarbeiten. 
Ungeachtet dieser kritischen Anmerkungen erlaubt der Be- 
griff »Partnerschaft« die positive Feststellung, daß prinzipiell 
nicht die eine Seite der anderen vorgeordnet oder gar überge- 
ordnet ist. Deshalb würde ich meinen, wirtäten gut daran, an 
dem Prinzip der grundsätzlichen Trennung von Kirche und 
Staat, so wie es Grundgesetz und Länderverfassungen vorse- 
hen, festzuhalten. | | 
Frage: Es gibt in Ihrer Partei, aber auch unter Ihrem Koali- 
tionspartner, in der FDP, manche, die davon sprechen, die 
Kirche habe zu viel Macht. Von Ihnen ist so etwas noch nicht 
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gehört worden. Warum sind Sie mit solcher Kritik zurückhal- 
tend? u 

Helmut Schmidt: Es hat im Laufe der europäischen Geschich- 
te sehr viel kirchliche Macht gegeben, auch Mißbrauch kirch- 
licher Macht zu Zwecken, die nicht solche Jesu Christi waren. 
Ich glaube, daß gegenwärtig in der Bundesrepublik Deutsch- 
land hiervon nur in relativ geringem Maße geredet werden 
kann, wenn man unsere bisherige Geschichte zum Vergleich 
heranzieht. Umgekehrt gab es keinen Mißbrauch staatlicher 
Macht gegenüber der Kirche oder gegenüber den Gläubigen. 
Die geistige Unabhängigkeit der Kirchen in Deutschland war 
nie größer als gegenwärtig. Weil das so ist, deswegen halte ich 
nicht viel von gegenseitigen Vorwürfen des Machtmiß- 
brauchs. | 

Aber ich sehe in Ihrer Frage auch noch eine Anspielung auf 
das FDP-Kirchenpapier. Was hierzu zu sagen ist, habe ich in 
einer meiner Ansprachen aus der letzten Zeit getan; sie ist 
mit anderen in das vorliegende Buch aufgenommen. 

Ich möchte aber noch eine weitere Anmerkung machen. Das 
Verhältnis Kirche-Staat wird dort einer qualitativ anderen 
Betrachtung zugeführt, wo wir die Allzuständigkeit des Staa- 
tes stärker zu bezweifeln beginnen. Dort, wo sich herausge- 
stellt hat, daß der Staat bestimmte gemeinschaftsschützende 
Aufgaben nur noch unzureichend erfüllen kann, müssen 
nichtstaatliche Initiativen stärker ausgebaut werden. Ohne 
einer »Privatisierung« das Wort reden zu wollen, plädiere ich 
für eine Überprüfung unserer Vorstellungen von bürgerna- 
her Beteiligung an gemeinschaftserhaltenden Aufgaben. 

Für das Verhältnis Kirche-Staat kann dies längerfristig ei- 
gentlich nur bedeuten, daß der Staat kirchliche Dienstleistun- 
gen durchaus auch da einmal finanzieren sollte, wo sich dies 
als für das Gemeinwohl unverzichtbar erweist. Die FDP wird 
sich damit wohl noch einmal beschäftigen müssen. 

Frage: Sie würden sich um der Gemeinschaft der Bürger 
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willen eine, wenn nicht mächtige, so doch starke Volkskirche 
wünschen? | 

Helmut Schmidt: Ich möchte mir eine Volkskirche wün- 
schen, die so offen ist und zum Volk so zu reden weiß, daß es 
vom Angebot der offenen Kirchentür auch Gebrauch macht. 
Ob die Zusätze stark oder mächtig notwendig sind, möchte 
ich bezweifeln. 

Frage: Man könnte sich vorstellen, daß die Volkskirche durch 
eine galoppierende Austrittsepidemie immer kleiner würde. 
Würde sie dann in Ihren Augen an Autorität einbüßen? 
Helmut Schmidt: Sie würde jedenfalls Autorität einbüßen, 
sie muß deswegen nicht notwendigerweise eine Einbuße hin- 
sichtlich ihres inneren Wesens erleiden. Wohl aber würde sie 
sehr viele Menschen nur schwer erreichen, von denen ich mir 
wünsche, sie blieben erreichbar - auch in den nachfolgenden 
Generationen. Eine Kirche, die sich auf eine kleine, mögli- 
cherweise weithin selbsterwählte Elite beschränkte, würde 
ihre Aufgabe gegenüber den Menschen verfehlen. 

Frage: Darf ich einige Aufgaben der Kirche nennen, die 
- öffentlich sind und politisch relevant, ohne politisch im enge- 
ren Sinne zu sein. Es wird etwa gesagt, die Kirche solle die 
Werte als Basis der Gesellschaft hüten. Oder, sie solle Anwalt 
der Menschenrechte sein. Oder, sie solle der Vernunft das 
Wort reden, wenn politischer Irrationalismus überhand 
nimmt. Sie solle Versöhnung fordern. Oder ganz aktuell: 
einen neuen Lebensstil propagieren helfen. Wo liegen für Sie 
in einem solchen Katalog, der gewiß unvollständig ist, Priori- 
täten? | 
Helmut Schmidt: Ich würde diese von Ihnen als öffentliche 
Aufgaben der Kirche bezeichneten Tätigkeitsfelder nicht als 
die vordringlichen ansehen. Innerhalb der von Ihnen genann- 
ten Reihe von Beispielen würde ich die der Unverzichtbarkeit 
einer Aufrechterhaltung des Bewußtseins von Werten an die 
Spitze stellen. 
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Ich glaube aber nicht, daß es zu den wichtigsten öffentlichen 
Aufgaben der Kirche gehört, einen neuen Lebensstil oder eine 
neue Enthaltsamkeit zu predigen. Dies ist ja im beinahe 
2ooojährigen Leben der Kirche immer wieder vorgekommen 
und wird auch in Zukunft so bleiben. Wenn sie etwas Derarti- 
ges tut, kann sie aber nicht jedermann - quasiim Namen Jesu 
Christi — zur Enthaltsamkeit verpflichten wollen. Wenn- 
gleich es der Gesellschaft und der Zeit sicherlich gut täte, 
Beispiele von etwas mehr Enthaltsamkeit und etwas weniger 
Opulenz zu setzen. 

Frage: Es gibt gewisse Sprecher der Kirchen - ich spezifiziere 
bewußt nicht -, die mit dem »Naturrecht« den Handlungs- 
.spielraum des Gesetzgebers einengen wollen. Etwa indem sie, 
wie geschehen, sagen, über Abtreibung sei nichts abzustim- 
men, denn über Leben könne man nicht abstimmen. Wie 
antworten Sie auf eine solche Herausforderung? 

Helmut Schmidt: Ich wundere mich über diejenigen, die mit 
dem Satz, man dürfe nicht über Leben abstimmen, gleichzei- 
tig doch die Todesstrafe akzeptieren. Generell möchte ich 
sagen, daß die Idee, es gäbe ein natürliches Recht oder ein 
Naturrecht, mich persönlich immer fasziniert hat. Nun ist ja 
der Ausdruck Naturrecht befrachtet mit geschichtlich ge- 
wachsenen Inhalten, insbesondere im Bereich der katholi- 
schen Theologie wie auch im Bereich der Rechtsphilosophie. 
Und jeder, der diesen Ausdruck Naturrecht benutzt, muß 
einkalkulieren, daß Teile seiner Leser oder Zuhörer ganz 
bestimmte Begriffsinhalte mit. diesem Namen Naturrecht 
verbinden. 

Wenn man, was leider nicht geht, von der geschichtlich 
vorgegebenen Begriffsinhalten völlig absehen und quasi auf 
der grünen Wiese neu zu philosophieren anfangen könnte 
über das, was das natürliche Recht der Person oder das natür- 
liche Recht der Menschen ist, dann würde ich zum Beispiel 
den Katalog der allgemeinen Menschenrechte oder den Kata- 
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log der Grundrechte des deutschen Grundgesetzes als Forde- 
rungen des Naturrechtes ansehen wollen. 

Mich hat es immer gestört, daß im Zusammenhang des 8 218 
bestimmte Christen die Ungeheuerlichkeit aufgebracht ha- 
ben, Sozialdemokraten mangelnde Achtung vor dem Leben 
vorzuwerfen. Ich finde, es ehrt gerade meine Partei, daß sie 
die Unabstimmbarkeit über den obersten Wert, die Men- 
schenwürde, als den eigentlichen Kern ihrer politischen Aus- 
sage begreift. Die Bereitstellung von sozialen Hilfen für Frau- 
en hat ganz und gar nichts mit der vermeintlichen Aufwei- 
chung von Werten zu tun. | 
Frage: Würden Sie, aus dem Raum der Politik kommend, 
auch Grenzen ziehen für die Vollmacht des Staates, bestimm- 
te Tatbestände gesetzlich in Griff zunehmen? 

Helmut Schmidt: Dem Staat sind Grenzen gesetzt durch das 
positive Recht einerseits und durch das Naturrecht anderer- 
seits. Dazu gehören auch Gebote, die unmittelbar - und das 
gilt für manche der Grundrechte - aus christlicher Grund- 
überzeugung fließen. 

Frage: Es gibt Bereiche, wo ethische Forderungen und gesell- 
schaftliche Interessen auseinanderfallen. Ich nenne ein Bei- 
spiel. In unserem Bildungssystem droht das Leistungsprinzip 
zu einer Qual auszuarten. Es produziert, wie es scheint, 
zunehmend unpolitische, streberhafte, seelisch reduzierte 
Schüler und Studenten. Wie lange können Politiker das noch 
mitansehen ? 

Helmut Schmidt: Ich glaube, man sollte zunächst erkennen: 
Die Tendenz, die Sie beobachten, existiert tatsächlich. Es 
handelt sich um eine Art von Pendelschlag in das entgegenge- 
setzte Extrem, nachdem wir zuvor einige Jahre erlebt hatten, 
in denen das Prinzip Leistung unterbewertet wurde. Bei dem 
gegenwärtigen Pendelausschlag wird es wahrscheinlich nicht 
bleiben. Das muß nicht heißen, daß das Pendel ohne unser 
Zutun, quasi von selbst, in irgendeine Mittellage zurückkeh- 


25 


ren würde. Zu den natürlichen Eigenschaften des Menschen 
gehört wahrscheinlich, daß Leistung prämiert wird. Oder 
anders ausgedrückt: Für vielerlei Kreatur ist das Ergebnis des 
Leistungswettbewerbs zugleich entscheidend für die eigene 
physische Existenz. Das ist für den Bereich menschlicher 
Gesellschaft zwar weitgehend abgebaut worden; trotzdem 
glaube ich jedoch, daß zu menschlicher Gesellschaftsordnung 
gehört und gehören wird, daß der Faule nicht in gleicher 
Weise geachtet wird wie der Fleißige und daß derjenige, der 
sich auf Kosten anderer durchmogelt, nicht in gleicher Weise 
geachtet wird wie derjenige, der zum Wohle anderer beiträgt. 
Ich möchte aber ausdrücklich hinzusetzen, daß die Leistungs- 
erwartungen an gesunde Menschen nicht dazu herhalten 
dürfen, körperlich oder geistig Versehrte an einem für sie 
falschen Leistungsbegriff zu messen. | 
Trotz der, wie ich meine, mit Recht kritisierten Übertreibung 
des Leistungsprinzips dürfen wir nicht in den Fehler der 
Verdammung von Leistung schlechthin zurückfallen. Ent- 
scheidend ist, daß wir dem Menschen ohne Ansehen der 
Person die Chance geben, etwas zu leisten. Das heißt, wir 
müssen es in die Entscheidung des einzelnen Menschen stel- 
len, ob und wieviel er leisten will und ihm die Entscheidung 
weder durch die von hoher Hand geschaffenen noch gedulde- 
ten Umstände aufzwingen oder nehmen. 
Allerdings gilt es, Zustände zu verhindern, in denen sich der 
Starke auf Kosten des Schwachen durchsetzt. Deshalb muß 
die Gemeinschaft darauf bestehen, durch staatliche Rahmen- 
voraussetzungen das Prinzip der Gleichheit sozial zu ver- 
wirklichen. Christen sollten dafür sorgen, daß gleiche Le- 
benschancen genauso ernst genommen werden wie gleiche 
Startchancen. | 
Angewendet auf die konkrete Situation unseres Bildungs- 
und Ausbildungssystems, bedeutet dies für mich, daß einer- 
seits noch viel zu tun bleibt, um durchgängige Chancen- 
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gleichheit herzustellen, daß andererseits das Leistungsprin- 
zip nicht verabsolutiert werden darf, insbesondere nicht für 
junge Menschen, über deren spätere persönliche Entwicklung 
Schulzeugnisse oder Noten auf der Universität doch nur sehr 
wenig aussagen können. 

Abstrakte Leistungsbemessung muß da ihre Grenze haben, 
wo sie das vornehmste aller Bildungsziele, die Förderung 
eigenständigen Denkens, verkümmern läßt. 

Umgekehrt werden Schulen und Hochschulen nie auf eine 
Bewertung der Leistungsfähigkeit des einzelnen Menschen 
verzichten können. Und falls sie darauf verzichten, werden es 
andere Instanzen in der Gesellschaft sein, die Leistungsfähig- 
keit und Leistung bewerten. Ohne eine solche Bewertung 
kommt weder eine pluralistisch-demokratische Gesellschaft 
noch eine kommunistische Gesellschaft aus. 

Frage: Hier geht es um die Bestimmung des Verhältnisses 
von Freiheit und Leistung. Eine ähnliche Entscheidung ist 
fällig im Verhältnis von Ordnung einerseits und Liberalität 
andererseits. Liberalität steht nicht hoch im Kurs. Warum? 
Helmut Schmidt: Mir liegt Freiheit näher als Liberalität. Der 
Begriff Freiheit hat zwei Seiten, nämlich Freiheit von und 
Freiheit zu etwas. Freiheit und Ordnung stehen so in einer 
inneren Spannung, die immer aufs neue zum Ausgleich ge- 
bracht werden muß. Dies ist eine jener Aufgaben, die sich 
dem Politiker täglich stellt. 

Frage: Wie kommt es zu Ungleichgewichten, wie sie sich zum 
Beispiel in der Frage des Zugangs von Extremisten zum öf- 
fentlichen Dienst gezeigt haben? Oder anders gefragt: Der 
Staat war doch gar nicht so schwach, daß die »Radikalenfahn- 
dung« notwendig war? 

. Helmut Schmidt: Ich habe mich an der Faden nach Radi- 
kalen im öffentlichen Dienst nicht beteiligt. Ich habe davon 
nie sehr viel gehalten. Ich glaube, daß hier gegenwärtig in 
manchen Teilen Deutschlands vielerlei Übertreibungen ge- 
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schehen. Daß wir hier einen gefährlichen Punkt erreicht 
haben, zeigt sich für mich auch daran, daß sich evangelische 
Bischöfe genötigt sahen, vor einer geistigen Pogromstim- 
mung zu warnen. 

Übrigens möchte ich deutlich unterscheiden zwischen Radi- 
kalen und solchen, die das Grundgesetz mißachten. Radikali- 
tät an sich ist überhaupt nichts Negatives. Wer aber die 
gemeinsam gewollte verfassungsmäßige Ordnung mißach- 
tet, deren Grundelemente als unumstößlich gewollt sind, 
dessen Verhalten sollte nicht mit dem hehren Namen der 
Radikalität bedacht werden. Ich meine, daß denen, die das 
Grundgesetz und andere unverzichtbare Regeln für den Um- 
gang von Bürgern mit Bürgern oder von Bürgern mit dem 
Staat oder für den Umgang des Staates mit seinen Bürgern 
abschaffen wollen, nicht die Freiheit eröffnet werden sollte, 
als vorgebliche Diener dieses Staates zu Zerstörern der 
grundgesetzlichen Ordnung zu werden. Die Zahl der Fälle, in 
denen dies Letztere tatsächlich vorliegt, ist unvergleichlich 
viel kleiner als die Zahl der Fälle, in denen übereifrige Staats- 
funktionäre, zumal in konservativ bis reaktionär gestimmten 
Bürokratien, erst einmal pauschal alle Bewerber unter die 
Lupe ihres Verdachtes nehmen. 

Frage: Entfremdung zwischen Bürger und seinem Gemein- 
wesen wird ja auch anderweitig hergestellt. Das bürokrati- 
sche System an sich wird immer unüberschaubarer. Muß das 
nicht zwangsläufig zu Frustrationen führen, die sich viel- 
leicht einmal als politische Labilität auswirken? 

Helmut Schmidt: Das darf man nicht ausschließen. Sie bezie- 
hen sich hier auf Verwaltungsreformen, durch die eigenstän- 
dig gewachsene Einheiten zu größeren Verwaltungsgebilden 
zusammengelegt werden. 

Ich betrachte solche Bestrebungen mit erheblicher Skepsis. 
Zum einen, weil durch willkürlich erscheinende Verwal- 
tungsreformen das organisch gewachsene Zugehörigkeits- 
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gefühl der Bürgerinnen und Bürger zu einer ganz bestimm- 
ten Gemeinde aufgeweicht wird. Zweitens, weil damit die 
Bindung an die Gemeinschaft gestört werden kann, und 
schließlich, weil die erstrebten Rationalisierungsergebnisse 
in vielen Fällen überhaupt nicht eintreten. 

Es gibt umgekehrt auch Beispiele, daß großstädtische Ge- 
meinden, wie etwa meine Vaterstadt Hamburg, eine Stadt 
von 1,7 Mio. Einwohnern, nach dem Zweiten Weltkrieg ver- 
sucht haben, durch Aufteilung in einzelne Bezirksämter mit 
einzelnen parlamentsähnlichen Einrichtungen größere »Bür- 
gernähe«, wie das Schlagwort heißt, zu erzielen, ohne darin 
wirklich Erfolg gehabt zu haben. 

Zusammengefaßt: Die Entwicklung von Gewerbe, Verkehr 
und Bevölkerung kann zu Verwaltungsreformen zwingen. Es 
hat keinen Zweck, sich ihnen prinzipiell zu widersetzen. 
Wohl aber ist es in meinen Augen verdienstlich, wenn man 
sie mit Vorsicht angeht. 

. Frage: Für Sie hätte also Teilhabe des Bürgers am Leben der 
Gemeinde grundsätzlich jedenfalls Priorität vor Rationalisie- 
rungszielen? 

Helmut Schmidt: Jedenfalls hat für mich die Beteiligung des 
Bürgers an den öffentlichen Angelegenheiten einen sehr ho- 
hen Wert, den man nicht generell anderen Werten nachord- 
nen darf. 

Frage: Läßt sich der Verlust an jenöltsgscher Selbstbestim- 
mung an der Basis, der jain den letzten Jahren eingetreten ist, 
korrigieren? Kann der Politiker hier noch einwirken? 
Helmut Schmidt: Ich bin nicht sicher, ob man wirklich von 
einem Verlust an demokratischer Selbstbestimmung oder 
auch Mitbestimmung - beide Begriffe wären hier erlaubt - 
reden darf. Einerseits ist die Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger bei allgemeinen Wahlen ungewöhnlich hoch, ver- 
gleicht man sie mit früheren Generationen und anderen In- 
dustriegesellschaften. Andererseits war die Bürgerbeteili- 
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gung an den Angelegenheiten der eigenen Gemeinde früher 
immer nur auf eine kleine Anzahl privilegierter Bürger be- 
schränkt. 

Frage: Ich möchte die Frage umdrehen. Bisher fragten wir 
unausgesprochen, wie der Bürger vor der Allmacht des staat- 
lichen Apparates zu schützen sei. Man muß vielleicht auch 
fragen, wie man die Allgemeinheit schützen müsse vor dem 
Egoismus des einzelnen. Finden Sie, daß die Bürger unseres 
Landes genügend bereit sind, im Alltag Solidarität zu prakti- 
zieren? 

Helmut Schmidt: Ich glaube, es gehörte ein ei Maß 
an Heuchelei dazu, diese Frage glatt mit Ja zu beantworten. 
Ich habe bei Unglücksfällen immer beides zugleich erlebt: 
sowohl das freiwillige Angebot vieler Bürgerinnen und Bür- 
ger zu helfen, ohne gleichzeitig zu fragen, was dabei heraus- 
springt. Aber ebenso erleben wir alle immer wieder ein im 
wahren Sinne des Wortes unheimliches Ausmaß an untätiger 
Neugierde von Leuten, die einfach nur die Sensation konsu- 
mieren. | 
Frage: Ein Land, in dem der Ellbogen mehr gilt als Rücksicht 
auf andere - behaupten wir einmal, daß dies bei uns so sei -, 
hätte ja wohl auch ein entsprechendes politisches Klima. 
Müßte dann nicht auch der Politiker sich sehr dafür engagie- 
ren, daß Solidarität, oder nennen wir es christlich Brüderlich- 
keit, im täglichen Leben mehr Geltung erlangen? 

Helmut Schmidt: Die Antwort lautet: Ja. Zu dem Vorspann 
Ihrer Frage muß ich allerdings einwenden, daß ich nicht den 
Eindruck habe, daß wir in Deutschland egoistischer sind als 
etwa unsere Nachbarn. 

Frage: Darf ich einen Gedankensprung machen. Es gibt Pro- 
bleme, bei denen offenbar die Politiker es doch gerne Kir- 
chenführern überlassen, unpopuläre Sachen zu sagen. Müßte 
nicht von seiten der Politik etwa angesichts der Probleme, die 
mit Grenzen des Wachstums bezeichnet sind, deutlicher öf- 
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fentlich gesagt werden, daß die Menschen lernen müssen, 
etwas bescheidener zu leben? 

Helmut Schmidt: Ich bezweifle, daß man davon sprechen 
kann, Politiker würden es kirchlichen Instanzen überlassen, 
unpopuläre Dinge zu sagen. Jedenfalls würde ich dies für 
meine Person strikt ablehnen. Als Beispiel für diese soge- 
nannten unpopulären Dinge führen Sie an, der Öffentlich- 
keit müsse stärker vor Augen geführt werden, daß in Zu- 
kunft der Lebensstandard nicht in gleichem Maße wachsen 
werde wie in den letzten fünf Jahren; ich glaube nicht, daß 
die öffentliche Meinung sich darüber täuscht, wohl aber 
gibt es Meinungsverschiedenheiten darüber, in welchem 
Umfange Zuwachserwartungen zurückgeschnitten werden 
müssen. 

Allerdings gibt es darüber nun auch unter denjenigen erheb- 
liche Differenzen, die am ehesten zu Zukunftsprojektionen 
und den daraus zu ziehenden Konsequenzen berufen sind, 
nämlich Nationalökonomen, Bevölkerungswissenschaftlern 
und Gesellschaftswissenschaftlern schlechthin. Die Mei- 
nungsverschiedenheiten lassen erkennen, daß die Kunst der 
wirtschaftswissenschaftlichen Prognose einstweilen noch au- 
ßerordentlich gering entwickelt ist. Ich finde z. B., daß die 
erste in der ganzen Welt Aufsehen erregende Veröffentli- 
chung des Club of Rome, die nicht zuletzt auch viele Christen 
zum Nachdenken gebracht hat, wissenschaftlich unzurei- 
chend fundiert war. 

Ich will mich auf zwei Hinweise in diesem Zusammenhang 
beschränken. Zum einen: Bisher haben sich malthusianische 
Prognosen und ebenso die seinerzeit daraus gezogenen 
Schlußfolgerungen als falsch erwiesen. Dasselbe gilt für Pro- 
gnosen über die Erschöpflichkeit von Rohstoffen, weil wir 
immer schneller neue Rohstoffe oder Rohstofflager entdeckt 
oder Rohstoffe durch Kunststoffe ersetzt haben. Nicht zuletzt 
deshalb muß ich dem Club of Rome vorwerfen, die Bedeu- 
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tung des technischen Fortschrittes und der Veränderung der - 
Welt durch Erfindungen in erstaunlicher Weise vernachläs- 
sigt zu haben. | 
Und zweitens. Beim Problem der sogenannten Grenzen des 
Wachstums wird vielfach außer acht gelassen, daß ein größse- 
rer Teil des zukünftigen Wachstums nicht in materiell produ- 
zierten Leistungen, sondern in persönlichen Dienstleistun- 
gen bestehen wird, die keine Rohstoffe brauchen und auch 
kaum Energie. 
Frage: Gelegentlich dramatisieren die Kirchen dieses Thema. 
Sollten sie sich also eher gelassen verhalten? 
Helmut Schmidt: Ich bin mir nicht sicher, ob die Frage so 
richtig gestellt ist. Wenn zuweilen der Eindruck entstanden 
ist, ich lege wenig Wert auf entwicklungspolitische Problem- 
“stellungen und sei ein unverbesserlicher Optimist in der 
Einschätzung unseres Wachstums, so ist das falsch. Ich gehö- 
re zu denjenigen, die angestrengt über zukünftiges Wachs- 
tum nachdenken. Von einer Dramatisierung der Situation 
seitens der Kirche könnte man nur dann sprechen, wenn 
Unheilspropheten und Neu-Apokalyptiker das Feld beherr- 
schen würden. Als jemand, der von bestimmten Wertpositio- 
nen aus und in nüchterner Tatsachenabwägung politische 
Entscheidungen zu treffen hat, hätte ich natürlich nicht gera- 
de ein überschwengliches Verhältnis zu solchen Leuten. So- 
weit es sich aber um die geistige Vorbereitung auf Fragestel- 
lungen handelt, die schrittweises und nicht sprunghaftes 
Umdenken erfordern, bin ich gern bereit, hinzuzulernen. 
Wenn ich recht sehe, ist der Problemkomplex Wachstum für 
die Theologengeneration meines Alters noch längst nicht 
ausdiskutiert. Im übrigen glaube ich kaum, daß es Aufgabe 
der Kirchen ist, nationalökonomische Prognosen für Beide 
oder falsch zu erklären. 
Frage: Wäre es Aufgabe der Kirchen, gegen nationalen Egois- 
mus zu sprechen? 
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Helmut Schmidt: Ja. Das ist Aufgabe von jedermann, nicht 
nur der Kirchen. j 

Frage: Die zurückliegende Polen-Debatte ist ein Beispiel da- 
für, daß ein kirchlich-theologischer Begriff eine große Rolle 
gespielt hat, der der Versöhnung. Dieses wurde von Politi- 
kern der Opposition möglichst herausgedrängt aus der Argu- 
mentation. So etwas würden Sie aber doch nicht akzeptieren 
mögen? | 

Helmut Schmidt: Ich glaube, daß, schwierig wie in der durch 
die Geschichte weitgehend beeinflußten Gegenwart das Ver- 
hältnis zwischen Polen und Deutschen ist, und schwierig wie 
es angesichts der verschiedenartigen Gesellschafts- und 
Staatssysteme zwischen der Volksrepublik Polen und der 
Bundesrepublik Deutschland sein mag, gerade das Feld, von 
dem Sie jetzt sprechen, eines derjenigen Felder ist, in denen 
nun in der Tat das christliche Versöhnungsgebot besser ge- 
hört werden sollte, als das gegenwärtig in einigen Quartieren 
in Deutschland der Fall zu sein scheint. Ich schließe hier 
kirchliche Quartiere durchaus ein. | 
Frage: Wieviel Ehrlichkeit, wieviel Offenheit kann ein Politi- 
ker der Öffentlichkeit zumuten? Wo liegt die Grenze? 
Helmut Schmidt: Ein Politiker darf nicht unehrlich sein. 
Genauer gesagt: Er darf nichts sagen, was nach seinem Wis- 
sen falsch ist. Er darf auch nicht behaupten, etwas nicht zu 
wissen oder nicht gewußt zu haben, wenn dies nicht zutrifft. 
Dies heißt nicht, daß ein Politiker zu jeder Zeit alles öffentlich 
sagen muß, was er weiß; z. B. kann der erstrebte Erfolg von 
Verhandlungen dadurch gestört werden, dafs man während 
des Meinungsaustausches Details ausplaudert, solange die 
Verhandlungen noch schweben; dies gilt für internationale 
Verhandlungen, für Koalitionsgespräche ebenso wie für Ver- 
handlungen zwischen Firmen oder zwischen Gewerkschaften 
oder Arbeitgebern. Der Politiker kann - selten genug! - auch 
einmal dem Zwang zur Notlüge unterliegen; z. B. kann er 
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gezwungen sein, angesichts einer großen Währungsspekula- 
tion öffentlich zu leugnen, daß er oder andere zum nächsten 
Wochenende eine Auf- oder Abwertung vorbereiten. 

Mit diesen Einschränkungen sollte ein demokratischer Politi- 
ker so offen wie möglich sein. Dies gebieten sowohl die 
politische Moral als auch sein eigenes Interesse. Natürlich 
gibt es auch hier Grenzen, z. B. solche, die der Takt gebietet: 
Nicht in jedem Falle darf ein Politiker Nachteiliges oder 
Abträgliches, das er über die Person oder über die Handlun- 
gen und Äußerungen eines politischen Gegners erfahren hat, 
in aller Öffentlichkeit ausbreiten —- schon gar nicht über 
dessen privaten Bereich. 

Ich will auch ein Beispiel geben für meine Behauptung, daß 
Offenheit gegenüber der öffentlichen Meinung dem Politiker 
nützt: Die Bundesregierung hat unter meiner Verantwor- 
tung im letzten Herbst ein Haushaltsstrukturgesetz einge- 
bracht, das für viele Gruppen von Menschen gegenüber bis- 
herigen Erwartungen Einschränkungen mit sich brachte; sie 
hat im gleichen Atemzuge eine Steuererhöhung angekün- 
digt; die Gesetzgebung hinsichtlich dieser Vorschläge ist zum 
Teil abgeschlossen, zum Teil wird sie demnächst abgeschlos- 
sen sein. Kleinmütige Geister könnten gemeint haben, eine 
derartige Offenheit, weniger als ein Jahr vor der Bundestags- 
wahl, sei in einer Demokratie schädlich, weil die Wähler- 
schaft verärgert würde. Wir hatten ja auch vielfach erlebt, 
daß Regierungen vor Beginn der Wahlkämpfe durch Gesetze 
sogenannte Wahlgeschenke austeilten; ja, wir haben sogar 
erlebt, daß Regierungen wider besseres Wissen Wahlge- 
schenke austeilten, die sie weniger als zwölf Monate später 
nach der Wahl durch neue Gesetze wieder einsammelten. 
Nach meiner politischen Lebenserfahrung schadet ein solches 
Verhalten nicht nur dem Vertrauen der Wählerinnen und 
Wähler in die demokratisch gewählten Organe des Staates, 
sondern es schadet auch dem Vertrauen in diejenigen Perso- 
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nen, welche die Verantwortung tragen. 

Wer der Öffentlichkeit reinen Wein einschenkt, der wird 
letztlich damit Vertrauen gewinnen. Ein Beispiel in der 
jüngeren europäischen Geschichte war Winston Churchills 
Blut-, Schweiß- und Tränenrede, nachdem er während des 
Krieges Premierminister geworden war. | 
Frage: Finden Sie im Einzelfall die jeweilige Grenze mit 
leichter Hand? Oder gibt es Fälle, wo Sie erst mit sich ringen 
müssen, ehe Sie wissen, wo es lang gehen wird? 

Helmut Schmidt: Dies kommt sehr auf den Einzelfall an. In 
vielen Einzelfällen ist entweder auf den ersten Blick klar, daß 
rückhaltlose Offenheit zulässig oder gar geboten ist. Ebenso 
gibt es Fälle, die eine zurückhaltende Darstellung, eine »di- 
plomatische« Sprache bei der öffentlichen Darstellung erfor- 
dern; hierzu gehören z. B. Meinungsverschiedenheiten mit 
ausländischen Regierungen: In solchen Fällen wird sehr oft 
jedes einzelne Wort sorgfältig abgewogen. Es gibt aber auch 
Fälle, in denen nicht von vornherein intuitiv zu erfassen ist, 
wie offen oder gar drastisch man sein darf oder wie abgewo- 
gen man sich äußern muß. Es kommen häufig genug Fälle 
vor, in denen man mit Ministerkollegen, mit politischen 
Freunden oder mit Mitarbeitern lange abwägt, ehe man sich 
für eine bestimmte Form entschließt. 

Frage: Wie viele solcher schwierigen Gewissensentscheidun- 
gen kann sich ein Politiker leisten? 

Helmut Schmidt: Das Wort »Gewissensentscheidung« er- 
weckt bisweilen den irreführenden Eindruck, als ob Politiker 
auch andere Entscheidungen zu treffen hätten, die sie nicht 
vor ihrem Gewissen zu verantworten bräuchten. In Wirklich- 
keit muß in einer Demokratie ein Politiker jede seiner Ent- 
scheidungen immer vor zwei Instanzen verantworten: Er- 
stens vor denjenigen, von denen er abhängig und denen er 
Rechenschaft schuldig ist - d. h. also vor seinem Parlament, 
vor seiner Partei, vor seinen Wählerinnen und Wählern oder 
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vor dem Verband oder der Körperschaft, die ihn mit der 
Befugnis zu der von ihm zu treffenden Entscheidung ausge- 
stattet hat. Zweitens muß er jede Entscheidung, die er trifft, 
in seinem eigenen Gewissen verantworten — d. h. für den 
Christen: in seinem Gewissen vor Gott. 

Allerdings wird dem Politiker bei vielen Entscheidungen ge- 
ringerer Tragweite diese doppelte Verantwortungsnotwen- 
digkeit nicht in jedem Einzelfall bewußt, wenngleich sie im 
"Untergrunde seines Bewußtseins mitschwingt. Ich nehme 
deshalb an, daß Sie mit dem Wort »Gewissensentscheidung« 
nur solche Entscheidungen gemeint haben, bei denen ein 
ganz besonders hohes Maß an Verantwortung involviert ist, 
und die deshalb zu einer sehr bewußten und in manchen 
Fällen sogar quälenden und zermürbenden Gewissenserfor- 
schung führen können. 

Dabei kann die Übung im Entscheiden eine Hilfe sein; gleich- 
wohl kann man auch in die Lage kommen, mit erheblichen 
Zweifeln ringen zu müssen; dies gilt gewiß nicht nur für 
Minister oder Bundeskanzler, sondern ebenso für Abgeord- 
nete und für Politiker in anderen Funktionen. Dabei ist die 
Frage, wie viele derartiger Entscheidungen sich ein Politiker 
»leisten« könne, wohl nicht ganz richtig gestellt; denn ein 
Politiker kann sich in keinem Falle leisten, eine Entscheidung 
von Gewicht ohne Prüfung und Berücksichtigung seiner boh- 
renden Zweifel kurzentschlossen zu treffen. Gerade in einer 
solchen Frage ist er zu besonders sorgfältiger Abwägung der 
Folgen seiner Entscheidung verpflichtet. 

Frage: Man sagt Ihnen nach, Sie entschieden kurz entschlos- 
sen. Sie gelten als »Macher«, als gälte für Sie der Effekt mehr 
als die theoretische oder ethische Begründung. Wie erklären 
Sie sich diese Meinung über Ihren Charakter? 

Helmut Schmidt: Ich glaube nicht, daß es sich bei dieser 
journalistischen Kurzformel um eine abschließende Kenn- 
_ zeichnung meines Charakters handelt. Ich bin seit 1953, also 
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seit 23 Jahren, Berufspolitiker — als Abgeordneter, als Ham- 
burgischer Senator, als Fraktionsvorsitzender, Verteidi- 
‚gungsminister, Wirtschafts- und Finanzminister, schließlich. 
als Bundeskanzler. Das Epitheton »Macher« ist mir in den 
ersten 21 Jahren meines politischen Lebens niemals ange- 
hängt worden, dies geschah erst nach dem Wechsel im Amt 
des Bundeskanzlers von Willy Brandt zu mir. 
Es sollte wohl einerseits einen der Unterschiede im politi- 
schen Typus besonders prägnant zum Ausdruck bringen, 
zum anderen sollte es mich wahrscheinlich auch abwerten. 
Wer diese letztere Absicht mit dem Wort »Macher« verfol- 
gen sollte, hat sich allerdings über die öffentliche Wirkung 
getäuscht: Die Meinungsbefragungen lassen erkennen, daß 
’Entschlossenheit bei politischen Führungspersonen allge- 
mein durchaus geschätzt wird. 
Ein Politiker hat die Wirkung seines Handelns im voraus zu 
bedenken, ähnlich wie ein Gewerkschaftsführer, ein Unter- 
nehmer, ein Pädagoge oder ein Seelsorger. Eine Demokratie 
ist angelegt auf Vertrauen, auf Verantwortung und auf das 
Überzeugen derjenigen, die einem Politiker vertrauen und 
vor denen er sich zu verantworten hat. Wegen der Bedeutung 
des Überzeugens spielt in der Demokratie die politische Rede 
und die politische Diskussion von Demosthenes bis zu Carlo 
Schmid oder Herbert Wehner eine so große Rolle ; und natür- 
lich kann es bei einer politischen Rede auch auf den von Ihnen 
genannten Effekt ankommen. Wer nach dem Effekt hascht, 
ohne eine klare Begründung für das zu besitzen, was er 
vertritt oder ohne sittlich verantworten zu können, wofür er 
eintritt, der verfehlt seinen Beruf als Politiker. 
Was mich angeht: Ich scheue mich ein wenig, bei jedweder 
sich bietenden Gelegenheit die sittlichen oder ethischen oder 
christlichen Begründungen meines Handelns öffentlich dar- 
zulegen; Politiker, die das Wort »Humanismus« oder den 
Namen Jesu Christi in jeder ihrer politischen Reden im Mun- 
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de führen, sind mir ein Greuel. Theoretische Begründungen 
erscheinen mir in der politischen Rede häufig notwendig; 
auch ich brauche sie oft genug - allerdings bevorzuge ich 
dafür in aller Regel Kürze und Prägnanz nebst illustrativem 
Beispiel. Ich halte nicht viel von langen theoretischen Ab- 
handlungen in der politischen Rede. Andererseits habe ich in 
meinem Leben sehr viele Aufsätze, auch einige Reden ver- 
faßt, die theoretisch-wissenschaftlichen Anspruch erheben; 
u. a. habe ich ja ein theoretisches Buch über militärische 
Strategie und über deutsche Friedenspolitik zwischen den 
Weltmächten geschrieben. | 
Frage: Wenn Sie harte Entscheidungen treffen, wie damals 
beim Überfall auf die deutsche Botschaft in Stockholm - wie 
sehr geht Ihnen das unter die Haut? | 
Helmut Schmidt: Die Entscheidung, anläßlich des bewaffne- 
ten Überfalls und der Geiselnahme in der deutschen Botschaft 
in Stockholm den Forderungen der Terroristen nicht nachzu- 
geben, war für mich die bisher schwerste Entscheidung mei- 
nes politischen Lebens. Die Umstände ließen keine sehr lange 
Frist des Überlegens zu. Die Entscheidung wurde rechtzeitig 
getroffen, sie ging relativ glücklich aus. Meine Kollegen und 
Mitarbeiter wie auch ich selbst waren uns des schlimmen 
Risikos durchaus bewußt. Natürlich habe ich versucht, mir 
meine innere Erregung nicht anmerken zu lassen, die noch 
lange nach dem Ereignis angehalten hat. 

Frage: Wie weit tragen nach Ihrer Erfahrung die ethischen 
Ideale? Nehmen wir ein Beispiel: Sie haben sich strikt gegen 
Waffenexporte außerhalb der NATO festgelegt. Seit einer 
Weile versucht man, diese strenge Linie aufzuweichen. Wer- 
den Sie ihre Position durchhalten ? Oder müssen Sie Kompro- 
misse eingehen, weil doch der Rubel rollen muß im Lande? 
Helmut Schmidt: Ich werde an der bisherigen Praxis festhal- 
ten, die nicht zuletzt nach Vorschlägen entwickelt worden ist, 
die ich 1970 als damaliger Verteidigungsminister der damali- 
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gen Bundesregierung gemacht habe. Ich bin überzeugt, daß 
auch die gegenwärtige Bundesregierung die damals erarbeite- 
ten Leitsätze nicht ändern wird. 
Frage: Schon vor mehr als einem Jahrzehnt wünschten Sie 
sich »endlich mehr Fairneß in der Demokratie« — wie fair 
kann man denn bleiben, wenn der Wahltermin näher rückt? 
Helmut Schmidt: Ich muß Ihnen zugeben, daß ich selbst, 
vornehmlich in den fünfziger Jahren, im Deutschen Bundes- 
tag sicherlich mehrfach gegen das Fairneßgebot verstoßen 
habe; nach meiner Erinnerung habe ich im Laufe der fünfzi- 
ger Jahre auch zwei- oder dreimal einen Ordnungsruf des 
Präsidenten erhalten. Allerdings gilt ähnliches für viele Poli- 
_ tiker; man kann ja unter diesem Aspekt die politische Debatte 
bisweilen auch durchaus mit einem Kampfsport vergleichen - 
auch dort kommt es vor, daß selbst solche Spieler oder Kämp- 
fer, die sich innerlich sehr um Fairneß bemühen, vom Zorn 
_ des Augenblicks mitgerissen sich eines Regelverstoßes schul- 
dig machen und damit eine Verwarnung oder einen Strafstoß 
auslösen. 
In den letzten zehn oder elf Jahren sind mir solche Regelver- 
stöße kaum passiert; ich habe politische Polemik auch nicht 
von mir aus begonnen, sondern Polemik immer als Antwort 
auf Provokationen von gegnerischer Seite eingesetzt. Dies 
gilt auch für Wahlkämpfe. Jüngst las ich z. B. in dem politi- 
schen Kommentar eines Journalisten, der im badenwürttem- 
bergischen Landtagswahlkampf mehrere meiner dortigen. 
 Wahlkampfreden verfolgt hatte, meine Rede habe eher den 
Ton der Berichterstattung in einer Generalversammlung; 
wenngleich dies eine unterkühlende Untertreibung gewesen 
sein mag, so zeugt sie jedenfalls doch von meinem Bemühen 
um Temperierung auch im Wahlkampf. 
Frage: Die christliche Forderung ginge über Fairneß noch 
hinaus; sie hieße, man solle »alles zum besten kehren«. Im 
politischen Kampf aber macht man den Gegner schlecht und 
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stellt sich selber groß dar. Ist es also unvermeidlich, daß ein 
Christ im Wahlkampf seine Ideale verraten muß? 

Helmut Schmidt: Ein Christ darf seine Ideale nicht verraten, 
auch nicht im Wahlkampf, auch dort darf die alttestament- 


liche Formel »Auge um Auge, Zahn um Zahn« nicht zur 


obersten Maxime werden. Allerdings kann es in einem Wahl- 
kampf oft so sein, daß auf grobe Klötze auch grobe Keile 
gehören - dabei müssen die Antworten keineswegs genauso 
verletzend ausfallen, wie vorangegangene Entgleisungen des 
Gegners. 

Die Demokratie ist die beste unter allen bisher denkbaren 
Formen der Staatsorganisation, aber sie ist keineswegs unter 
all ihren Aspekten als ideal anzusehen, sie hat vielmehr un- 
vermeidlicherweise auch große Schwächen. Zu den Schwä- 
chen gehört z. B., daß in vielen Fällen zwangsläufig nicht 
diejenigen Recht bekommen, welche Recht haben, sondern 
vielmehr diejenigen, welche die Mehrheit haben. Daß nicht 
derjenige gewählt wird, der der Geeignetste ist, sondern viel- 
mehr derjenige, der von der Mehrheit als der Geeignetste 
empfunden oder beurteilt wird — was zwangsläufig dazu 
führt, sich dem Publikum als geeignet darzustellen und dar- 
über hinaus dazu verführt, sich dem Publikum angenehm zu 
machen. Zu den Schwächen gehört auch, daß die Ersetzung 
physischer Gewalt, die in anderen Staatsformen eine große 
Rolle spielt, durch die Gewalt des Wortes und der Überzeu- 
gungskraft, dazu tendiert, größere Worte zu machen als ei- 
gentlich der konkrete Fall erfordert. 

Dies alles muß nicht heißen, daß man gezwungen sei, die 
»christlichen Ideale« zu verletzen. Wohl aber muß der Politi- 
ker wissen, daß die auch in der Demokratie unvermeidliche 
‘ Härte der politischen Auseinandersetzung und das Gebot der 
Nächstenliebe oder der Brüderlichkeit offenkundig nur in 
Ausnahmefällen zur Deckung gebracht werden können. Un- 
ter der Oberfläche darf im Kern die Nächstenliebe nicht 
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beschädigt werden. Wer aber Kattun meint, der darf nicht im 
Namen Jesu Christi sprechen. | 

Frage: Um es konkret zu machen: Was können Sie Gutes 
aussagen über die christlich-demokratische Partei? 

Helmut Schmidt: Die große Mehrzahl der Menschen in den 
beiden christlichen Parteien in Deutschland müht sich ebenso 
redlich wie in anderen Parteien. 
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Staat und Gesellschaft aus christlicher Sicht 


Weltanschauung und demokratischer Rechtsstaat: 


Als ein Mann, der aktiv in der praktischen Politik steht, der 
schwer an der weiß Gott harten Bürde des Leiters einer 
Verwaltung, zu der fast 19000 Menschen gehören, trägt und 
der Mitglied einer Landesregierung ist, empfinde ich es bei- 
nahe als vermessen, wenn ich mich hier zu einem Themen- 
kreis äußere, der zu den schwierigsten in unserer ohnedies 
schon nicht leicht zu bewältigenden Gegenwart gehört. Den- 
noch kann auch gerade der Politiker und Senator die Aufgabe, 
die er leisten soll, nicht meistern, hat er nicht selbst eine klare 
Vorstellung von eben der Position des Bürgers, des Mitmen- 
schen in Kirche, Gesellschaft und Staat. 


Standortbestimmung von Kirche 


Das Dilemma, die Problematik dieser Position tut sich gleich 
zu Beginn jeder Überlegung zu dieser Frage auf: Ein und 
derselbe einheitliche und unteilbare Mensch steht zugleich in 
jenen drei großen Bereichen des wirklichen Lebens, die wir 
als Kirche, Gesellschaft und Staat bezeichnen. Dabei steht der 


2. Der vorliegende Text folgt - geringfügig redigiert - einer Rede, die am 3. 
Mai 1963 in Scharbeutz gehalten wurde; ursprünglicher Titel: »Die Posi- 
tion des Bürgers in Staat, Kirche und Gesellschaft«. 
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Begriff Kirche hier auch für diejenigen Menschen unseres 
Volkes, die sich nicht zu einer der großen religiösen Glau- 
bensgemeinschaften bekennen, also zugleich auch für deren 
geistige Verwurzelung in letzten Wahrheiten und Überzeu- 
gungen, seien sie nun atheistisch, pantheistisch oder wie auch 
immer. | 

Ehe ich versuchen will, die Position des Bürgers in den ver- 
schiedenen Bereichen abzustecken, möchte ich zunächst ein- 
mal erläutern, was ich unter den einzelnen Begriffen verste- 
he. Über die Kirchen in meinem Verständnis habe ich eben 
schon gesagt, daß ich unter ihnen Gemeinschaften von Men- 
schen begreife, deren Selbstverständnis auf geoffenbarten 
letzten Wahrheiten und dem Glauben an sie beruht. 


Staat als Organisationsform der Gesellschaft 


Der Staat hingegen ist zunächst eine bestimmte Organisa- 
tion, ist die Rechtsform des Volkes, die ihren Inhalt von den 
gesellschaftlichen Kräften empfängt. Er ist allerdings nicht 
die einzige politische Erscheinungsweise der Menschen, die 
in ihm zusammengeschlossen sind. Vielmehr zeichnet sich 
nach unserem demokratischen Verständnis der Staat gerade 
dadurch aus, daß eine Wechselwirkung besteht zwischen der 
durch das Mittel des Rechts in Organen verfaßten Staatsge- 
walt und einer staatlich nicht organisierten, nicht einmal von 
Staats wegen organisierbaren Gesellschaft, die politisch freie 
Gesellschaft, mit der zusammen der durch seine Organe 
mächtige und tätige Staat erst das Ganze des Volkes zur 
Darstellung bringt. 

Ich darf das an einem Beispiel erläutern, den politischen 
Parteien. Weder sind sie staatlich organisiert, noch dürfen sie 
- soll nicht die Freiheit verlorengehen - staatlich organisiert 
werden. Sie sind auch nicht lediglich private Vereine, sondern 
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sie sind vielmehr öffentlich wirksame, an der politischen 
Willensbildung des Volkes beteiligte und mit ihrem Inhalt 
den Staat und seine Organe beeinflussende und miterfüllende 
Gruppenbildungen aus den Kräften der freien, politischen 
Gesellschaft. Allerdings haben die politischen Parteien - die 
ich hier nur beispielhaft.für die Kräfte der Gesellschaft ange- 
führt habe — natürlich kein Monopol und keinen Anspruch 
darauf, ihrerseits nun diesen für das demokratische Leben des 
Volkes unentbehrlichen freien gesellschaftlichen Raum allein 
zu repräsentieren. Das gesellschaftliche Leben wird vielmehr 
getragen von jener Vielfalt der organisierten und unorgani- 
sierten Kräfte, durch die Menschen das Miteinander in einem 
Volk realisieren. Die demokratische Lebensformung wird - 
um auch hier wieder ein konkretes Beispiel zu nennen - im 
Raume des Öffentlich-Politischen auch von Kräften mitbe- 
stimmt, wie es die von politischen Parteien unabhängigen 
Gewerkschaften sind. | 
Das hat der Parlamentarische Rat damals 1948/49 auch deut- 
lich erkannt und darum dem wichtigen Artikel 21 unseres 
Grundgesetzes die Formulierung gegeben, nach der die politi- 
schen Parteien an der politischen Willensbildung des Volkes 
»mitwirken«. Wie man heute noch in den Protokollen nach- 
lesen kann, haben die Väter unserer Verfassung insbesondere 
an das Recht und die Pflicht der Gewerkschaften gedacht, an 
der Gestaltung der politischen Willensbildung des Volkes 
teilzunehmen. Natürlich haben auch wiederum die Gewerk- 
schaften dieses Recht nicht allein. 

Der demokratische Staat unterscheidet sich daher insbeson- 
dere vom autoritären dadurch, daß dieser letztere außerhalb 
der Staatsorganisation privates Publikum zuläßt, während 
der totalitäre Staat seinem Prinzip nach überhaupt nichts 
Gesellschaftliches duldet und schlechthin alle Kräfte in sich 
hineinsaugt, um sie zu verstaatlichen oder gar auf ihre Ver- 
nichtung hinzuarbeiten. 
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Glaubensgemeinschaften als mitgestaltende Kae 
der on 


So gewiß nun die Glaubensgemeinschaften Gruppen sind, zu 
deren Wesen es nach ihrem Selbstverständnis gehört, über 
diese Welt hinauszugreifen, so sicher wissen sie, die in der 
Welt Kirche verwirklichen, sich auch als gesellschaftliche und 
geschichtsgestaltende Kräfte. Die Bereitschaft zum Zusam- 
menwirken zwischen Staatsorganisation, freier politischer 
Gesellschaft (einschließlich insbesondere der politischen Par- 
teien in allen ihren Erscheinungsformen) und der Glaubens- 
gemeinschaften im Sinne freier Partnerschaft ist daher eine 
selbstverständliche Folge der oben dargelegten Grundauffas- 
sung vom demokratischen Staat. 

Wenn der Staat als Rechtsgemeinschaft eines freien Volkes. 
und als seine Aktivierung in den zu bestimmten und begrenz- 
ten Rechtsentscheidungen berufenen Staatsorganen seine In- 
halte von den gesellschaftlichen Kräften her empfangen soll, 
so sind durch diese Aufgabe Staat und Gesellschaft und inso- 
weit auch der Staat und die Glaubensgemeinschaften als 
gesellschaftliche Kräfte in gegenseitiger Unabhängigkeit auf- 
einander bezogen. Je auf ihre Weise nehmen eine Partei und 
eine durch Gemeinschaft im Glauben ausgezeichnete Gruppe 
- in der Wirklichkeit von heute ohnehin Gruppen, die sich 
weitgehend überschneiden - an der Staatsgestaltung verant- 
wortlich teil. Freie Partnerschaft heißt dabei nichts anderes 
als: Ausdruck des Bewußstseins, in gegenseitiger Unabhän- 
gigkeit je auf eigene Art für ein Gemeinsames und für den 
seinem Wesen nach unteilbaren Menschen Verantwortung 
zu tragen. In diesem Sinne hatten eine evangelische Akade- 
mie und ebenso das Direktorium der katholischen Rundfunk- 
arbeit bereits 1955 das Wort »Partnerschaft« in bezug auf den 
Staat, die politischen Parteien, die Kirchen und andere soziale 
und kulturelle Kräfte benutzt. 
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Welche Position hat aber nun der einzelne Mensch in dieser 
Ordnung? 


Menschenwürde als Wertkonsens im säkularen Staat 


In dem uns hier interessierenden Zusammenhang gehen die 
Anfänge des gegenwärtigen Staates auf die geschichtliche 
Katastrophe zurück, die der Dreißigjährige Krieg für Mittel- 
europa bedeutete. Damals war mit Reformation und Gegen- 
reformation eine Situation entstanden, die schließlich in der 
Frage gipfelte, wie es ermöglicht werden könne, im gleichen 
Staat gemeinsam als ein Volk zu leben, das im Glauben 
gespalten ist. So entdeckte der Humanismus des 17. Jahrhun- 
derts die Menschenwürde, die dignitas humana. Sie beginnt 
ihre geschichtliche Wirksamkeit in der Stunde, in der das 
Seelenheil aufhört, die gemeinsame Staatsformel zu sein. 
Nun mußte eine andere Antwort auf die Frage gefunden 
werden, wie Gemeinschaft noch im Staat geleistet werden 
kann, obwohl der Staat seine ihn im Mittelalter auszeichnen- 
de Fähigkeit eingebüßt hatte, auf gleiche Weise für alle ein 
Mittel zum Seelenheil und sein Wächter zu sein. Eine wahr- 
haft notvolle Aufgabe! 

Die Antwort der Menschenwürde als - damals neue - ge- 
meinsame Basis war der Ausweg. Dies bedeutete, daß fortan 
nicht mehr das Übereinstimmen in der Glaubenswahrheit, 
sondern das wechselseitige Anerkennen des Menschseins als 
eines unbedingten personalen Wertes über die Gleichberech- 
tigung des Bürgers im Staate und über die Erträglichkeit des 
politischen Miteinanders entschied. 

Was nun die freiheitliche Demokratie betrifft, besteht ihr 
Wesen darin, daß in ihr der einzelne Mensch nicht nach 
einem letzten Maßstab mefßsbar gemacht und zum objektiven 
Feind geächtet wird, wenn er diesem Maßstab nicht genügt. 
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Ob ein solcher »Maßstab« ein platter Sozialdarwinismus wie 
beim nationalsozialistischen Rassenwahn oder die gesell- 
schaftliche Brauchbarkeit im Sinne eines ökonomischen Ma- 
terialismus wie beim. Kommunismus ist, spielt bei dieser 
Ablehnung solcher letzten Maßstäbe keine Rolle. Das Ent- 
scheidende für unsere Auffassung von Demokratie ist, daß 
kein Mensch und keine Menschengruppe sich selbst überhöht 
und andere Menschen oder Gruppen der Probe auf die Be- 
hauptung einer letzten Wahrheit hin unterwirft. Es ist mit- 
hin nach demokratischer Auffassung keinem Menschen das 
Recht gegeben, den Mitmenschen - oder wenn Sie es christ- 
lich ausdrücken: den Nächsten - in seinem personalen 
Menschsein nach irgendeiner letzten Wahrheit abzuurteilen 
und ihm die Fähigkeit zur gleichberechtigten Teilhabe an der 
Gemeinschaft abzusprechen. 

Dabei müssen wir uns davor hüten - an dieser Stelle darf das 
‚nicht unerwähnt bleiben — daß wir nicht in den liberalisti- 
schen Irrtum des wissenschaftsgläubigen 19. Jahrhunderts 
verfallen, demzufolge der Mensch sich nur kraft seiner Ver- 
nunft sein Maß selbst machen könne. Das Vertrauen darauf, 
daß der vernunftbegabte Mensch von Natur aus gleichsam 
gesetzmäfßsig auf Fortschritt und Freiheit festgelegt sei, ist 
eine der großen Selbsttäuschungen des vergangenen Jahr- 
hunderts. Menschlichkeit, Mitmenschlichkeit und humane 
Gesinnung sind vielmehr stets aufs neue vor uns als die von 
uns zu leistende sittliche Aufgabe gestellt. 

Gerade das 20. Jahrhundert mit seinen Konzentrationslagern, 
mit den Verbrennungsöfen von Auschwitz, Maidanek und 
Buchenwald, mit GPU, Gestapo und Guardia Civil hat uns 
nur zu deutlich vor Augen geführt, daß auch die Unmensch- 
lichkeit eine im Wesen des Menschen angelegte Möglichkeit 
ist. Allen modernen Erscheinungsformen des Totalitären ist 
es eigentümlich, die Menschen zu manipulierbaren Wesen zu 
erniedrigen. Auch manchen Erscheinungen der modernen 
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Massenzivilisation in unserer sogenannten »freien Welt« 
wohnt eine ähnliche Tendenz inne. 


Der Wertcharakter des Staates 


Die Achtung vor der Würde des anderen Menschen neben 
mir, des Mitmenschen, des Nächsten, ist also unsere ständige 
Aufgabe, sie ist aber zugleich auch von den gemeinsamen 
Grundwerten der entscheidende, deren Anerkennung allein 
das Miteinander eines geistig in sich gespaltenen Volkes in 
einem Staat ermöglicht. Der Staat aber, der so sich selbst die 
Achtung vor dem Gewissen seiner Bürger als oberste Richt- 
schnur allen Handelns seiner Organe gegeben hat und auch 
im Hinblick auf das Zusammenleben von Menschen verschie- 
dener religiöser und geistiger Grundüberzeugung den Schutz 
von Gewissen und Würde jedes einzelnen Menschen über- 
nommen hat, wird so selbst ein Wert. 

Mit der Anerkennung der Tatsache, daß diese Funktion des 
Staates bei der Bewahrung der Gewissensfreiheit durch die 
entsprechende Organisation seiner Rechtsordnung und sei- 
ner Macht ihn selbst zu einem Wert macht, wird auch das 
dumme Gerede widerlegt, eine derartige Konzeption seirela- 
tivistisch oder gar nihilistisch und leugne alle Werte; schließ- 
lich ist die Bewahrung gemeinsamer Grundwerte nicht weni- 
ger selbst ein Wert. Was nun den Staat angeht, wird er ein 
Wert insbesondere dadurch, daß er den einzelnen Bürger und 
die in ihm lebenden Gruppen von Bürgern nicht nach ihren 
Irrtümern relativiert, sondern auf Grund seines notwendi- 
_ gerweise offenen Begriffs der Menschenwürde die Personali- 
tät eines jeden leibhaftigen Menschen ohne Bedingung in 
ihrer unmeßbaren Werthaftigkeit als vorgegeben hinnimmt 
und anerkennt. Denn das Leben des Menschen, seine Würde 
und sein Gewissen sind dem Staate vorgegeben (Artikel .ı 
Grundgesetz). 
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Der Staat und die Gesellschaft mit all ihren Kräften sind 
darum nur immer etwas Vorletztes - in dem Sinne, daß es 
sich eben nicht um Bereiche der letzten Wahrheiten handelt. 
Auch und gerade die politischen Parteien sind in diesem 
Vorletzten angesiedelt. | | 
Die Position des Bürgers in Staat und Gesellschaft ist darum 
die eines Menschen, der erstens als Glied der in diesem 
vorletzten Raum tätigen Gruppen und Organisationen als 
sich selbst frei bestimmendes Wesen geachtet werden muß, 
dessen Entscheidung für oder gegen bestimmte letzte Werte 
keiner Beurteilung oder Wertung durch andere Menschen 
zugänglich ist. Und zweitens: Staat und Gesellschaft erken- 
nen an, daß der Mensch als einzelner vor Gott steht ; er steht 
mit seinem Glauben, seiner Kirche oder seiner ethischen 
Grundüberzeugung im Reiche der letzten Wahrheit, in die 
der Staat und die Gesellschaft nicht eindringen sollen. Im 
Vorletzten hingegen hat der Bürger politisch zu wirken, hier 
ist ihm der Dienst an der Freiheit aufgegeben. Hier ist es seine 
moralische, mitmenschliche Verpflichtung, eben dafür zu 
sorgen, daß Staat und Gesellschaft den ihnen zukommenden 
vorletzten Raum nicht überschreiten und so dann die Freiheit 
und die Menschenwürde beeinträchtigen. Hier liegt die Auf- 
gabe für den Bürger, die Kehrseite seiner oben beschriebenen 
Position: er muß mit dieser Position zugleich die Freiheitlich- 
keit von Staat und Gesellschaft verteidigen. Hier gilt es, die 
Mächte auf die sie bewegenden Menschen hin durchschau- 
bar, die Machtstrukturen transparent zu machen, sowie dem 
Widerstand entgegenzusetzen, was uns zu fremdgesteuerten 
— »machbaren«, wie Schelsky sagen würde, Menschenstum- 
meln, gleich jenen pawlowschen Hunden - Wesen zu mani- 
pulieren sucht, zu Wesen, deren Gewissen nicht mehr sperrig 
ist, sondern sich stromlinienförmig dem anpaßt, was »mo- 
dern« ist, was »nicht auffällt«. 

Entscheidend für die Freiheitlichkeit des solcherart zu vertei- 
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digenden Gemeinwesens wird immer sein, daß die Frage nach 
der - letzten - Wahrheit offen bleibt. Sie zu entscheiden kann 
nur jeder einzelne Mensch für sich allein unternehmen. Ich 
erinnere an Luthers berühmten Ausspruch auf dem Reichs- 
tag zu Worms: »Hier stehe ich, ich kann nicht anders !« Der 
Staat, die Gesellschaft haben nicht zu fragen, wo der Mensch 
stehe - und schon gar nicht, es ihm vorzuschreiben. Das allein 
kann die Kirche. Vom Staat und der Gesellschaft her gesehen: 
wenn der einzelne Mensch es will; christlich gesprochen: 
wenn ihm die Gnade des Glaubens geschenkt ist. 


Dienst aus christlicher Verantwortung 


Diese Worte des Propheten, die über diesem Abend stehen, 
sind heute von gleicher Aktualität wie zur Zeit Jeremias. Sie 
sind heute nicht weniger der Diskussion wert als sie damals _ 
sicherlich diskutiert wurden, da Jeremia die nach Babylon 
deportierten Juden aufrief, das Beste Babylons zu suchen, 
einer Stadt also, die ihnen alles andere als wohlgesonnen war. 
Für mich gibt es keinen Zweifel: Die Weisung Jeremias rich- 
tet sichan uns alle, an jeden Bürger unserer Stadtund unseres 
Landes. Wir sind aber weit davon entfernt, sie für Allgemein- 
gut halten zu dürfen. Es ist leider keineswegs so, daß die 
Aufforderung von allen, an die sie sich richtet, wirklich ge- 

hört oder befolgt würde. | 


3. Vortrag auf einem Gemeindetag in Hamburg am 2. November 1964; der 
inzwischen verstorbene Altbischof Prof. D. theol. Karl Witte sprach un- 
mittelbar vorher zum gleichen Thema (Jeremia 29, 7). Ursprünglicher 
Titel beider Vorträge: »Suchet der Stadt Bestes«. 

Aus: »Beiträge« von Helmut Schmidt, Seewald Verlag, Stuttgart 1967. 
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Mangelnder Durchblick des Bürgers 


Wir leben in einer Zeit, in der dem Spezialisten das Feld 
gehört. Diese Entwicklung hat sich nirgendwo aufhalten las- 
sen. Der praktische Arzt kann nicht die Behandlungsmetho- 
den eines Facharztes anwenden, der Rundfunkmechaniker 
hat nicht Wissen und Fähigkeiten des Starkstromfachman- 
nes, der Buchhalter steht hilflos vor dem Computer, der die 
Buchungen eines Großunternehmens bewerkstelligt. Und 
der Bürger kann weder alle Probleme des Senats, noch erst 
recht der Bundesregierung überschauen. Die Gründe für die 
Entwicklung liegen auf der Hand. Kenntnisse und Erkennt- 
nisse haben sich in wenigen Jahrzehnten soweit ausgedehnt, 
alles ist so kompliziert geworden, daß der einzelne Mensch 
nur mehr auf einem begrenzten Gebiet nennenswerte Lei- 
stungen zu erbringen vermag. Nur Schwärmer können diese 
Entwicklung aufhalten wollen. 

Es gibt allerdings nach wie vor Bereiche des menschlichen 
Lebens, die sich einer Spezialisierung entziehen. So wäre es 
uns theologisch unmöglich, das Christsein zu spezialisieren. 
. Ebenso ist es für einen Demokraten staatsphilosophisch un- 
möglich, das Bürgersein zu spezialisieren. Trotzdem wird 
aber gerade dies vielfach praktiziert. 

Staatsbürger ist nicht schon jeder, der in einem Staate lebt. 
Anspruch darauf, als Staatsbürger bezeichnet zu werden, 
haben erst diejenigen, die den Staat bewußst mittragen. Wie 
sieht es aber in Wirklichkeit mit dem »Mit-Tragen« aus? Die 
Masse der Wahlberechtigten sieht sich selbst als eine eigene 
Kategorie im Gegensatz zu den Gewählten und Regierenden. 
Im Ergebnis kommt es zur Gegenüberstellung zwischen dem 
»ich« und »denen da oben«. Die Konsequenz ist dann oft 
Resignation oder sogar bereitwillige Unterwerfung unter die 
»Obrigkeit« — auch dann, wenn sie falsch oder ungerecht 
handelt oder die Unwahrheit sagt. 
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Nachwirkungen des Obrigkeitsstaates 


Diese häufig anzutreffende Resignation des Bürgers ist histo- 
risch wohl die Folge der allzu einseitigen Auslegung des 
Paulusbriefes an die Römer, wo es heißt: »Jedermann sei 
untertan der Obrigkeit, die Gewalt über ihn hat« und im 
selben Vers »Wo aber Obrigkeit ist, die ist von Gott verord- 
net«. Jede platte Verabsolutierung dieses letzten Satzes ist 
nicht nur geradezu gemeingefährlich, sondern ebenso auch 
unchristlich, denn schließlich sollen wir Christen Gott mehr 
gehorchen als den Menschen. Und immer hat die Christen- 
heit zu unterscheiden gewußt zwischen dem Reich Gottes 
“und den politischen Reichen der Kaiser und Könige auf dieser 
Erde. Ich will hier gewiß nicht den Versuch machen, zu der 
durch Bischof Dibelius+ vor fünf Jahren neu ausgelösten 
Diskussion über Römer 13 eigenes beizutragen. 

Es sei aber erlaubt, hier auf ein bereits Geschichte gewordenes 
Zeugnis der evangelisch-protestantischen Christenheit hin- 
zuweisen. Dabei schicke ich als persönliche Bemerkung vor- 
aus, daß die lutherische Kirche in Deutschland allzu lange 
und allzu einseitig nicht nur die »Untertanen« zum Gehor- 
sam gegen die weltliche Obrigkeit schlechthin ermahnt, son- 
dern sich selbst darüber hinaus sogar ganz bewußt mit den 
weltlichen Obrigkeiten liiert und verbunden hat. Erst die 
Umwälzung von 1918/1919 hat wirksam zur Revision dieses 
Einbahndenkens gezwungen. Aber dann hat endlich die gott- 
lose, gesetzlose und menschenfeindliche Despotie der Nazis 
die Bekennende Kirche auf ihrer Barmer Synode 1934 zu 
jener fünften These herausgefordert, in der nicht nur die 
Regierenden, sondern ebenso die Regierten an ihre Verant- 


4. Gemeint ist die Schrift des seinerzeitigen Berliner Bischofs Otto Dibelius 
»Obrigkeit? - Eine Frage an den 6ojährigen Bischof D. Dr. Lilje« aus dem 
Jahre 1959. 
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; 
wortung gegen Gottes Gebot und Gerechtigkeit gemahnt 
werden. Damit wurde etwas unerhört Wichtiges klar ausge- 
sprochen. 
Traditionell hatte man bis dahin die Verantwortung der Re- 
gierten kaum richtig erfaßst - sie waren ja eben als Untertanen 
verstanden worden. Sie hatten auch kaum ein staatlich ge- 
setztes oder staatlich zugelassenes Recht, um als eigenverant- 
wortliche Bürger handeln zu können. 
Das Recht des Bürgers, sich ohne Rücksicht auf Abkunft, 
Stand, Einkommen und Vermögen im umfassenden Sinne 
staatsbürgerlich zu betätigen, gibt es in Deutschland erst seit 
kurzer Zeit, nämlich seit Demokratie und kommunale Selbst- 
verwaltung sich ausbreiteten. Jahrhundertelang davor war 
der Einwohner einer Stadt und eines Landes einflußlos den 
Mächtigen, denen »da oben«, unterworfen. Die Resignation 
der Masse der Bürger war verständlich - mit dem Ergebnis, 
daß sie sich von Zeit zu Zeit in gewaltsamer Revolution gegen 
eine von ihnen nicht zu kontrollierende Obrigkeit auf- 
lehnten. | 


Demokratie geht jeden an 


Heute leben wir glücklicherweise unter einer Verfassung, die 
jedem Bürger ein Höchstmaß freier bürgerlicher und politi- 
scher Betätigung eröffnet. Gewiß gibt das Grundgesetz der 
Bundesrepublik dem einzelnen ebenso auch die Möglichkeit, 
sich nur auf sich selbst und seine eigenen Bedürfnisse zu 
konzentrieren. Würden wir aber von dieser Möglichkeit 
schrankenlosen Gebrauch machen, so gefährdeten wir selbst 
unsere Freiheit. Wer sich bloß der Suche nach privatem 
Wohlstand und nach materiellen Genüssen hingibt, der ver- 
gifst, daß das Wohlergehen jedes einzelnen Bürgers mit dem 
Gedeihen aller Bürger untrennbar verbunden ist, ja-daß sein 
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Wohlergehen das Wohlergehen aller Bürger in ihrer Gesamt- 
heit zur Voraussetzung hat. Jeremia hat dies gemeint, als er 
dazu aufforderte: »Suchet der Stadt Bestes ...; denn wenn’s 
ihr wohl geht, so geht’s Euch auch wohl!« 

Bürgern, die nur an sich selbst denken, braucht kein Macht- 
haber ihre politischen Rechte vorzuenthalten oder zu schmä- 
lern. Denn sie geben sie freiwillig preis. Die Ausübung ihrer 
Rechte erschiene ihnen als Störung ihres egoistischen Stre- 
bens und ihrer Bequemlichkeit. Die im Grundgesetz der Bun- 
desrepublik gewährleisteten Rechte und Freiheiten sollen 
aber ihrer Idee nach nicht die vernunftlose und schrankenlose 
Unabhängigkeit des einzelnen fördern. Sie sollen vielmehr 
dem Bürger die Möglichkeit geben, im Gefüge des Staates 
Herr seiner selbst zu sein. 

Wie kann aber jemand Herr seiner selbst bleiben, der darauf 
verzichtet, den Staat mitzuformen, in dem er lebt und Bedin- 
gungen zu schaffen oder zu erhalten, die sein eigenes Leben 
in Freiheit ermöglichen! Wer sich gedankenlos und eigen- 
süchtig auf das Funktionieren einer freiheitlichen Verfas- 
‚sung, einer starken Regierung und einer reibungslos laufen- 
den Verwaltungsmaschinerie verläßt, der ist selbst ein Keim 
für die Despotie. | 
Denken Sie an die Verhältnisse, die 1930 und vor allem 1933 
einsetzten: »Die da oben« waren es, die gehandelt haben. Die 
Masse der Bürger aber stand abwartend abseits, viele glaub- 
ten an die unsinnige These »Ein Reich, ein Volk, ein Führer« 
und überliefen dieser Obrigkeit unkontrolliert alle Macht. 
Am Ende waren Millionen tot, und ganze Völker waren 
geschlagen und zerschlagen. Dieses Schicksal können wir 
durchaus als eine schreckliche Strafe dafür ansehen, daßallzu 
viele der Regierten mitlaufende Untertanen waren und nur 
allzu wenige eigenverantwortliche Bürger. Aber der Prophet 
Jeremia wandte sich nicht an die wenigen, nein: Wiralle, alle 
Bürger, sollen der Stadt Bestes suchen. Und wir alle haben in 
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unserem Gewissen vor Gott zu verantworten, ob wir und wie 
wir uns um das Beste der Stadt und das Beste des Staates 
kümmern. | 

So wird uns deutlich, daß das Staatsbürger-Sein grundsätz- 
lich unteilbar ist: es umschließt Freiheiten und Pflichten 
gleichermaßen. Das schließt natürlich nicht aus, daß einzelne 
aus Berufung oder auf Grund ihres Berufes spezielle Pflichten 
haben. Der Aufruf aber, das Beste der Stadt zu suchen, richtet 
sich auch an die anderen. Wer passiv bleibt, wer die Gegeben- 
heiten nur hinnimmt, wer die Gestaltung seiner Umwelt 
ausschließlich anderen überläßt, der handelt dem Gemein- 
wohl zuwider und muß damit rechnen, daß über kurz oder 
lang sein eigenes Wohl in Gefahr gerät. 
Ich bin nicht so töricht, im Gegenzug anzunehmen, daß sich 
die Masse der bloß passiven Bürger in eine gleich große 
Anzahl von aktiven Bürgern umwandeln ließe. Wir wissen, 
daß das demokratische Leben seine Spannkraft und seine 
Dynamik nicht nur bei uns, sondern auch in den Staaten mit 
längerer demokratischer Tradition im wesentlichen von akti- 
ven Minderheiten der Gesellschaft erhält. Aber wenn schon 
nicht alle Bürger aktiv Handelnde sein können, so brauchen 
trotzdem keineswegs alle übrigen bloß passiv Erduldende zu 
sein. | 

Schon derjenige tritt aus der bloßen Passivität oder der Le- 
thargie heraus, der bewußt Anteil an den Dingen des Ge- 
meinwohls nimmt, der mitdenkt, um bereit und fähig zu sein, 
den entscheidenden Augenblick, in dem sein Handeln nötig 
wird, zu erkennen und dann auch tatsächlich selbst zu han- 
deln. Ich glaube, daß schon derjenige Bürger der Stadt Bestes 
sucht, der die Frage »Bin ich meines Bruders Hüter« bejaht. 
Denn nicht das bloße Nebeneinander der Bürger, sondern das 
Mit- und Füreinander ist der Nährboden für das Gedeihen 
eines Gemeinwesens. Zu dieser Einstellung sollten wir nach 
und nach alle kommen. 
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Ich möchte aber weitergehen und sagen, daß sehr viele jener 
Bürger, die ihren Fähigkeiten nach für eine stärkere Tätigkeit 
zugunsten des Gemeinwohls in Betracht kämen, diesen Auf- 
ruf leider nicht wahrnehmen. Trotzdem darf man nicht auf- 
_ hören, sie zu drängen und zumahnen. _ 

Lassen Sie mich hier noch eine Frage anschließsen, die unser 
Thema sprengt: Im atomaren Zeitalter ist ein Untergang der 
Menschheit zu einer Möglichkeit geworden. Darf es unter 
diesen Umständen überhaupt ein Ausweichen vor der aktiven 
Mitgestaltung der Politik geben? 


Immunität vor falschen Motiven 


Jeremia richtete seine Aufforderung, das Beste der Stadt 
fortwährend zu suchen, zwar in erster Linie an die Juden in 
Babylon, indirekt aber auch an uns hier in Hamburg. Das 
Suchen soll zu Ergebnissen führen. Aber die Ergebnisse kön- 
nen für den, der sich um das Beste der Stadt bemüht, nur 
Zwischenstufe sein. Als 1919 in Hamburg das Dreiklassen- 
Wahlrecht zugunsten des allgemeinen gleichen Wahlrechts 
abgeschafft wurde, da war das ein gutes Ergebnis staatsbür- 
gerlichen Handelns. Aber es war nichts Endgültiges. Ergeb- 
nisse sind nur Durchgangsstationen. Im günstigsten Falle 
sind sie Plattform, von der aus es dem Suchenden möglich ist, 
ein neues Ziel zum Besten der Stadt zu erkennen und anzuvi- 
sieren. Hamburg ist heute besser geordnet als in den Zwanzi- 
ger Jahren; und die Zweite Demokratie der Deutschen ist 
besser als die von Weimar. Aber dazwischen lag ein schreckli- 
ches Tal. | 

Das Beste der Stadt besteht aus mindestens so vielen Kom- 
ponenten wie die Stadt Bürger hat: Der Stadt Bestes wäre 
vielleicht erreicht, wenn das Beste für jeden einzelnen ihrer 
Bürger erreicht ist. Aber es ist utopisch anzunehmen, daß 
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dies jemals möglich wäre. Lösen wir uns deshalb von der 
Utopie. Auch wenn wir das maximal Erreichbare ins Auge. 
fassen wollen, so bleibt das endgültige Ziel selbst unerreich- 
bar. Es wandert vor uns her, einmal schneller, ein andermal 
langsamer. Trotzdem, oder gerade deshalb, dürfen wir des 
Suchens nicht müde werden, wenn wir vor schrecklichen 
Rückschlägen bewahrt werden wollen. 

Wer aber der Stadt Bestes sucht, der muß Ziele vor Augen 
haben, auch wenn er weiß, daß er sie nicht erreichen kann;; 
auch wenn er weiß, daß die Lösung eines Problems ein ande- 
res, vielleicht noch unbekanntes Problem im Gefolge haben 
wird. Wer das Problem löst, für jedermann ein eigenes Auto 
erschwinglich zu machen, wird vor das neue Problem gestellt, 
"für jedermann Straßen bauen zu müssen. 

Die Suche nach dem Ziel ist auch die Suche nach dem rechten 
Weg. Dabei gibt es absolute Grenzen, innerhalb derer der 
allein gangbare Weg liegen kann. Dazu gehören vornehmlich 
die Grenzen, die uns durch Gottes Gebote gesetzt sind. Inner- 
halb der Grenzen liegen jedoch die Wege zum Ziel vielfach im 
Dunkeln. Wer aber handeln und vorangehen will, der muß 
sich für einen bestimmten Weg entscheiden. Sollten wir 
deshalb nicht trotz der Pflicht zur gewissenhaften Prüfung 
von Weg und Ziel auch die Möglichkeit des Irrtums ins Auge 
fassen? Verstehen Sie mich bitte richtig: Es geht mir nicht 
darum, politische Fehlentscheidungen zu entschuldigen und 
schon gar nicht darum, politische Vergehen und Verbrechen 
zu verharmlosen. Ich will nur deutlich machen, daß derjeni- 
ge, der sich um das Wohl des Gemeinwesens bemüht, auch 
bei sich selbst die Möglichkeit eines Irrtums nicht ausschlie- 
ßen darf. Selbstgerechtigkeit ist für ihn ein schlechter Weg- 
gefährte. Nicht nur die Regierenden müssen immer wieder 
prüfen, ob das, was sie für das Beste halten, tatsächlich auch 
das Beste ist. Auch die Regierten müssen dies immer wieder 
prüfen. Deshalb gehört es zu den wesentlichen Spielregeln 
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einer Demokratie, daß die Absichten der Regierenden der 
öffentlichen Kontrolle unterliegen. Öffentliche Kontrolle. 
darf nicht nur vom Parlament oder der Presse ausgeübt wer- 
den. Sie ist allen Staatsbürgern aufgegeben. 


Die Aufgabe der Christen 


Dabei sollen wir Christen berücksichtigen, daß eine geschlos- 
sene Christlichkeit unseres Volkes, so wie sie zu Luthers Zeit 
vielleicht noch gegeben war, heute nicht mehr vorhanden ist. 

Von daher gilt es zu bedenken, erstens: Wir Deutsche sind 
Katholiken und Protestanten, sind Juden und Freidenker. 

Unter uns sind solche, die in der Kirche leben, und solche, die 

mit der Kirche leben. Und die, die in der Kirche leben, haben 
nicht das Recht, allein im Staat zu bestimmen. Und zweitens: 

Auch der Staat ist ein anderer als zu Luthers oder gar zu 
Jeremias Zeiten. Wir können ihm keinen absoluten Herr- 

schaftsanspruch zugestehen. Und drittens: Vergeblich wer- 

den wir in der Bibel nach einem Fingerzeig für die Rechtferti- 

gung der Demokratie suchen. Gleichwohl aber sind wir heute 

ihre leidenschaftlichen Anwälte und Verteidiger, denn nur 
sie ermöglicht dem Bürger, in Übereinstimmung mit den 
Überzeugungen seines Gewissens zu leben. 

“ Stadt und Staat sind keine in sich geschlossenen Gebilde. Sie 
bestehen und leben aus Einzelmenschen, die sich einer ein- 

heitlichen Kategorisierung entziehen. Auch mit Gegensatz- 

paaren wie Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Hauseigentümer 

und Mieter, Autofahrer und Fußgänger läßt sich nicht für alle 

Fälle auskommen. Jeder Bürger eines Gemeinwesens hat sei- 

ne eigenen Bedürfnisse und seine eigenen Wünsche. Es liegt. 
auf der Hand, daß es der Gemeinschaft unmöglich ist, alle 
individuellen Bedürfnisse zu erfüllen. Diese Erkenntnis 
zwingt zu Kompromissen. Der Kompromiß im Leben der 
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Stadt wie des Staates ist im Prinzip nicht etwas Faules, son- 
dern etwas Vernünftiges und Notwendiges. Es ist auch gar 
nicht unvernünftig, daß dem Kompromiß die streitbare Dis- 
kussion vorausgeht. Man muß sowohl für den Fußgänger als 
auch für den Autofahrer sorgen; sowohl für das Unterneh- 
men, als auch für seine Arbeiter und Angestellten; sowohl 
für die Protestanten als auch für die Katholiken ; sowohl für 
die kirchliche Gemeinde als auch für die Bürgergemeinde; 
sowohl für die Freiheit als auch für die Ordnung. Immer 
werden wir solche prinzipiellen Konflikte nicht lösen, aber 
wenigstens durch vernünftige Kompromisse erträglicher ma- 
chen können und müssen. 

Es gibt aber auch schlechte Kompromisse! Unsere gemeinsa- 
me Aufgabe als Christen wie auch als Staatsbürger ist, darauf 
zu achten, daß die Kompromisse gerecht sind. Die Pflicht 
jedes einzelnen von uns ist, Jaut zurufen, wenn Ungerechtig- 
keit sich ausbreiten sollte und spätestens jedenfalls dann 
handelnd einzugreifen, wenn die Regierenden Gebot und 
Gesetz verletzen sollten. | 
Lassen Sie mich zum Schluß dem Worte Jeremias ein Wort 
aus dem Römerbrief zur Seite stellen: »Seid nicht träge an 
dem, was ihr tun sollt.« Die Zahl der ernstlich das Beste der 
- Stadt Suchenden kann nicht groß genug sein. Träge gibt es 
ohnehin genug. 


Gott mehr gehorchen als den Menschen; 


Christengemeinde und Bürgergemeinde. Hier sind, wie mir 
scheint, zwei Formen sozialen Zusammenlebens in einem 


5. Der vorliegende überarbeitete Text geht auf einen am 29. 11. 1964 in der 
Martin Luther-Kirche in Hamburg-Iserbrook gehaltenen Vortrag zurück; 
ursprünglicher Titel: Christengemeinde und Bürgergemeinde. 

Aus: »Beiträge« von Helmut Schmidt, Seewald Verlag, Stuttgart 1967. 
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Atemzug genannt, die ihre Wurzeln in sehr unterschiedli- 
chen Bereichen menschlichen Daseins haben. Auf der einen 
Seite die Christengemeinde, in der der Glaube über die Fra- 
gen nach dem Gewissen und nach der Verantwortung den 
Blick in die letzten Tiefen menschlicher Existenz führt; der 
Glaube, der den Christenmenschen mit dem ihm in der Heili- 
gen Schrift alten und neuen Testaments offenbarten lebendi- 
gen Gott verbindet. 

Und demgegenüber die Bürgergemeinde, die im Bereich der 
Politik angesiedelt ist - Politik im weitesten Sinne dieses 
Wortes als der Bereich menschlichen Handelns, Mit- und 
Gegeneinanderwirkens, in dem sich der Mensch auf dieser 
Erde, hier und heute, als Gemeinschaftswesen, als - wie die 
alten Griechen sagten - Zoon politikon verwirklicht. Die 
Gemeinschaft der mit- und gegeneinander hier Wirkenden 
ist - wie sich mehr und mehr herausstellt - etwas grundsätz- 
lich anderes als die bloße Summe der einzelnen, die sie bilden. 
Politik ist aber auch - und notwendigerweise - jene hartvor- 
dergründige Weltlichkeit, in der im Zwielicht des Profanen 
unvermeidlicherweise gestritten, geirrt, angegriffen, verletzt, 
entschieden und geschlagen wird. Diese beiden Bereiche - 
derjenige des Glaubens und derjenige der Politik - sindauf 
den ersten Blick miteinander unvergleichbar. 


Die Sinnfrage als politische Frage 


Wenn es überhaupt eine Beziehung zwischen so verschieden- 
artigen Kräften und Anstößen gibt wiedem Glauben und der 
politischen Überzeugung, aus der heraus Politikin Gemeinde 
und Staat gestaltet wird, dann ist der Ort dieser Begegnung 
nur der konkrete, der einzelne Mensch. Er steht im Schnitt- 
punkt von zwei ihrem Wesen nach grundverschiedenen For- 
derungen: 
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1. Forderungen, die ihm um seiner Seele willen die Kirche 
vorhält, wenn er sich um die Nachfolge Christi bemüht; 

2. Forderungen, mit der die politische Gemeinschaft ihm 
staatsbürgerliche Entscheidungen abverlangt - die politische 
Gemeinde, der Staat, worin er als Bürger, als Anhänger, 
Wähler oder Mitglied einer politischen Partei mithilft, Ge- 
meinschaft zu bilden. 

Gleichwohl - und darauf muß ich an dieser Stelle besonders 
hinweisen - läßt sich die personale Einheit des Menschen 
nicht aufspalten. Der gläubige Christ, der um diese Einheit 
des Menschen in ihrer Unteilbarkeit weiß und in ihr einen 
Ausdruck der Herrschaft Gottes über die Geschichte erkennt, 
ist sich dessen bewußt, daß er vor die ewigen Fragen ebenso 
aus der Sicht seiner Zeit gestellt ist, wie er die Fragen seiner 
Zeit aus dem Ewigen zu beantworten hat. 

Mir will scheinen, daß die Menschen mit dem Wandel der 
Zeiten auch ihre Fragen im Blick auf das Ewige wandeln. 
Während Martin Luther gefragt hat »Ist Gott mir gnädig?«, 
so fragen heute viele Menschen »Gibt es Gott?«. Sicherlich 
wird mancher aus der Gewißsheit seines Glaubens diese letzte- 
re Frage von sich weisen. Vielleicht wird er aber doch etwas 
nachdenklicher werden, wenn er an den Aufschrei denkt, der 
in den letzten Jahrzehnten nur allzuoft an der Wand vieler 
Kerker zu lesen war: »Gott, wo bist Du?« - Es wird gerufen 
und gefragt nach jenem Gott, der nach den Worten unseres 
Gebetes »wie im Himmel also auch auf Erden« das Regiment 
führen soll, der gesucht wird in der Ordnung oder Unord- 
nung dieser Welt, ihren Kriegen, ihren Marterstätten, ihren 
Gefahren; der gesucht wird inmitten der unausdenkbaren 
Vernichtungsmaschinerien des Atomzeitalters, die es nicht 
mehr allein in einem ewigen, im religiösen Sinn, sondern auf 
sehr weltliche, ja im Sinne bloßen Überlebens, fragwürdig 
erscheinen lassen, ob die Menschheit überhaupt noch eine 
Zukunft hat. 
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Der katholische Publizist Friedrich Heer hat in diesem Zu- 
sammenhang bemerkt, einst habe ein Papst 100 Kriege ver- 
antworten können, heute könnten 100 Päpste nicht eine ein- 
zige Atombombe verantworten. Dieser Satz Heers beleuchtet 
unsere geschichtliche Lage in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts: Die Verantwortung des Menschen für seine 
Seele muß von uns zugleich als Verantwortung für den politi- 
schen Zustand dieser Welt erlebt und begriffen werden. 
Diese ineinander verwobene Doppelverantwortung erklärt 
nicht nur, warum politische Bewegungen zu Gegenkirchen 
ausarten können, sondern auch, warum die Politik zuweilen 
die Gestalt von Kreuzzügen und Glaubenskriegen annimmt. 
Einmal, weil man aus der Angst dieser Zeit Anstrengungen 
macht, sich gewaltsam Autorität zu verschaffen ; sodann, weil 
man versucht, den eigenen Willen, den eigensüchtigen Plan 
der Selbstbehauptung, mit der letzten, der höchsten, der 
unüberbietbaren Autorität zu bekleiden; und schließlich, 
weil es in Panik und Vereinsamung immer schwieriger wird, 
durch Verzicht und Entsagung Glaubwürdigkeit zu verwirk- 
lichen. 

Ungleich waghalsiger und verderblicher noch als das Wettrü- 
sten mit Waffen ist das Gegeneinanderrüsten in der Tod- 
feindschaft der Ideologien, die nicht mehr nach dem Bruder 
Abel fragen; hierbei handelt es sich um Ideologien, die nur 
noch das eigene Bessersein, den eigenen politischen Heils- 
plan, den größeren Wohlstand oder die noch größere Bombe 
im Auge haben. 

Alle diese Erscheinungen een aus falschen Antworten 
auf.die Tatsache, daß - und darauf möchte ich noch einmal 
hinweisen — heutzutage die Verantwortung des Menschen 
für seine Seele - mager nun um sie wissen oder nichts von ihr 
wissen wollen — am dringlichsten als Verantwortung für den 
politischen Zustand dieser Erde zu verstehen ist. Im grellen 
Schein dieser Lage sind viele so geblendet, daß sie sich auf die 
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Flucht vor sich selbst begeben und sich einbilden, dieses ganze 
Unheil sei nur aus dem Übermut einer Handvoll einzelner 
erwachsen. Konnten aber die physikalischen Erkenntnisse 
von Einstein oder Oppenheimer und die Machtansprüche 
eines Stalin oder Hitler nicht deshalb so gefährlich werden, 
weil wir Menschen allesamt mit daran Schuld tragen, daß 
unsere Welt politisch und gesellschaftlich in solch ein Über- 
maß an Unordnung geraten ist? 

Der einzelne Mensch also ist es, in dem sich die Strahlen des 
Glaubens und die Forderungen aus dem Bereich des Mit- 
menschlichen überschneiden. Der einzelne und jeder für sich 
allein - denn nur ein einzelner Mensch hat ein Gewissen, es 
gibt kein kollektives Gewissen - ist vor die Frage gestellt, ob 
er eine politische Meinung oder Zielsetzungin einer Gemein- 
de, in einer Stadt, im Staat mit seinem Glauben vereinbaren 
kann oder sogar aus dem christlichen Glauben heraus sich zu 
solch einer Parteinahme in der Politik verpflichtet fühlt. 


Der Faktor Weltanschauung 


So ist es jedem einzelnen Menschen für sich allein aufgege- 
ben, sich seine politische Meinung zu bilden und sie selber zu 
verantworten. Wenn es richtig wäre, wie manche uns glau- 
ben machen wollen, daß der Zielsetzung des Christentums 
nur eine einzige politische Meinung entspräche, dann hinge 
die Möglichkeit, Christ zu sein, davon ab, sich in der Politik 
nicht zu irren. Andererseits aber nähme man dann durch eine 
politische Meinung notwendig und unvermeidlich zugleich 
auch für oder gegen Christus Partei und schlösse zugleich die 
Zusammenarbeit mit Nichtchristen in der Bürgergemeinde 
aus. Dies würde letztlich zur Verneinung der Möglichkeit 
führen, mit Nichtchristen in echter Mitmenschlichkeit einen 
Staat als Rechts- und Lebensgemeinschaft zu bilden. Soweit 
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aber darf es nicht kommen. Wir Deutsche sind Christen und 
Juden und Freidenker, Protestanten und Katholiken, Luthe- 
'raner und Reformierte. 

So wenig sich der Glaube und jede religiöse oder weltan- 
schauliche Überzeugung in der unteilbaren Person, im Ge- 
wissen eines jeden einzelnen konkreten Menschen von seiner 
politischen Überzeugung trennen lassen, so sehr ist diese 
Trennung lebensnotwendig für jedes freiheitliche und auf der 
Würde des Menschen aufbauende Zusammenleben vieler 
Menschen in jedweder Art politischer Organisation - von der 
politischen Partei über die Bürgergemeinde bis zum Staat 
selbst. Wir können unsere Aufgaben nur leisten, wenn wir 
von der geschichtlichen Tatsache ausgehen, daß wir gemein- 
sam hier in diesem Lande leben, obschon wir durchaus unter- 
schiedliche Überzeugungen hinsichtlich der letzten Begrün- 
dungen, Wahrheiten und Werte haben. 

Daß wir hinsichtlich der letzten Wahrheiten nicht einheitlich 
argumentieren, ist eine Frucht der geschichtlichen Katastro- 
phe, der Reformation, der Gegenreformation und des Drei- 
Bigjährigen Krieges und später der Aufklärung. Das christ- 
lich-katholisch definierte Seelenheil hatte aufgehört, die ge- 
meinsame Staatsgrundlage zu sein. Es mußte eine neue Ant- 
- wort auf die Frage gefunden werden, wie man trotz der 
Uneinigkeit im Glauben - auch im Unglauben - doch eine 
Gemeinschaft als Bürger bilden könne. Der kulturelle und 
sittliche Wert der Bürgergemeinde und des Staates besteht 
_ geradezu darin, daß sie allen Bürgern die Freiheit und das 
Recht sichern, in Achtung und Toleranz vor unseren unter- 
schiedlichen Grund- und Glaubensüberzeugungen dennoch 
gemeinsam leben zu können - und das heißt nicht, nebenein- 
ander, sondern miteinander leben, ein jeder in Achtung vor 
der Würde seines Nächsten. Daß dies auch keineswegs un- 
oder gar widerchristliche Gedanken sind, zeigt uns das bibli- 
sche Gleichnis vom barmherzigen Samariter, der eben ein 
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Samariter war und kein Jude. 

Und noch etwas kommt hinzu. Die freiheitliche Bürgerge- 
meinde, der demokratische, gegenüber seinen Bürgern Tole- 
ranz übende Staat, sind nur lebensfähig, wenn sie Gemeinwe- 
sen mit Opposition sind; also ein Staat, der vorsieht, daß die 
reale Chance für den Wechsel der führenden politischen 
Gruppe und der von ihr vertretenen Politik es ist, die das 
innere Gleichgewicht, die Kontrolle der Macht und damit die 
Garantie der Toleranz, gewährleistet. Eine solche Gemeinde, 
ein solcher Staat, sie können einerseits nicht auskommen 
ohne den Zusammenschluß von Menschen gleicher politi- 
scher Überzeugung in politischen Parteien; andererseits 
könnten sie jedoch weltanschaulich oder religiös gebundene 
Parteien nur um den Preis der Gefährdung ihrer Existenz 
verkraften. Denn mit der Weltanschauungspartei entfällt die 
Möglichkeit des Auswechselns der Regierung, weil die Welt- 
anschauungspartei nicht mehr wegen der größeren Überzeu- 
gungskraft ihrer Ideen und Zielsetzungen regieren will, son- 
_ dern sich aus Gründen ihrer vermeintlich alleinigen Verbun- 
denheit mit einer Glaubensmacht einbildet, allein zur 
Machtausübung berufen zu sein. Die Folge wäre eine Unter- 
scheidung der Staatsbürger in die beiden Gruppen der um 
ihres Glaubens als allein regierungsfähig Legitimierten, und 
der um der Fragwürdigkeit ihres Glaubens oder Denkens 
willen als regierungsunfähig Diskriminierten. Und Wahlen 
würden — wie Thomas Dehler einmal gesagt hat - zu »konfes- 
sionellen Volkszählungen«. 

Die Freiheit, ohne die wir nicht überleben können und ohne 
die unsere Welt nicht friedlich zu ordnen ist, diese Freiheit ist 
nicht möglich ohne das universale Prinzip der Partnerschaft, 
das erst dort seine Grenze findet, wo - wie bei den totalitären 
Parteien - ihm die Gegenseitigkeit verweigert wird. 

So sehr sich einerseits im einzelnen Menschen als unteilbarer 
Person die Forderungen des Glaubens und der Politik über- 
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schneiden (weil der Glaube als etwas Totales den Menschen 
ganz ergreifen kann und seine politische Überzeugung beein- 
flußt, die er vor seinem Gewissen und vor Gott verantworten 
muß), so sehr muß andererseits die Trennung der Bereiche 
des Glaubens und der politischen Überzeugung in den Partei- 
en, in der Bürgergemeinde, im Staate garantiert werden. 


Das sogenannte Nichtabstimmbare 


Das bedeutet, daß die Bürgergemeinde im demokratischen 
Staat zwei Ebenen respektieren muß: die Ebene derjenigen 
Dinge, über die man auf demokratische Weise abstimmen 
kann und muß, um zur Entscheidung zu gelangen, und die 
Ebene derjenigen Dinge, über die man nicht abstimmen kann. 
Man kann nicht darüber abstimmen, ob wir alle Katholiken 
oder Protestanten oder Freidenker sein sollen. Die Dinge des 
Glaubens, der religiösen oder weltanschaulichen Überzeu- 
gung sind der Abstimmbarkeit entzogen. Über sie kann keine 
wie immer äuch geartete Mehrheit befinden. Hier steht der 
einzelne Mensch, lediglich auf sein Gewissen gestellt, allein 
vor Gott. Und dieses Gewissen entzieht sich jeder Fremdbe- 
stimmung. Auch 99 Prozent Katholiken können von 1 Pro- 
zent Protestanten legitimerweise nicht verlangen, daß ihre 
religiöse Überzeugung als für alle verbindlich anzuerkennen 
sei. Und ebensowenig darf sich ein Staat anmaßen, eine be- 
stimmte Gewissensentscheidung notfalls sogar mit der Ge- 
walt seiner Gesetze, mit Polizei und Gefängnis zu erzwin- 
gen. | 

Zum »Nichtabstimmbaren«, zu dem also, was der demokrati- 
schen Bürgergemeinde und dem Staat entzogen bleiben muß, 
gehören jedoch auch jene Werte, von denen die gemeinsame 
Basis unseres menschlichen Zusammenlebens abhängt, deren 
Vorhandensein es überhaupt religiös und weltanschaulich 


66 


verschiedenen Gruppen möglich macht, einen gemeinsamen 
Staat, eine Bürgergemeinde zu bilden: nämlich vor allem 
diejenigen Folgerungen aus der Würde eines jeden Men- 
schen, die wir als die Grund- und Menschenrechte bezeich- 
nen. Damit meine ich die Bereitschaft, unter bewußter Aner- 
kennung des Andersseins des Nachbarn und Mitbürgers - 
nicht bloß seiner gleichgültigen Tolerierung —- mit ihm zu- 
sammen eine Partei, eine Gemeinde, einen Staat zu bilden. 
Das »Nichtabstimmbare« haben die weltliche Gemeinde und 
der weltliche Staat als gegeben hinzunehmen; es ist ihrer 
Verfügungsgewalt entzogen - sie haben es auch nicht zu 
beurteilen. Nicht, weil sie gleichgültig zu sein hätten gegen- 
über den Werten und Überzeugungen, die ihrem Zugriff 
nicht unterliegen, sondern weil die sittliche Grundlage des 
Gemeinwesens gerade darin besteht, in Respekt vor der 
menschlichen Persönlichkeit und ihrem Gewissen jeden Ein- 
griff in die Sphäre des Nichtabstimmbaren zu verhindern; 
mehr noch: Bürgergemeinde und demokratischer Staat ha- 
ben die Unantastbarkeit dieses Bereiches zu garantieren, 
wenn sie die Menschenwürde achten wollen. | 

Das Wesen der freiheitlichen Demokratie zeichnet sich näm- 
lich nicht einfach dadurch aus, daß die Mehrheit herrscht, 
sondern vor allem dadurch, daß sie weiß, über welche Dinge 
man legitimerweise Mehrheitsentscheidungen fällen darf 
und worüber nicht. Von dem vermeintlichen Recht der 
Mehrheit, über alles zu bestimmen, ohne dabei an die 
Schranken des Nichtabstimmbaren gebunden zu sein, führt 
ein gerader Weg zum Totalitarismus, zu jenem Naziwort 
etwa, daß das Volk alles sei, der einzelne aber nichts;; oder 
jenen Prinzipien des Kommunismus, nach denen es um des 
vermeintlichen Glücks einer Klasse oder auch des »Volkes« 
willen erlaubt sein soll, Millionen von Menschen elend um- 
kommen zu lassen oder gar viele von ihnen planmäßig umzu- 
bringen. | 
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In dem anderen Bereich hingegen, wo es um das »Abstimm- 
bare« geht, kann legitimerweise die Mehrheit von der Min- 
derheit die Unterordnung unter ihren Willen verlangen. 
Über Straßenbahntarife und U-Bahn-Bau, über Steuerpolitik 
und Wirtschaftspolitik darf man und muß man mit Mehrheit 
entscheiden. Aber ein Kriegsdienstverweigerer aus Gewis- 
sensgründen, der fällt mit seinen Überzeugungen in den 
Bereich des »Nichtabstimmbaren« - er darf von der Mehrheit 
nicht vergewaltigt werden. 

»Christliche Politik« als die Politik von Parteien, Regierun- 
gen oder eines freiheitlich-demokratischen Staates oder der 
Bürgergemeinde kann es nicht geben, wohl aber eine politi- 
sche Entscheidung, die der einzelne aus einem christlichen 
Gewissen heraus fällt. Da dieses Gewissen aber nicht organi- 
sierbar ist, kann es auch weder eine christliche Bürgerge- 
meinde noch einen christlichen Staat noch christliche Partei- 
en geben, sondern nur Christen in ihnen, konservativ, liberal 
oder sozialdemokratisch denkende Christen. Christen, die für 
Planwirtschaft oder Marktwirtschaft, solche, die für West- 
und solche, die für Ostorientierung der Außenpolitik sind 
und solche, die für die NATO und solche, die gegen die 
NATO sind. Weder die eine noch die andere Konzeption ist 
an sich christlich. 


Gott mehr gehorchen als den Menschen 


Das Verhältnis von Christengemeinde und Bürgergemeinde, 
von Kirche und Staat ist darum das der Partnerschaft. Sie 
stehen auf verschiedenen Ebenen menschlichen Lebens, aber 
sie müssen miteinander auskommen. Es gehört zum Wesen 
der Christengemeinde, daß sie zwar in ihrem Selbstverständ- 
nis über diese Welt hinausgreift, zugleich aber auch eine 
gesellschaftlich und geschichtsgestaltende Kraft in dieser 
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Well ist. Hier aber begegnen sich dann Christen- und Bürger- 
gemeinde, hier überschneiden sie sich, ohne sich zu decken. 
Zur Bürgergemeinde gehören mehr Menschen als zur Chri- 
stengemeinde. :Die Christengemeinde hingegen kann den 
einzelnen Menschen tiefer umfassen, bis in seinen persönli- 
chen Glauben. Von daher, meine ich, kann für einen Christen 
die Mitgliedschaft in einer Partei immer nur Vorletztes ab- 
decken. So bewahren sich beispielsweise Christentum und 
Sozialismus, bei aller Anerkennung ihrer Berührungspunk- 
te, im letzten eine Distanz zueinander. | 

Darüber hinaus noch etwas zum Engagement des Christen in 
seiner Kirche und Gemeinde hier anzumerken, ist nicht mei- 
nes Amtes. Dem Bürger aber sollte ich sagen, daß es ihm 
aufgegeben ist, seine politische Gemeinde, seinen Staat mit- 
zutragen und mitzugestalten. Nur wenn er das tut, können 
Stadt und Gemeinde die Aufgabe leisten, zu der sie bestellt 
sind: die Freiheit aller und ein menschenwürdiges Leben zu 
garantieren. Wenn es ihm aber sein Gewissen vorschreibt, so 
muß der Bürger als Christ sagen: Man muß Gott mehr 
gehorchen als den Menschen! Christengemeinde und Bür- 
gergemeinde haben letztlich gemeinsam und in freier Part- 
nerschaft, jede auf ihre eigene Art, jede in gegenseitiger 
Unabhängigkeit, für jeden der in ihnen lebenden unteilbaren 
Menschen Verantwortung zu tragen. 


Politik und Ethik® 


Fleiß, Urteilskraft, Entschlußkraft und intellektuelle Redlich- 
keit gehören zu den Vorbedingungen, die einer erfüllen muß, 


6. Der vorliegende Aufsatz erschien in geringfügig abweichender Fassungin 
den »Lutherischen Monatsheften« vom November 1972 unter dem Titel 
»Zwischen Freiheit und Ordnung«. 
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der in der Politik Verantwortung trägt. Ich erinnere an Max. 
Webers berühmte drei Qualitäten, die »vornehmlich ent- 
scheidend« sein sollen, wenn »Politik als Beruf« ausgeübt 
wird: Leidenschaft, Verantwortungsgefühl, Augenmaß. Max 
Weber hat das vor einem halben Jahrhundert geschrieben ; es 
sind heute wohl noch andere Eigenschaften hinzuzuwün- 
schen: Einfühlungsvermögen beispielsweise, die Fähigkeit 
zur Formulierung, auf jeden Fall Zivilcourage. 

Max Weber hat auch geschrieben, daß der Politiker täglich 
und stündlich einen allzu menschlichen Feind in sich zu 
überwinden habe, nämlich »die ganz gemeine Eitelkeit, die 
Todfeindin aller sachlichen Hingabe und aller Distanz, in 
diesem Fall: der Distanz sich selbst gegenüber«. Distanz sich 
selbst gegenüber ist sicher eine der schwierigsten Maximen, 
nicht nur für Politiker. Selbstdistanz eignet eher einer kühlen 
als einer temperamentvollen Natur. Aber: die Temperament- 
vollen gelangen eher in die politischen Führungsspitzen, und 
deshalb stehen sie um so stärker unter dem Gebot der Selbst- 
distanz und der Selbstkritik. Zu verlangen, daß die Fähigkei- 
ten der Selbstkritik und der Selbstdistanz ständig öffentlich 
erkennbar werden, wäre eine schädliche Übertreibung. 
Gleichwohl ist Vorsicht gegenüber einem Politiker geboten, 
bei dem diese Fähigkeiten erkennbar fehlen sollten. 


Ansätze einer politischen Ethik 


Leidenschaft - im Sinne von Max Weber - ist die Leiden- 

schaft des Dienstes an der res publica. In einer Demokratie 
muß diese Leidenschaft bei den verschiedenartigen demokra- 
tischen Führern von sehr verschiedenen Zielvorstellungen 
geleitet sein. Wenn etwas daran richtig ist, daß Demokratie 
»government by discussion« ist, dann ist es zwangsläufig, 
daß der Streit um das richtige Ziel und der Streit um den 
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besten Weg dorthin dem Dienst an der res publica immanent 
sind. Nur darf, bei allem taktischen Getümmel, der Streit 
nicht dazu führen, daß die Beteiligten den Boden ar eigenen 
politischen Ethik verlassen. 

Politische Ethik - was verlangt sie von dem Handelnden? 
Sicherlich nicht, daß er berufen sein oder ausgebildet sein 
sollte, öffentlich zu philosophieren, genauso wie Philosophen 
nur selten zur Politik berufen sind. Niemand sollte also vom 
Politiker verlangen, daß er die moralischen und philosophi- 
schen Grundlagen seines eigenen Handelns wissenschaftlich, 
abstrakt oder religiös darstellt. Aber von einem Politiker 
sollte verlangt werden, und er sollte es auch von sich selbst 
verlangen, daß er in einer für das Verständnis seiner Zuhörer 
oder Leser notwendig einfachen Weise klarmacht, wie er 
Wahrheit und Unwahrheit, Gerechtigkeit und Ungerechtig- 
keit, Gemeinnutz und Eigennutz empfindet. 

Wohl ist jede politische Entscheidung eine »Gewissensent- 
scheidung«. So gesehen, heißt Politik betreiben: feste poli- 
tisch-sittlich begründete Ziele verfolgen und in den wandeln- 
den Situationen des Staates und der Gesellschaft feststehende 
politisch-sittliche Grundsätze anwenden. 

Aber niemand möge sich täuschen. Da gibt es auch den 
politischen Alltag, den parlamentarischen Alltag und auch 
den Alltag jedweder Regierung oder Verwaltung. Häufig ist 
jeder Politiker, wie doch auch alle Menschen in anderen 
Berufen, gezwungen, bloße Zweckmäßigkeitsentscheidun- 
gen zu treffen, bei denen er gar nicht dazu kommt, hinter- 
gründig zu prüfen. Und bei vielen Entscheidungen ist er als 
Parlamentarier gezwungen, sich nicht auf eigene Erfahrung 
und Routine stützen zu können, sondern sich auf das Urteil 
seiner Kollegen verlassen zu müssen, die eine spezielle Fach- 
verantwortung haben und deren Entscheidungen zu befolgen 
und gutzuheißen ihm nach bisheriger Erfahrung vernünftig 
erscheint. Viele Menschen verfallen dem Irrtum zu glauben, 
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jeder Politiker, der sich einer Mehrheitsentscheidung seiner 
Partei, seiner Fraktion, seiner Regierung diszipliniert unter- 
geordnet habe, handle gegen sein Gewissen. Dabei gehen 
solchen Entschlüssen des einzelnen sehr sorgfältige Gewis- 
senserforschungen voraus. Die normale Methode, dahin zu 
gelangen, ist Diskussion unter politischen Freunden. 


Für ein realistisches Staatsverständnis 


Demokratie, Regierung, Parlament, der Beruf des Politikers 
überhaupt - das alles darf nicht idealisiert werden. Ideales 
mag im Himmel geschehen, aber es geschieht selten in irdi- 
schen Parlamenten. Winston Churchill hat dies 1946 für sich 
und für seine Parlamentskollegen offen zugegeben, daß näm- 
lich die Parlamentarier Interessen vertreten und bestimmte 
Bindungen zu Gruppen des Volkes besitzen: »We are not 
supposed to be an assembly of gentlemen who have no inter- 
ests of any kind and no associations of any kind - that is 
ridiculous — that might happen in heaven but not happens 
here.« Wer nämlich idealisiert, riskiert auch, daß Illusionen 
zusammenbrechen, und daß es dann zu gefährlichen Enttäu- 
schungs- und Kurzschlußsreaktionen der Bürger kommt, die 
deren Vertrauen in den demokratischen Prozeß zerstören 
können. Demokratie ist eben eine sehr menschliche Form des 
Miteinanderlebens und des Miteinanderauskommens - und 
nicht immer ist, wie auf dem Fußballplatz, ein Schiedsrichter 
zugegen, der abpfeift, wenn es unfair wird oder wenn der Ball 
im Aus landet. 

Die Schiedsrichter-Funktionen in der Demokratie sind viel- 
fältig, und sie wechseln auch. Die Regierenden müssen im- 
mer wieder prüfen ob das, was sie für das Beste halten, auch 
tatsächlich das Beste ist. Die Regierten müssen immer wieder 
diese Angebote prüfen. Eine zentrale Spielregel der Demo- 
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kratie, sozusagen deren Paragraph eins, ist daher, daß Ziele 
und Wege der Handelnden - ob in Regierung oder in Opposi- 
tion - stets der öffentlichen Kontrolle ausgesetzt sind. Diese 
Kontrolle ist aber allen Staatsbürgern aufgegeben, nicht nur 
dem Parlament oder der Presse. | 

Wir leben nicht in einer geschlossenen, sondern in einer 
offenen Gesellschaft. Auch das ist ein Maßstab unseres Zu- 
sammenlebens. Staat, Bundesland und Gemeinde bestehen 
aus einzelnen Menschen, und jeder einzelne Mensch entzieht 
sich einer abschließenden Kategorisierung. Jeder Bürger hat 
seine eigenen Bedürfnisse und seine eigenen Wünsche; er 
gehört außerdem aber Interessengruppen an - und bisweilen 
mehreren zugleich und verschiedenen nacheinander. Der 
Staat, die Regierenden - sie können niemals diese Vielzahl 
- der Einzel- und der Gruppenbedürfnisse befriedigen. Der 
Staat würde sonst zu einem Supermarkt mit Schleuderprei- 
sen - er müßte schnell zugrundegehen. 

Die Regierenden dürfen den Staat nicht zum Selbstbedie- 
nungsladen degenerieren lassen. Und der Pluralismus einer 
demokratischen Gesellschaft darf nicht in einen Pluralismus 
der Interessenhaufen umschlagen. Verantwortung der Re- 
gierenden heifst also, daß sie zugleich für den Fußgänger und 
für den Autofahrer, zugleich für die Unternehmer und für die 
Arbeitnehmer, zugleich für die Protestanten und die Katholi- 
ken und die Freidenker, zugleich für die kirchliche Gemeinde 
und die Bürgergemeinde zu sorgen haben. Die Regierenden 
können Konflikten nicht entgehen, aber sie können sie durch 
vernünftige Kompromisse erleichtern, vielleicht sogar lösen. 
Dabei stehen sie immer in den Dilemmata zwischen Freiheit 
und Ordnung - aber ebenso müssen sie immer auf der Seite 
der Schwächeren stehen. 

Die Freiheit, ohne die wir nicht überleben können und ohne 
die unsere Welt nicht friedlich zu ordnen ist, diese Freiheit ist 
nicht möglich ohne das universale Prinzip der Partnerschaft, 
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das erst dort seine Grenze findet, wo — wie bei totalitären 
Parteien - ihm die Gegenseitigkeit verweigert wird. 


Kein imperatives Mandat in Ermessensfragen 


Ein Politiker in einem demokratischen Staat muß stets zwei 
Ebenen anerkennen: die Ebene derjenigen Dinge, über die 
man auf demokratische Weise abstimmen kann und muß, um 
zur Entscheidung zu gelangen, und die höhere Ebene derjeni- 
gen Sachen, über die man nicht abstimmen darf. Die Dinge 
des Glaubens, der religiösen oder ethischen Überzeugung 
sind der Abstimmbarkeit entzogen. Über sie kann keine wie 
auch immer geartete Mehrheit befinden. Hier steht der ein- 
zelne Mensch allein mit seinem Gewissen, allein vor Gott. 
Das Gewissen entzieht sich jeder Fremdbestimmung. Und 
ebensowenig darf sich ein Rechtsstaat anmaßen, eine be- 
stimmte Gewissensentscheidung notfalls mit der Gewalt sei- 
ner Gesetze, mit Polizei und Gefängnis zu erzwingen - auch 
wenn er das legale Monopol physischer Gewaltanwendung 
besitzt. 

Das Wesen der freiheitlichen Demokratie ist nicht einfach, 
daß die Mehrheit herrscht, sondern daß diese Mehrheit weiß, 
über welche Dinge man legitimerweise Mehrheitsentschei- 
dungen fällen darf und worüber man dies nicht darf ;denn die 
Praktizierung des Rechtes der Mehrheit, über alles zu bestim- 
men, ohne dabei an die Schranken des Nichtabstimmbaren 
gebunden zu sein, würde geradewegs in den totalitären Staat 
führen. 

Die zuvor genannten Mafsstäbe müssen gelten, wenn der 
politisch-moralische Stand der Nation in Ordnung sein, 
wenn eine freiheitliche Ordnung im Innern unseres Staates 
‚herrschen soll. Sie müssen auch für die Art und Weise gelten, 
mit der sich ein Staat in die internationalen Beziehungen 
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einfügt und in ihnen zu seinem Vorteil wirkt. 

Unsere Nation ist in einer einzigartigen Lage: es gibt keine 
andere Nation in Europa, die mit so vielen Anrainern und 
Nachbarn zusammen leben muß. Das ist eine Folge unserer 
geographischen Situation, es ist eine besondere Belastung 
unserer nationalen Geschichte, für die wir ohne Schuld sind. 
Dagegen haben wir Deutsche die besondere Belastung unse- 
rer nationalen Gegenwart durch die Folgen des vom Deut- 
schen Reich begonnenen, total geführten und total verlore- 
nen Krieges gemeinsam zu verantworten. 

Den eigenen Interessen und ebenso und gleichzeitig dem 
Frieden zu dienen, diese Aufgabe ist für kein anderes Land 
Europas schwieriger als für uns; um so mehr kommt es für 
uns darauf an, die sittlichen Maßstäbe der Politik zu kennen’ 
und ihnen zu gehorchen. Solcher Gehorsam ist dann zugleich 
gewiß auch christlich - auch und gerade dann, wenn der 
Politiker es als unwürdig oder als scheinheilig empfindet, den 
Namen Christi im Munde zu führen. | 
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Erwartungen an die Kirche 


Theologie und Politik 


Für einen Politiker ist es eine problematische Sache, zur 
Kirche und zu ihrem Selbstverständnis zu reden. Genauso 
problematisch ist es, wenn die Kirche zu uns Politikern redet. 
Ich bin mir dieses Risikos bewußt. 


Bitte an die Theologen 


Zuweilen möchte ich mich in den Chor jener einreihen, die 
den Theologen zurufen: Hört auf, alles zu zerreden, ihr 
Theologen, sondern laßt unseren schlichten, aber existenz- 
notwendigen Glauben heil. Laßt uns diesen Glauben heil, der 
für unsere menschliche Existenz nötig ist, gleichgültig, in 
welchem Beruf wir stehen, und sei es selbst in der Politik, 
diesen Glauben an Gott als den Herrn der Geschichte, dessen 
_ Wille über dem Prozeß und über dem Ziel der Geschichte uns 
verborgen bleibt. Was Gott gewollt hat, weiß man bestenfalls 
nachher. Wer es vorher zu wissen meint, täuscht sich selbst 


7. Der vorliegende Text geht auf einen Diskussionsbeitrag vor der Hambur- 
gischen Synode im Mai 1968 zum Thema »Kirche und Politik« zurück. 
Aus: Rolf Italiaander: Argumente kritischer Christen. Warum wir nicht 
aus der Kirche austreten, Echter Verlag, Würzburg, und Verlag der Ev.- 
Luth. Mission, Erlangen. 
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und die anderen dazu. Laßt uns also den Glauben an einen 
Gott heil, dessen Willen uns verborgen bleibt, der uns keine 
spezifischen politischen Gesinnungen auferlegt, dem wir aber 
gleichwohl anheimgegeben sind. 

Ich denke, jede Kirche muß sich zu jeder Zeit prüfen, ob sie 
nicht ungewollt oder unbewußt doch eine Theologie der poli- 
tischen Gesinnung betreibt, obwohl sie es nicht sollte, wie ich 
denke. Wenn z. B. die protestantische Kirche im Preußen- 
Deutschland vor 1914 zur Selbstprüfung fähig und willens 
gewesen wäre, ob sie denn nicht unbewußt politische Ideolo- 
gie in der Predigt oder im Gewande ihrer Theologie verbreite, 
wären uns vielleicht einige Übertreibungen des Wilhelminis- 
mus — einige böse Übertreibungen - erspart geblieben; viel- 
leicht damit zugleich etwas an Tiefe des Absturzes nach 1914 
oder nach 1918. 

Nach wie vor muß die Kirche auch prüfen, ob sie stillschwei- 
gend politische Gesinnung vertritt oder fördert - das heißt 
durch Schweigen dort, wo Menschen nach Antworten verlan- 
gen. Daß sie dies letztere seit 1945 trotz vielfältigen Umden- 
kens doch vielerorts getan und deswegen auch zu verantwor- 
ten hat, bezweifle ich nicht. Um so mehr denke ich, daß 
Grund zur Selbstprüfung besteht. Und noch mehr besteht 
neuerdings Grund zur Prüfung der Frage, ob eigentlich zuge- 
lassen werden darf, daß nunmehr bewußt und absichtlich 
politische Ideologie im Gewande der Theologie und mit dem 
Mantel des geistlichen Amtes verbreitet werden soll, wie 
etwa die sogenannte Theologie der Revolution, die mir in 
Wahrheit nur der Versuch zu sein scheint, die eigene Weltan- 
schauung, die eigene Soziologie, die eigene politische Verhei- 
Bung, die eigene politische Gesinnung mit Gottes Mantel zu 
bekleiden. 

Ich habe den Eindruck, daß dies alles durchaus in bester 
Absicht geschieht, vielleicht teilweise in sehr lauterer Ab- 
sicht, aber im Grunde genausowenig von Gott geboten er- 
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scheint wie etwa die konservativen Kanzelreden von preußi- 
schen oder österreichischen Hofpredigern vor 1914. Viel- 
leicht darf ich hier in Klammern eine Fußnote anfügen: Es ist 
für jemand, der mit Gesellschaftswissenschaft und mit politi- 
scher Analyse kraft seines Berufes etwas vertrauter ist als 
manch anderer, eine erstaunliche Sache, daß etwa die prote- 
stantischen Kirchen sich hundert Jahre lang mit wenigen 
Ausnahmen der geistigen Herausforderung des Marxismus 
nicht gestellt haben, und daß nun zum Schluß einige auf den 
Spätmarxismus hereingefallen sind und irgendeine Art von 
Vermählung zustande zu bringen versuchen. Solche bewußt 
oder unbewußst von politischer Gesinnung getragenen Theo- 
logien und Predigten scheinen mir eine sehr konkrete Gefahr 
in sich zu bergen. Die können nämlich das Volk aus der 
Kirche hinaustreiben, und davor habe ich ganz große Angst. 
Das sage ich jetzt nicht nur in bezug auf die Theologie der 
Revolution, sondern in bezug auf alles Mögliche, was an 
moderner, kontroverser Theologie uns armen Laien zugemu- 

tet wird. | 


Enttäuschte Erwartungen an die Kirche 


Die Kirchen haben im vorigen Jahrhundert, im Zeitalter des 
Frühkapitalismus und später des Hochkapitalismus, die Ar- 
beiter zu großen Teilen aus der Kirche getrieben, jedenfalls 
aus den evangelischen Kirchen, und sie können jetzt dazu 
noch etwas hinzufügen; sie können das Werk noch vervoll- 
ständigen, indem sie den Prozeß der geistigen Säkularisie- 
rung in die eigene Kirche hineinziehen, und zwar im Gewan- 
de der theologischen Diskussion. 

Ich füge eine persönliche Erfahrung ein. Als das Dritte Reich 
sich zu festigen begann, war ich noch nicht konfirmiert, war 
ein Junge von 14 Jahren und hatte keine eigenen Vorstellun- 
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gen davon, wie Gesellschaft und Staat aussehen sollten, nach 
welchen Gesetzen Gesellschaft und Staat geordnet sein müß- 
ten. Im Laufe der Nazizeit und im Laufe des Krieges wurde 
man langsam erwachsen und fing an zu kapieren, daß in 
unserem Land alles ganz schlecht geordnet war. Ich habe 
mich damals - und das ist vielleicht manchem Soldaten so 
gegangen - innerlich, ohne daß dem irgendein subjektives 
oder individuell erleuchtendes Glaubenserlebnis zugrunde 
gelegen hätte, der Kirche zugewandt, weil ich den geistigen 
und moralischen Zusammenbruch vor Augen hatte, der un- 
ausweichlich kommen mußte, den Zusammenbruch der Ge- 
sellschaft, des Staates und der politischen Leitvorstellungen 
schlechthin. Ich habe mich der Kirche zugewandt, weil ich die 
Hoffnung hatte, daß mitten in dem von mir erwarteten 
Chaos, das eintreten mußte, die Kirchen Kerne des sittlichen 
Wiederaufbaues würden sein können. Das habe ich mir sei- 
nerzeit zurechtgelegt in meinem jugendlichen Optimismus. 
Ich habe mir gedacht, daß die Kirchen nach diesem geistigen 
und sittlichen Zusammenbruch den Menschen das Beispiel 
des Vertrauens auf Gott als den Herrn der Geschichte zu 
geben haben würden. 

Zu meiner Enttäuschung ist diese Hoffnung nur zum allerge- 
ringsten Teil nachher verwirklicht worden. Zu meiner noch 
größeren Enttäuschung sind dann, nachdem der Schock des 
Zusammenbruchs, der Schock der Hunger- und Aufbauzeit 
überwunden waren, in immer stärkerer Weise kontroverse 
neue Theologien öffentlich in den Vordergrund getreten, 
spürbar bis in die Predigt der einzelnen Gemeinde hinein, 
die den Laien und selbst solche Menschen verwirren, die 
gewohnt sind, einigermaßen zu kapieren — Theologien, 
die den Mitgliedern der Kirche Fragen aufgeben, bei deren 
Beantwortung sie dann doch wieder ohne zureichende Hilfen 
. bleiben. 


Ich denke, daß Volkskirche zu sein und zu bleiben eine in 
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unserem geistig zerrissenen Jahrhundert wesentliche, viel- 
leicht die wesentlichste Aufgabe der Kirche ist. Ich denke hier 
anders als viele, von denen ich weiß, daß sie die Verwaschen- 
heit der Volkskirche nicht mehr ausstehen können. 

Das mag jetzt alles etwas laienhaft und dilettantisch klingen. 
Ich bitte um Verständnis bei den Theologen, die das sehr viel 
besser ausdrücken können, weil ihre Begriffswelt ihnen ge- 
läufig, mir aber ungeläufig ist. Ich denke aber, daß ohne 
Volkskirche der seelsorgerische Auftrag überhaupt nicht aus- 
zuführen wäre; er wäre dann nur noch gegenüber einer 
kleinen Minderheit, die sich selbst ausgewählt hat, auszu- 
führen. 

Die Gefahr, sich in eine Minderheit, die sich selbst ausge- 
wählt hat, zu begeben, fängt in der Theologie an, und sie 
reicht über die Predigt bis zur Liturgie. Um ein Beispiel zu 
geben: Volkskirche muß z. B. zu Weihnachten auch die dem 
Volke gewohnten und liebgewordenen und geläufigen Lieder 
singen, ungeachtet ihrer literarischen oder musikalischen 
Qualität. Das mögen mache im Unterschied zu mir für un- 
wichtig halten; ich gebe es nur als ein Beispiel, um mich 
damit etwas verständlicher zu machen. 

- Kirche, wenn sie Volkskirche sein will- und das muß sie nach 
meiner Überzeugung sein wollen! - darf nicht bevormunden, 
und das geht bis in die Liturgie hinein. Sie muß dem Volke 
etwas geben, nicht aber das Gefühl, daß das Volk bevormun- 
det werde. Das Volk wird ohnehin genug bevormundet, mehr 
als genug an vielen Stellen. Das, was nach meinem Empfin- 
den das Kirchenvolk in seiner Breite gelehrt zu werden 
wünscht, was es wünscht gezeigt zu bekommen, ist das Bei- 
_ spiel der Verantwortung im Gewissen vor Gott und zugleich 
auch das Beispiel des Vertrauens auf Gott. 
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Gesinnungsethik oder Verantwortungsethik 


Ich weiß nicht, ob Max Webers Unterscheidung zwischen 
Gesinnungs- und Verantwortungsethik einen Bezug bei 
Martin Luther hat. Ich will jedoch gern einräumen (das 
muß man sich ja selber zugestehen), daß es gute Christen 
gibt, an deren Christlichkeit überhaupt nicht zu zweifeln 
ist, die eindeutig Gesinnungsethiker im Sinne von Max 
Weber sind. Sie deshalb schelten zu wollen, wäre abwegig. 
Was mich selbst angeht, so bin ich, seit ich diesen erleuch- 
tenden Vortrag Webers kenne, der im Jahre 1919 entstan- 
den ist und in dem diese Unterscheidung dargelegt wird, 
fest überzeugt, daß Webers Plädoyer für die Verantwor- 
tungsethik in einer Demokratie, in der jeder politische Ver- 
antwortung trägt, den Aufweis einer unausweichlichen Si- 
tuation darstellt. 

Im Grunde sagt Weber nichts anderes als der alte lateinische 
Spruch, der mit den drei Worten schließt: ... et respice 
finem.- bedenke das Ende, bedenke alle Folgen dessen, was du 
heute tust oder was du heute willst; bedenke auch die Neben- 
folgen, bedenke die Nebenwirkungen, bedenke die Gegen- 
wirkungen, denn die Gesamtheit all dessen, was eintritt, hast 
du zu verantworten mit deiner jetzigen Entscheidung. Wer 
aber kann die Gesamtheit all dessen, was er heute entscheidet, 
vorwegnehmend beurteilen? Niemand von uns. Jeder kann 
zwar seinen Kopf anstrengen und so viel wiemöglich von den 
Wirkungen, die er erzeugt oder die er durch Nichthandeln 
unterläßt, versuchen, verstandes- und vernunftmäßig in den 
Griff zu bekommen.. Dann muß er sich fragen, ob er diese 
Konsequenzen verantworten oder ob er sie nicht verantwor- 
ten will, und danach muß er die Entscheidung heute treffen. 
Das ist etwa der Sinn dessen, was Max Weber mit Verantwor- 
tungsethik meint, während er mit dem Begriff Gesinnungs- 
ethik eine andere Einstellung zum Leben kennzeichnet, in- 
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dem er nämlich sagt: Der Christ als Gesinnungsethiker han- 
delt nach den Geboten Gottes, er stellt den Erfolg Gott an- 
heim und läßt es offen, ob daraus böse oder gute oder wenige 
böse oder wenige gute Konsequenzen erwachsen. Er jeden- 
falls richtet sich im Augenblick nach dem, was er für das 
unmittelbar an ihn gerichtete Gebot Gottes hält. Das etwa 
wäre die Beschreibung des Begriffs Gesinnungsethik bei Max 
Weber. | | 

Ich denke, daß man als bewußter Demokrat in einer Gesell- 
schaft, in der jeder von uns das, was geschieht, und das, was 
nicht geschieht, mitverantwortet, nicht gut anders kann, als 
diesen von Max Weber so bezeichneten verantwortungsethi- 
schen Aspekt in den Vordergrund der eigenen Gewissenser- 
forschung zu stellen. 

Auf der anderen Seite macht aber doch die verantwortungs- 
ethische Maxime gleichzeitig deutlich, daß sie nicht etwa ein 
politischer Leitfaden für die konkrete Entscheidung ist, die 
der einzelne treffen soll, sondern daß der einzelne prüfen 
muß, welche Folgen er will, welche Folgen er außerdem in 
Kauf nehmen will und welche nicht, und welche zusätzlich 
noch eintreten könnten. Er muß in seinem Gewissen verant- 
worten, was er daraufhin jetzt entscheidet. Ich glaube also 
nicht, daß man aus irgendwelchen abstrakten ethischen 
Grundsätzen erschöpfende oder auch nur halbwegs ausrei- 
chende politische Leitideen oder politische Maximen für kon- 
krete Situationen herauslesen kann. In der konkreten Situa- 
tion ist jeder von uns auf sich gestellt. 


82 


Grenzen kirchlicher Äußerung 


In dem Bückeburger Kommunique der Lutherischen Bi- 
schofskonferenz® steht ein Satz, den ich unterstreichen 
möchte: | | 

»Die Kirche wahrt den Frieden und die Gemeinschaft unter 
ihren unterschiedlich urteilenden Gliedern und Gruppen. 
Der einzelne Christ aber ist an sein Gewissen gebunden. Er ist 
der politischen Vernunft verpflichtet. Er muß auf Grund 
sorgfältiger Information urteilen und Partei ergreifen. Die 
Kirche kann ihm diese Aufgabe nicht abnehmen. Sie erinnert 
ihn an seine gottgebundene Verantwortung. Damit zugleich 
gibt sie ihn in seinen Einzelentscheidungen frei.« 

Die Kirche kann ihm diese Aufgabe also nicht abnehmen. Ich 
finde das sehr richtig und notwendig zu sagen, daß sie es nicht 
kann. Das gilt dann aber auch für die Theologen. Sie können - 
und sollen, so würde ich hinzufügen - das auch nicht versu- 
chen! 

Nach meinem Eindruck haben wir zu viele »Theologiewis- 
senschaftler«, zu viele Soziologen, zu viele Politologen. Wir 
haben viel zu viele Leute, die sich einbilden, von allem etwas 
zu verstehen. Mir sind die anderen, die von weniger mehr 
verstehen, im Grund lieber, obwohl sie so verschrien sind. Es 
ist zwar Mode, Leute zu verspotten, die ihren Beruf im 
Unterschied zu anderen Wissensbereichen sehr genau ken- 
nen und die außerhalb liegenden Dinge nicht so ganz genau. 
Aber ich bin eigentlich mehr dafür, daß wir alle unseren 
Beruf genau kennen und uns zu den Dingen, die andere 
Berufserfahrung und anderes Berufswissen voraussetzen, ein 
bißchen vorsichtiger äußern und jedenfalls gründlicher prü- 
fen, als das heute vielfach geschieht. 


8. Gemeint ist eine Presseerklärung über die Sitzung der lutherischen Bi- 
schofskonferenz im Jahre 1968 in Bückeburg. 
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Ein Theologe, ein Bischof oder ein Pastor z. B., der in die 
allgemeine Politik eingreift, muß seine Amtsautorität dabei 
ausdrücklich und sichtbar und hörbar beiseite stellen. Ermuß 
sie beiseite stellen! Er kann genausowenig im Talar eine 
politische Demonstration mitveranstalten, wie etwa als Bi- 
schof von der Kanzel herab in die Politik seines Landes ein- 
greifen. 

Das ist das Thema, das unsere Kirche in den letzten Jahren 
mehrfach beschäftigt’ hat, meist aufgehängt an der Ostdenk- 
schrift und neuerdings - sehr viel weniger - an dem Friedens- 
wort9. Wie weit darf hier — möglicherweise zu politischen 
Zwecken - die Autorität des Amtes strapaziert werden - ein 
Amt, das eigentlich zu anderem vorgesehen ist? Ich will mir 
da kein abschließendes Urteil erlauben. Ich will aber sagen, 
daß es mir sehr nützlich erscheint, wenn evangelische Chri- 
sten sich zusammensetzen und zu einer brennenden Frage 
ihre Gedanken miteinander austauschen und sie nieder- 
schreiben. Oder wenn katholische Christen sich zusammen- 
setzen - ich denke an den Bensberger Kreis -, ihre Meinung 
zu aktuellen Vorgängen austauschen und zum Schluß ein in 
Übereinstimmung gefundenes Ergebnis zu Papier bringen. 
Da muß man dann eben sehr sorgfältig darauf achten, daß 
jedermann erkennt, daß dies jetzt nicht »die Kirche« ist, die 
das sagt. So scheint mir bei der Friedensdenkschrift in sehr 
viel gelungenerer Weise auch der Öffentlichkeit mitgeteilt 
worden zu sein, daß es nicht die Kirche ist, die das sagt, 
sondern daß es evangelische Christen sind, die sich — unter 
dem Gebot des Willens zum Frieden stehend - verpflichtet 
gefühlt haben, eine Diskussionsbasis anzubieten. 

Das alles soll und kann nach meinem Dafürhalten nicht hei- 
ßen, daß die Kirche zu Vorgängen im politischen Raum zu 
schweigen habe. Aber ich meine, sie muß selber sehr sorgfäl- 


9. Vgl. die Studie »Friedensaufgaben der Deutschen« vom ı. März 1968. 
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tig prüfen, wie weit ihre Legitimation reicht, nicht nur ihre 
rechtliche, sondern auch ihre christliche Legitimation, und 
wie weit sie Grenzen einhalten muß, wenn sie ihre - ich sage 
es noch einmal! — wesentliche Aufgabe, Volkskirche in unse- 
rer zerrissenen Zeit zu sein, nicht gefährden will. Sie kann 
durchaus in konkreten politischen Situationen unmißver- 
ständlich und unüberhörbar an die politisch dazu Berufenen, 
an Regierungen oder an die Opposition oder an wen auch 
immer, der politische Gewalt ausübt oder erstrebt, sehr laut 
und sehr hörbar die Frage richten, wie es in dieser oder jener 
Angelegenheit mit dem Willen zum Frieden bestellt sei ; oder 
wie das in einer anderen Sache mit seinem Willen zur Ver- 
söhnung, mit seiner Versöhnungsbereitschaft bestellt sei, 
oder wie es in einer dritten oder vierten Angelegenheit mit 
seinem Willen zur Gerechtigkeit bestellt sei, zu der diese 
Kirche jedenfalls zu mahnen sich verpflichtet fühlt, oder mit 
seinem Willen zur Wahrhaftigkeit, und wie es mit seinem 
Respekt vor der Würde der einzelnen Person bestellt sei, die 
in ihrem einzelnen Gewissen nicht vergewaltigt werden darf. 
Solche Fragen kann man an Politiker und an Wähler in 
politischen Situationen sehr konkret stellen. Aber man soll 
sich dabei immer bewußt bleiben, daß selbst die Kirche - 
weder die Volkskirche noch die Amtskirche - den Willen 
Gottes in bezug auf die Geschichte, und das heißt auf die 
politische Entwicklung, nicht im voraus wissen kann. 
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Volkskirche:o 


Ich habe die Absicht, Ihnen sehr bescheiden ein paar persönli- 
che Bemerkungen über das Verhältnis Kirche und Staat in 
unserer Gesellschaft vorzutragen. Dabei handelt es sich um 
einen Raum, in dem ich nichts zu entscheiden habe. Militär- 
bischof Kunst hat eben hervorgehoben, ich hätte nicht nur 
anzuhören, sondern auch zu entscheiden. In diesem Raum 
hat aber der Verteidigungsminister nichts zu entscheiden; 
sondern ich bin durchaus begierig zu hören, was Sie vielleicht 
nachher kritisch oder einwendend oder zustimmend oder 
modifizierend zu sagen haben, meine Herren. Vielmehr 
möchte ich in diesem Zusammenhang, da Ihr Bischof eben 
auch auf bestimmte kritische Diskussionen über die Aufgabe 
der Pastoren im Raum der Bundeswehr angespielt hat, Ihre 
Aufmerksamkeit auf mehr programmatische Ausführungen 
lenken, die ich zu diesem Thema vor etwa einem Monat auf 
einer Zusammenkunft der katholischen Militärseelsorger in 
Freising vorgetragen habe‘. Für mich war das ein Anlaß, 
einmal das zu sagen, was zu dem Thema von Amts wegen zu 
sagen war. Ich hätte es genauso gut heute in Eberbach sagen 
können; die Konfession der zuhörenden Seelsorger macht für 
mich dabei keinerlei Unterschied. Ich würde es nur ein wenig 
mißlich empfinden, wenn ich Ihnen heute dasselbe noch 
einmal sagen wollte, was ich vor vier Wochen vor einem 
anderen Auditorium gesagt habe. 


10. Hier handelt es sich um ein gekürztes Referat als Bundesminister der 
Verteidigung vor der Gesamtkonferenz der evangelischen Militärpfarrer 
in Eberbach (Neckar) am 20. 4. 1971. | 

11. Vgl. »Militärseelsorge«, S. 174. 
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Kirchlicher Einfluß in der Nachkriegsgesellschaft 


Heute aber lassen Sie mich ein bißchen persönlicher sein. 
. Sehr viele Deutsche — und zu denen habe auch ich gehört - 
haben während des Dritten Reiches und während des Krieges, 
insbesondere am Ende des Krieges, von den Kirchen und von 
den Menschen in den Kirchen sehr viel erwartet, als man nach 
Elementen suchte, die einen Beitrag liefern könnten für den 
Neubau des Staates, als man nach Ankern suchte für ein 
Wiederzusammenfinden der Gesellschaft. Diese Erwartun- 
gen haben damals dazu geführt, daß den Kirchen in einem 
zunächst vielleicht unbeabsichtigten Maße und auch unbe- 
wußt ein weitgehendes Mitspracherecht in der Gesellschaft 
eingeräumt wurde, das in seiner Ausübung in den 25 Jahren, 
die wir seither durchmessen haben, nicht in jedem Einzelfall 
und nicht immer mit der prinzipiellen weltanschaulichen 
Neutralität dieses Staates vereinbar gewesen ist. Ich frage 
mich, ob das nicht ein bißchen dazu beigetragen hat, wenn 
bisweilen der Verdacht einer Privilegierung der Kirche laut 
wurde, ein Verdacht, der ja den Kirchen heute in der Form 
von Verärgerung, zum Teil in Form von Mißstrauen be- 
gegnet. | 
Eine privilegierte Kirche wäre - wie wir ja alle wohl überein- 
stimmend wissen — nicht nur verfassungswidrig, sondern - 
wenn ich dies als Christ aus meiner persönlichen Überzeu- 
gung hinzufügen darf - auch für die Glaubwürdigkeit der 
Kirche und ihres Auftrags ein erhebliches Handikap in unse- 
rer Gesellschaft. Es ist nun einfach nicht mehr so - und das ist 
für Sie und für mich und für einige andere sicher unbequem, 
es kann aber auch heilsam werden -, daß Gesellschaft, Staat 
und Kirche ein homogenes Ganzes bilden. Vielmehr stehen 
sie einander gegenüber. Sie sollten aber gleichwohl füreinan- 
der da sein. Aber jedes hat einen bestimmten, einen unter- 
schiedlichen, einen eigenständigen Auftrag für das Ganze zu 


87 


erfüllen. Im Unterschied zur Epoche des Obrigkeitsstaates 
mit seiner von oben bewirkten Einordnung aller Kräfte in 
Kirche und Gesellschaft, und im Gegensatz zu jenem Obrig- 
keitsstaat, den wir zur Zeit nicht viele hundert Kilometer 
entfernt von hier erneut erleben, ist in unseren Augen das 
Gesunde das Gegenüber von Kirche und Staat, sind es die 
Spannungen, das Gespräch miteinander, die Gegensätze, die 
sich entwickeln, die uns nach vorn treiben und die die Gesell- 
schaft und ihre Einrichtungen nicht steril werden lassen, wie 
wir es in totalitär geordneten Staaten und Gesellschaften 
bisher weitgehend beobachten konnten. | 
Wir Christen müssen uns fragen lassen, ob wir zunächst 
nicht allzu selbstverständlich hingenommen haben, daß sich 
die Kirche, die Menschen in der Kirche, mit dem Staat Bun- 
desrepublik identifizierten, und ob wir nicht allzu unkritisch 
zusahen, wie sie sich in einer zunächst sehr unzureichenden 
Gesellschaft einrichtete. Vielleicht liegt darin einer der Grün- 
de, daß lange nicht all die Erwartungen, dieman währendder 
Nazi-Zeit an die Kirche gerichtet oder bei sich selbst gehegt 
hat, in Erfüllung gegangen sind und manche Wünsche, man- 
che Hoffnungen in Enttäuschung umgeschlagen sind. Weit- 
gehend läßt sich diese Enttäuschung heute bei den Jüngeren 
ablesen, die meinen, der Auftrag der Kirche läge darin, eine 
Theologie der Revolution zu verbreiten. 

Trotzdem, nach 1945 sind fruchtbare Ansätze aus dem Drit- 
ten Reich entfaltet worden. Ich erinnere mich persönlich an 
die evangelischen Studentengemeinden, die in den ersten 
Jahren nach dem Kriege ein bedeutender Faktor an den Uni- 
versitäten waren. Ich denke an die Kirchentagsbewegung, die 
viele Fragen unserer Zeit den evangelischen Christen eigent- 
lich erst richtig nahe gebracht hat. Ich denke an die evangeli- 
schen Akademien, die mit ihren Tagungen viele Menschen 
und viele Gruppen von Menschen zusammengebracht und 
vielen dabei geholfen haben, ihren Platz, ihren angemessenen 
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Ort in der Gesellschaft zu suchen und zu finden. Es wird 
schwer abzuwägen sein, was bei diesen nach besten Kräften 
unternommenen Bemühungen damals für den Alltag der 
Christenheit in Deutschland herausgekommen ist, was für 
den einzelnen Christen herausgekommen ist und was heraus- 
gekommen ist für die Gesellschaft insgesamt. Für mich be- 
steht jedoch kein Zweifel daran, daß eine so breite Bemühung 
nicht völlig verlorengegangen sein kann - wie mancher in der 
kirchlichen Krisensituation von heute vielleicht resigniert 
glaubt festzustellen zu müssen. 

Vielleicht stehen die Menschen meiner Generation heute erst 
in jener Phase, wo wir unsere Erkenntnisse von damals ver- 
wirklichen können und dies in einem sehr schmerzlichen 
Prozeß auch tun müssen. Wir stehen dabei heute vor Fragen, 
die kein Mensch und keine gesellschaftliche Gruppe, auch 
keine Kirche, allein lösen kann. Die Frage ist, ob die Gemein- 
de, ob die Christenheit, ob die Kirche in der Lage ist, die 
Unruhe und die Sensibilität, das Mitdurchlaufenmüssen aller 
Denkprozesse, die sich in der Welt abspielen, die Anfechtun- 
gen und dies alles durchzustehen. Ich glaube nicht, daß all 
dies nur als Verwirrspiel angesehen werden sollte. Es sind 
eben zugleich doch auch Zeichen, daß unsere Kirchen leben- 
dig sind und daß man in ihnen die Probleme, die sich heute 
stellen, sehr ernst nimmt, auch auf die Gefahr von Fehlzün- 
dungen hin; und daß die Menschheit in den Kirchen sich den 
Aufgaben unserer Zeit stellen will. 


Verantwortliche Gesellschaft 
Allerdings habe ich persönlich häufig den Eindruck, daß man- 
cher Theologe dabei schließlich ganz woanders landet, als er 


am Anfang gemeint hat hingehen zu wollen. Ich frage mich 
manchmal, ob die Kirche, ob die Menschen in der Kirche nicht 
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mehr und anderes zu sagen haben, als das, was ihnen die 
Profanwissenschaften — wenn ich einmal so sagen darf - 
vermitteln, als sich an gesellschaftlichen oder geschichtlichen 
Analysen zu beteiligen. 

Jedes Denken bringt natürlich große Risiken mit sich. Nicht- 
denken enthält auch große Risiken. Aber ich stelle mir immer 
wieder die Frage, ob wir nicht große Sorgfalt darauf verwen- 
den müssen, daß nicht der Ausgangspunkt des Denkens und 
Tuns in den Hintergrund tritt, der für den Christen der 
eigentliche Auftrag der Kirche ist: Die Botschaft des Chri- 
stentums weiterzugeben. Mich bewegt diese Frage auch in 
meiner Eigenschaft als Verteidigungsminister. Die Situation 
der Zeit ist u. a. gekennzeichnet durch relativ kleine radikale 
Gruppen, gekennzeichnet durch kleine Gruppen, die mit dem 
Stimmzettel bei Wahlen schnell ausgezählt sind und dann. 
bedeutungslos erscheinen, die aber doch mit der dynami- 
schen Brisanz kompromißlosen Denkenwollens und auch 
durch das Interesse, das Publizistik und Massenmedien ihnen 
"widmen, ein erhebliches Gewicht erlangen. Und deren The- 
sen verstärken heute einen allgemeinen Trend, der sich mehr 
oder minder durch alle westlichen demokratischen Gesell- 
schaften hindurchzieht, ein Trend, der die Bereitschaft, sich 
für die konkrete res publica einzusetzen, nachgerade als 
Dummheit abwerten zu können glaubt und dann, zum Bei- 
spiel unter dem Vorwand systemüberwindender Kritik, ei- 
nem extremen Individualismus und egoistischer Bequem- 
lichkeit Vorschub leistet. 

Für uns muß der Zusammenhang zwischen der Glaubwür- 
digkeit unserer demokratischen Gesellschaft und der Bereit- 
schaft, als einzelner sich für diese demokratische Gesell- 
schaft, für diesen demokratischen Staat gleicherweise einzu- 
setzen wichtig und im Blick bleiben. Der Begriff, der - mei- 
nen nicht sehr ins Tiefe gehenden Kenntnissen zufolge 
- in den großen ökumenischen Zusammenkünften der End- 
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dreißiger und der Vierziger Jahre entwickelt wurde, der Be- 
griff von der verantwortlichen Gesellschaft, sollteauch heute 
noch die maßgebliche Orientierungshilfe sein, auch für uns 
als einzelne. Es geht ja nicht nur darum, daß humane Ge- 
sichtspunkte eingebracht werden, es geht nicht nur darum, 
alle diejenigen zu beteiligen, die von den Entscheidungen 
betroffen werden, sondern es geht eben auch um die Bereit- 
schaft, sich selbst Beschränkungen und Opfer um des Ge- 
meinwohls willen aufzuerlegen. Dies alles verstehe ich unter 
dem Begriff einer verantwortlichen Gesellschaft. Und natür- 
lich setzt eine so verantwortliche Gesellschaft ein hohes Maß 
an Wissen oder Information — wie man heute zu sagen pflegt 
— voraus, an Überblick, an nüchternem Denken. Vor allem 
' aber verlangt sie sowohl Courage als auch Vertrauen. 
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Der friedenspolitische Beitrag der Militärseelsorge 


Mit dem Wort Vertrauen möchte ich ein paar Bemerkun- 
gen zur Militärseelsorge verknüpfen. Die Tatsache Ihres 
"Dienstes, meine Herren, in der Armee ist ein Ausdruck jener 
Erwartungen an den Beitrag der Christenheit in unserem 
Land zur Verarbeitung des Vergangenen, zur fruchtbaren 
Neubesinnung, zur Orientierung nach vorn. Und in den 
Bemühungen Ihres Dienstes, Ihrer Rüstzeiten, Ihres lebens- 
kundlichen Unterrichts, Ihres Gespräches über die Lebensfra- 
gen junger Menschen sehe ich eine Konsequenz, eine gradli- 
nige Fortsetzung jener Einstellung zur gesamten Gesell- 
schaft, die die Kirche und die Menschen in der Kirche ver- 
folgen. 

Sie haben durch Ihre praktische Arbeit viel dazu beigetragen, 
meine Herren, daß die Soldaten ihre Aufgabe erfassen und 
den Ort besser begreifen, besser erkennen konnten, andensie 
gestellt sind. Das ist nicht leicht, denn je jünger die Soldaten 
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sind, um so schwieriger ist es für sie, die Aufgabe zu begrei- 
fen, die ihnen übertragen ist. Ich denke dabei an den Ansatz, 
der in der evangelischen Kirche entwickelt worden ist und der 
den Soldaten theologisch in die Bemühung der Christen um 
den Frieden hineinnimmt. Gerade dieser Denkansatz mag 
heute besonders fruchtbar sein. Der Soldat kann nur dann mit 
gutem Gewissen Dienst mit der Waffe tun, wenn er weiß, daß 
seine Regierung Friedenspolitik treibt, wenn er weiß, daß die 
Gesellschaft, in der er lebt, sich um den Frieden müht. Er 
kann nur dann eine harte Ausbildung auf sich nehmen, wenn 
er weiß, daß sie zwar für den äußersten Notfall notwendig ist, 
daß aber im Grunde alle Bemühungen von Staat und Gesell- 
schaft darauf ausgerichtet sind, das militärische Potential 
unseres westlichen Bündnisses nur aufrechtzuerhalten, um 
durch das Gleichgewicht der Kräfte den Frieden zu erhalten 
und die Verhandlung zu verstärken, um auf beiden Seiten das 
Gleichgewicht Zug um Zug auf niedrigere Rüstungsebenen 
_ herunterzuschrauben. Das ist furchtbar schwer zu verstehen, 
weil es doch ein Widerspruch in sich selbst zu sein scheint! 
Wie soll ein 2ojähriger verstehen, daß er mit der Waffe 
dienen soll, aber zugleich zu dem Zweck, daß die Waffe nie 
gebraucht werde! Das ist sogar für 5ojährige Generale nicht 
immer sehr einfach, vor allem nicht einfach darzustellen. 

Aber wenn es für Leute unseres Alters, meine Herren, schon 
schwierig ist, dies geistig und seelisch nachzuvollziehen, um 
wieviel schwieriger ist das dann für 2ojährige. Und wenn es 
für 5ojährige schwierig ist, das den 2ojährigen klarzumachen, 
wieviel schwieriger ist es manchmal für einen 28jährigen 
oder einen 3ojährigen, der eine Kompanie führt, das gleiche 
seinen Soldaten klarzumachen. Bitte verstehen Sie diese Be- 
merkung nicht als einen Versuch, Sie zum Mißbrauch der 
Militärseelsorge aufrufen zu wollen und damit auch Ihres 
geistlichen Amtes, um damit Verständnis für die tiefere Ratio 
der Verteidigungspolitik dieses Staates unter den Soldaten zu 
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wecken. Aber ich glaube schon, daß eine Ihrer vielfältigen 
und gegenüber jedem einzelnen Menschen anders liegenden 
seelsorgerischen Aufgaben darin liegt, dieses sehr schwierige 
- Problem, wozu der Soldat heute eigentlich da ist, den Men- 
schen, die Ihrer Seelsorge anvertraut sind, leichter durch- 
schaubar zu machen. 

Ich selbst habe in einem Buch versucht, dies politisch einsich- 
tig zu machen. Und ich weiß, wie schwer das ist, diese kompli- 
zierten Gedanken nachzuvollziehen . Ich bin auf der anderen 
Seite überzeugt, daß es keine andere realistische Friedenspo- 
litik in unseren Tagen geben kann. Deswegen glaube ich, daß 
das Zusammenschauen von Sicherheit und Entspannung, 
von militärischer Rüstung und Vorbereitung einerseits, und 
von Friedenspolitik andererseits, ein ganz entscheidender, 
aber nicht überall ausreichend verstandener Aspekt für die 
politische Bewußtseinsbildung in unserem Staat ist. Und da- 
bei spielt die politische Schattierung des einzelnen oder seine 
konfessionelle Zugehörigkeit überhaupt keine Rolle. 

Ich begrüße persönlich, daß sich die Militärseelsorge auch in 
ihrem theologischen Ansatz und aus ihrem theologischen 
Auftrag heraus an diesem Prozeß zu beteiligen versucht. Es 
handelt sich dabei um eine der am schwierigsten nachzuvoll- 
ziehenden Erkenntnisse: die Begründung, was der Soldat 
soll, was der heutige Soldat in dieser deutschen Gesellschaft, 
in diesem heutigen deutschen Staat, soll. Wer den jungen 
Menschen, die die besonderen Spannungen dieses Problems 
auszuhalten haben, dabei hilft, nicht in die billigen Vereinfa- 
chungen auszuweichen, weder in illusionäre Friedensträume 
noch in das simple Pathos der Vaterlandsverteidigung, der tut 
ein gutes Werk. | 


12. Vgl. »Strategie des Gleichgewichts«, 1969. 
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Verzagtheit steht dem Christen nicht an 


Ich möchte eine persönliche Bemerkung hinzufügen, was die 
Unruhe in unserer Kirche angeht. Mich erschüttert die Unru- 
he nicht, welche die Christenheit an diesem Punkt erfaßt hat. 
Auch die Verwirrung nicht, die sie an manchen Orten zeitigt. 
Daß die Christenheit von den Stürmen der Zeit mitgeschüt- 
telt wird, das scheint mir ganz selbstverständlich. Es wäre 
bedenklich, wenn das anders wäre. Was mich von Fall zu Fall 
aber erregen kann, ist, wenn man Resignation und Müdigkeit 
feststellt, wenn es hier und da so aussieht, als ob Christen ihr 
Vertrauen wegwürfen. Als Nichttheologe, der in seinem Le- 
ben der Theologie stets mit einem Schuß Skepsis gegenüber- 
gestanden hat, verkenne ich nicht, daß es schwer ist, heutzu- 
tage Theologe zu sein. Ich verkenne auch nicht, daß es schwer 
ist, Seelsorger zu sein. Diejenigen, die beides in einer Person 
vereinigen können, sind bewundernswert. Das Gespräch zwi- 
schen den Generationen zu führen ist schwer. Aber ein Stück 
gelassenen Vertrauens in das, was Ihnen besonders anver- 
traut ist, was uns gemeinsam besonders anvertraut ist, stünde 
uns allen ganz gut an. Ob in der Theologie oder in der 
Seelsorge. 

Mir liegt natürlich - nicht nur, weil ich selber lange in 
meinem Leben Soldat war, sondern auch als einer, der 
heute für die Soldaten eine besondere Verantwortung trägt 
- Ihr seelsorgerischer Auftrag, meine Herren, etwas näher 
als Ihr theologischer Auftrag. Sie stehen als Seelsorger an 
Schnittpunkten des Lebens, wo die drängenden Fragen un- 
serer Zeit gebündelt auftreten. Vielen einzelnen Menschen, 
die bei Ihnen Rat suchen, helfen Sie wahrscheinlich mehr 
durch persönliche Anteilnahme als durch abstrakte Lehr- 
vorträge. Die seelsorgerische Aufgabe — wenn ich das von 
aufßsen so sagen darf -, scheint mir etwas zu sein, das seinen 
Dank in sich selbst trägt. Es ist nicht die Aufgabe des 
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Verteidigungsministers, der Kirche und ihren Pfarrern 
Dank abzustatten. Als einzelner, als Person, als privater 
Bürger möchte ich das aber schon tun. 


95 


Christen und die SPD 


Das geistige Profil der Sozialdemokratie; 


Wenn vom Profil einer Partei die Rede sein soll, wie wäre es 
denn wohl zu erkennen? Ergibt es sich aus den Meinungen 
ihrer Mitglieder oder aus den Meinungen ihrer Führungsper- 
sonen? Ergibt es sich aus ihren Programmen oder aus ihren 
tatsächlichen Handlungen, also aus ihrer Geschichte? Oder 
ergibt es sich aus dem Kontrast zu anderen Parteien? Ich 
möchte mit einem kurzen Blick auf die Geschichte der Sozial- 
demokratie beginnen. | | 

Wer es liebt, die Geschichte als eine Folge von dialektischen 
Spannungen und eine Folge ihrer Auflösungen auf höherer 
Ebene zu sehen, der wird jedenfalls mit Fug sagen dürfen, daß 
die Geschichte der Sozialdemokratischen Partei zugleich eine 
Geschichte der Spannungen ist, in die sie gestellt war und in 
die sie gestellt bleibt: Eine Geschichte des Spannungsverhält- 
nisses zwischen Ideologie und Realität oder des Spannungs- 
verhältnisses zwischen Tradition und Fortschritt oder, um in 
eine andere Richtung zu schauen (insbesondere in den Jahren 
bis in den Ersten Weltkrieg hinein und dann abermals in. den 


13. Gekürzter Wiederabdruck einer Rede, gehalten am 23. Juni 1965 in der 
Hamburger Universität, die zeigte, wie Christentum und Kirche bei der 
geistigen ‚Begründung sozialdemokratischer Programmatik nach dem 
Krieg eine große Rolle gespielt haben. 

Aus: »Beiträge« von Helmut Schmidt, Seewald Verlag, Stuttgart 1967. 
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Jahren des Dritten Reiches), eine Geschichte der Spannung 
zum Staat schlechthin, zu einem Staat, der auf die Vernich- 
tung dieser Partei aus war. Und wenn wir auf die Weimarer 
Jahre zurückblicken: eine Geschichte des Zweifrontenkamp- 
fes gegenüber den Kommunisten zur Linken und gegenüber 
den Bürgerlich-Konservativen, später der Nationalsozialisti- 
schen Partei, zur Rechten. Um es allgemeiner zu fassen: Die 
Geschichte der Sozialdemokratie verläuft vor dem Hinter- 
grund des großen Spannungsverhältnisses zwischen Obrig- 
keitsstaat und Demokratie in unserem Lande. 


Die Geschichte der SPD als Geschichte der Demokratie 


Mit dem Stichwort Demokratie ist nun zugleich auch eine der 
großen Kräfte, nein, die überragende konstante Kraft ge- 
nannt, die die Geschichte dieser Partei über 100 Jahre lang 
bestimmt hat. Man darf sogar sagen, daß die Geschichte der 
deutschen Sozialdemokratie zugleich die Geschichte des 
Kampfes um einen demokratischen Staat in Deutschland 
schlechthin gewesen ist. Ohne die beharrende Kraft dieser 
Partei hätte sich das demokratische Prinzip angesichts der so 
starken und auch heute durchaus noch lebendigen obrigkeits- 
staatlich-akzentuierten Tradition in unserem Volke kaum 
einen endgültigen Platz in Deutschland verschaffen können. 
Dieser seit über 100 Jahren immer wieder von neuem aufge- 
flammte Kampf der Sozialdemokraten um die Demokratie in 
Deutschland begann schon 1863 mit Ferdinand Lassalle. Spä- 
ter war über eine ganze Generation hinweg August Bebel die 
führende Kraft. Entscheidend war aber die große grundsätzli- 
che Weichenstellung, welche die Sozialdemokratie unter der 
Führung von Friedrich Ebert nach dem Ersten Weltkrieg 
zustande gebracht hat. Eine Weichenstellung, die alle linksra- 
dikalen Kräfte abdrängte, die Räterepublik ablehnte und 
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statt dessen im Kampf mit klassenrevolutionären Ideen, die 
zum Teil ihr Vorbild im bolschewistischen Rußland suchten, 
‚die demokratische Wahl zur verfassunggebenden National- 
versammlung von Weimar durchsetzte. In der Weimarer 
Verfassung ist zum erstenmal in Deutschland ernst gemacht 
worden mit einem Versuch zum demokratischen Rechtsstaat 
sozialer Prägung. 

Daß dieser Versuch schon elf Jahre später, im Frühjahr 1930, 
praktisch gescheitert war - die letzten drei Jahre der Weima- 
rer Republik waren ja nur noch Agonie -, daß er 1933 dann 
vollends vor die Hunde gegangen ist, das hat sicher mannig- 
faltige Ursachen. Sie liegen - abgesehen von der NSDAP - bei 
dem Verhalten der Siegermächte jener Zeit, sie liegen bei den 
Kommunisten, sie liegen bei der Reichswehr, sie liegen bei 
der Industrie, den Verbänden, aber sie liegen sicherlich zum 
Teil eben auch bei den staatstragenden Parteien der Weima- 
rer Zeit, beim Zentrum, bei den Liberalen und bei meiner 
eigenen Partei. 

Ungezählten Menschen hat das Scheitern dieser ersten deut- 
schen Demokratie ihr Leben gekostet ; aber wenn schließlich 
nach dem totalen Ende des nationalsozialistischen Regimes 
und trotz der noch rauchenden Trümmer des Zweiten Welt- 
krieges unser Volk dann doch die Idee der Nation und die Idee 
ihrer freien Selbstbestimmung nicht gleich mit auf den 
Schutthaufen des Unrechtsstaates geworfen hat, so war dies 
nicht zuletzt ein Verdienst der Sozialdemokratie und eines 
Mannes wie Kurt Schumacher. 

Wenn man sich dies vor Augen hält, dann ist es eigentlich 
erstaunlich, daß die gerade in den Augenblicken der Gefahr 
und der Not bewiesene Staatsgesinnung - so im August 1914 
oder im Winter 1918/19 oder im März 1933 und so wiederum 
1945 - von den Sozialdemokraten, die vor uns gewesen sind, 
so unbeirrt durchgehalten wurde. Schließlich hat ja der Staat 
während der längsten Periode jener über 100 Jahre allerhand 
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Anstrengungen unternommen, um die Sozialdemokratische 
Partei zu vernichten. Ich muß hier nicht an das Sozialistenge- 
setz erinnern, mit dem Bismarck versuchte, die Sozialdemo- 
kratie zu zerstören ; ich muß nicht erinnern an die Verleum- 
dungen und Verfolgungen in der Wilhelminischen Ära und 
an das Schimpfwort von den vaterlandslosen Gesellen; ich 
muß nicht erinnern an die tödliche Verleumdung des ersten 
Reichspräsidenten Ebert, an der er schließlich auch seelisch 
zugrunde gegangen ist; und ich muß wohl auch nicht erin- 
nern an die heute noch nicht ganz vergessenen Bosheiten der 
allerletzten Jahre, wonach die Sozialdemokratie gleichbedeu- 
tend sei mit dem Untergang Deutschlands“+. Leider ist das 
eine Tradition in unserem Lande, diese lange Kette von Ver- 
suchen der Verunglimpfung, der Herabsetzung und sogar 
Zerstörung unserer Partei durch höchste Staatsorgane, von 
der physischen Vernichtung durch die Henker Adolf Hitlers 
ganz zu schweigen. 

Die Erfahrung der Weimarer Republik und des Kampfes 
gegen Hitler hat schließlich in unserer Generation aus dieser 
Partei eine Volkspartei werden lassen, nachdem sie minde- 
stens bis 1918 in allererster Linie eine Partei der Arbeiter 
gewesen war. Damals hatte der Arbeiter wahrhaftig wenig 
Grund, seinen Staat zu lieben. Dieser Staat war wirklich ein 
Klassenstaat, war ein Staat mit einer Klassenjustiz und mit 
einem Dreiklassenwahlrecht. Der Arbeiter jener Tage war 
wirklich wirtschaftlich ausgebeutet, er war politisch verfolgt 
und entrechtet, und er war gesellschaftlich diskriminiert. Bis 
zum Ersten Weltkrieg durfte kein leitender Beamter Sozial- 


14. So Konrad Adenauer im Bundestagswahlkampf 1953. Vgl. auch die 
Neuauflage dieser Unterstellung am 2. Juni 1957, wo Adenauer aufeiner 
Kundgebung in Bamberg sagte, bei der bevorstehenden Bundestagswahl 

‚gehe es darum, ob Deutschland christlich bleibe oder kommunistisch 
werde. 
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demokrat sein. Mit der größten Selbstverständlichkeit ver- 
traten Reichskanzler diesen für sie selbstverständlichen 
Grundsatz in aller Öffentlichkeit vor dem Deutschen 
Reichstag. | 

Bis zum Ersten Weltkrieg durfte ein Sozialdemokrat auch 
nicht Unteroffizier werden, er durfte noch nicht einmal Ge- 
freiter werden im preußisch-deutschen Heere. An der Front, 
zwischen 1914 und 1918, ist es dann — vorübergehend - 
anders geworden, als sich zeigte, daß Deutschlands ärmster 
Sohn auch sein getreuester war. Ich sagte: »vorübergehend«, . 
denn auch in der Weimarer Republik hat es später sozialde- 
mokratische Unteroffiziere oder gar Offiziere nur in Ausnah- 
mefällen gegeben. | 

Aber damals, im Ersten Weltkrieg, hatte der Staat eine Aus- 
nahme machen müssen, weil Millionen von Sozialdemokra- 
ten draußen an den Fronten das erfüllten, was am 4. August 
1914 die parlamentarischen Vertreter dieser Partei im 
Reichstag in der berühmten Rede Hugo Haases versprochen 
hatten, der dem Reichstag sagte: »Da machen wir wahr, was 
wir immer betont haben: wir lassen in der Stunde der Gefahr 
das eigene Vaterland nicht im Stich.« Später ist diese Rede 
und diese Entscheidung umstritten gewesen ; aber damals, als 
sie gehalten wurde, lebte die große Mehrheit des Volkes und 
die große Mehrheit der Arbeiterschaft in dem Bewußtsein, 
daß unser Volk, und daß das Deutsche Reich von außen 
angegriffen wurde, daß es darum ging, Deutschland zu ver- 
teidigen, insbesondere gegen die russische Despotie. 

Als später die Soldaten nach dem Ersten Weltkrieg nach 
Hause kamen, ist aus jener Kriegsgeneration die Mannschaft 
derjenigen politischen Führer der Sozialdemokratie erwach- 
sen, die das staatspolitische Profil der modernen Sozialdemo- 
kratie entscheidend vorgeprägt haben. Ich nenne Julius Le- 
ber, Carlo Mierendorff, Theo Haubach, Kurt Schumacher. 
Sie sind damals in den zwanziger Jahren die geistigen Wegbe- 
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reiter für das Godesberger Grundsatzprogramm der heu- 
tigen, der gegenwärtigen modernen Sozialdemokratie, ge- 
wesen. 

Vielleicht wäre die Geschichte des Weimarer Demokratiever- 
suchs ab 1930 anders verlaufen, wenn die Kriegsgeneration 
schon in der obersten Führungsschicht der Sozialdemokratie 
gestanden hätte. Sie war noch zu jung. Immerhin: Es blitzt 
schon etwas auf, wenn man zum Beispiel jene Rede liest, die 
Kurt Schumacher 1932 im Deutschen Reichstag gehalten hat. 
Goebbels hatte die Sozialdemokratie die »Partei der Deser- 
teure« geschimpft. Der schwerbeschädigte Frontsoldat Schu- 
macher antwortete, der Nationalsozialismus sei nichts ande- 
res als der fortdauernde Appell an den inneren Schweinehund 
im Menschen. Diese Rede läßt die Überzeugungskraft dieses 
Mannes ahnen; und ähnlich findet es sich in den damaligen 
Reden von Leber und auch von Haubach. 

Zum charakterlichen Profil der eigentlichen Führer jener Zeit 
muß gesagt werden, mit welch großem persönlichen Mut sie 
damals der Bedrängnis entgegengetreten sind. Man muß sich 
noch einmal die Haltung der sozialdemokratischen Reichs- 
tagsfraktion am 23. März 1933, als es um das Ermächtigungs- 
gesetz ging, in Erinnerung rufen, eine Haltung, die in der 
Rede von Otto Wels kulminierte. Da heißt es, zu den Nazis 
gewandt: »Freiheit und Leben kann man uns nehmen, die 
Ehre nicht.« Schon umstellt von den Schergen und den Hen- 
kern des Dritten Reiches, die höhnisch dazwischenrufen und 
in ihren Uniformen den Reichstag umstellt haben (viele Ge- 
nossen sind schon verhaftet, viele schon malträtiert), sagte 
Otto Wels für seine Fraktion: 

»Wir bekennen uns in dieser geschichtlichen Stunde feierlich 
zu den Grundsätzen der Menschlichkeit, der Freiheit und des 
Sozialismus. Kein Ermächtigungsgesetz gibt Ihnen die 
Macht, Ideen, die ewig unzerstörbar sind, zu vernichten... 
Wir grüßen die Verfolgten und Bedrängten im Reich ..... Ihr 
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Bekennermut, ihre ungebrochene Zuversicht verbürgen eine 
hellere Zukunft.« 

Und weiter: 

»Das Sozialistengesetz hat die Sozialdemokratie nicht ver- 
nichtet. Auch aus neuen Verfolgungen kann die Sozialdemo- 
kratie neue Kraft schöpfen.« 

Diese Haltung hat für Tausende von Sozialdemokraten wäh- 
rend der Jahre des Dritten Reiches das Vorbild dargeboten. 


Die geistige Erneuerung der SPD 


Unterdrückung und Emigration haben dann dazu geführt, 
daß die damaligen Sozialdemokraten über vieles nachgedacht 
haben. Sie haben auch manche Irrtümer und Fehler erkannt. 
Manches war auch schon in den letzten Jahren der Weimarer 
Zeit neu gedacht worden. Und als dann nach 1945 die Sozial- 
demokraten wieder zusammenkamen, nach sehr verschiede- 
nen Lebenswegen zwischen 1933 und 1945, da war nun, Gott 
sei Dank, schon das ideologische Eis gebrochen, es war sogar 
schon vieles davon hinweggeschwemmt. Kurt Schumacher 
konnte jetzt mit Zustimmung der großen Mehrheit der Partei 
sagen, es sei gar nicht wichtig, ob jemand von Marx her 
komme, ob von Immanuel Kant her oder vom Geiste der 
Bergpredigt: wichtig sei nur, ob er der Idee der sozialen 
Gerechtigkeit, der Idee der Demokratie, der Idee der Freiheit 
anhinge. 

Wenn man das alles noch einmal vor seinem Auge passieren 
läßt, dann ist eigentlich das Godesberger Programm des Jah- 
res 1959 nichts umwerfend Neues gewesen. Es zog eigentlich 
nur einen Schlußstrich unter eine lange geistige Entwick- 
lung, die sich schon in den späteren Weimarer Jahren deutlich 
bemerkbar gemacht hatte. Godesberg war das Ziehen einer 
Summe. Manche Außenstehende haben gemeint, das Godes- 
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berger Programm sei etwas kategorisch Neues. Für uns, die 
wir an diesem Programm mitgearbeitet haben, insbesondere 
für uns Jüngere, die wir erst nach 1933 angefangen hatten, 
uns eigene politische Vorstellungen zu schaffen, ist Godes- 
berg jedoch etwas Selbstverständliches gewesen, etwas, auf 
das wir seit dem Kriege zugegangen waren, auf das - histo- 
risch gesehen - die Partei mindestens seit 1932 zugegangen 
war. In diesem Programm von Godesberg ist nichts mehr von 
dem marxistischen Glauben an einen automatischen und gar 
vorhersehbaren Ablauf der Geschichte zu finden ;.da ist nichts 
mehr vom Vorwissen um das, was einmal notwendigerweise 
sein würde. Sondern hier weiß man, daß zwar die Geschichte 
ein dialektischer Prozeß sein mag, aber daß es Ideen sind, daß 
es Ideale sind und daß es Menschen sind, die die Geschichte 
bewegen; und daß es auf die Menschen ankommt. 
Man kann die Geschichte der SPD als eine Geschichte ihrer 
grundsätzlichen Programme beschreiben. Ich hielte das für 
einseitig und irreführend. Aber drei Feststellungen zur Ge- 
schichte der Programmatik seien hier angemerkt: | 
1. Das etwa einmal in jeder politischen Generation neube- 
stimmte sozialdemokratische Programm hat sich im 
grundsätzlichen Teil mehrfach erheblich gewandelt und 
stets neue Erkenntnisse einbezogen. Die SPD war im 
Grunde immer »revisionistisch«, lange ehe in den neunzi- 
ger Jahren Eduard Bernstein den Revisionismus bewußt 
vertrat. | 
2. In den vierzig Jahren von 1891 bis in das Dritte Reich, in 
denen die politische Theorie der SPD weitgehend vom 
Marxismus bestimmt war, da waren doch zugleich ihre 
politische Tagesordnung und ihre praktische Politik recht 
pragmatisch. Man könnte formulieren: In jenen beiden 
Generationen hat diese Partei zwar marxistisch theoreti- 
siert, aber lassalleanisch gehandelt. 
3. Ein Axiom hat zu allen Zeiten gegolten: die Überzeugung, 
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daß das Gefüge von Staat und Gesellschaft stets verbesse- 
rungsbedürftig und auch verbesserungsfähig sei. Dieses _ 
Axiom ist anti-utopisch, es impliziert die ständige Not- 
wendigkeit zur Anpassung der Programmatik an die sich 
ändernde Situation. | 
Mit anderen Worten: Jedes Bemühen, das wir anstellen, will 
zu Ergebnissen führen. Aber die erreichten Ziele können für 
den, der sich um das Wohl des Staates und des Ganzen sorgt, 
doch niemals endgültige Ziele sein, sondern bestenfalls Etap- 
pen auf einem langen Wege. 
Politische Ergebnisse sind immer nur. Durchgangsstationen, 
Plattformen vielleicht, von denen aus es dem Suchenden 
möglich ist, neue Ziele zu erkennen und anzuvisieren. Und 
selbst wenn einer das maximal Erreichbare als Ziel ins Auge 
fassen wollte, so bliebe ihm das endgültige Ziel selbst doch 
unerreichbar. Es wandert vor ihm her, einmal schneller, ein 
andermal langsamer. Wer für die res publica das Beste er- 
strebt, der muß Ziele vor Augen haben, auch wenn er wüßte, 
daß er seine Ziele nicht erreichen wird ; auch wenn er weiß, 
daß die Lösung des einen Problems ein anderes, vielleicht 
noch unbekanntes Problem im Gefolge haben wird. 
Die Suche nach dem Ziel ist auch die Suche nach dem rechten 
Weg. Dabei gibt es absolute Grenzen, innerhalb derer ein 
politischer Weg nur liegen kann. Dazu gehören vornehmlich 
die Grenzen, die dem Christen durch Gottes Gebot, sowie 
jene Grenzen, die ihm als Staatsbürger und Politiker durch 
die Grundrechte unserer Verfassung gesetzt sind. Innerhalb 
der Grenzen liegen jedoch die Wege zum Ziel vielfach im 
Ungewissen. Wer aber handeln und vorangehen will, der 
muß sich immer wieder neu für seinen Weg entscheiden. 
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Sittliche Grundhaltung der Sozialdemokratie 


Solcherart Einsichten sind es dann gewesen, die innerhalb der 
SPD im Laufe der letzten Generationen den so häufig öffent- 
lich diskutierten Prozeß der »Ent-Ideologisierung« haben 
herbeiführen helfen. In diesem Prozeß ist mancherlei Theorie 
und mancherlei vermeintliche wissenschaftliche Erkenntnis 
beiseite getan worden, vornehmlich all die Patentvorstellun- 
gen von den Funktionen der Gesellschaft oder gar der Welt 
und von deren zwangsläufiger Entwicklung und Entfaltung. 
Es ist denn in Wahrheit auch nicht die programmatische 
Theorie, welche einer politischen Bewegung ihr Profil gibt, 
sondern es ist vielmehr ihre geistige und ihre sittliche Grund- 
haltung. 

In diesem Bereich der geistigen und der sittlichen Grundhal- 
tung allerdings besteht in Geschichte und Gegenwart der 
Sozialdemokratie eine bemerkenswerte Kontinuität, eine in 
der jüngeren politischen Geschichte Deutschlands beispiello- 
se Treue zu den gleichen Grundsätzen, die für die Sozialde- 
mokraten schon vor 100 Jahren im Zentrum standen undan 
denen seither festgehalten worden ist. 

Ich nenne das Prinzip der Freiheit; 

ich weise hin auf die sozialdemokratische Grundüberzeu- 
gung, daß die Freiheit des einzelnen Menschen ohne ein 
Minimum an Sicherheit und an materiellem Wohlergehen 
Illusion bleibt. — 
Ich nenne das Prinzip der Solidarität, besonders mit den 
Schutzlosen und den Schwachen; 

ich nenne das Prinzip der sozialen Gerechtigkeit; 

ich nenne die Prinzipien des Rechts und des Rechtsstaates ; 
ich nenne das Prinzip der Demokratie, ohne das von uns 
Freiheit in Staat und Gesellschaft nicht gedacht werden kann; 
ich nenne das Prinzip der öffentlichen Kontrolle der Macht, 
ohne das wir uns Freiheit nicht denken können; 
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ich weise hin auf das Prinzip des Selbstbestimmungsrechtes 
der Völker; 

ich weise hin auf den durch alle politischen Generationen 
hindurch tradierten unerhörten Friedenswillen der Sozialde- 
mokraten;; Ä | 

ich weise hin schließlich auf den tiefverwurzelten Willen zu 
besserer Bildung und Ausbildung, der die Sozialdemokraten 
seit über 100 Jahren auszeichnet und an dem wir trotz Rück- 
schlägen festhalten. 

In all diesen Punkten handelt es sich um Ernduberzeigun: 
gen und Grundhaltungen, die letztlich allein im Sittlichen 
ihre Wurzeln haben. Sie haben wenig zu tun mit gesell- 
schaftswissenschaftlicher und nationalökonomischer ‚Theo- 
rie. Vielleicht - so denke ich manchmal bei mir selbst - ist hier 
die unbewußte Anlehnung an Vorstellungen des Naturrechts 
im Spiel - ohne freilich gleich alle Ausprägungen der katholi- 
schen Naturrechtslehre unbesehen übernehmen zu wollen. 


Res publica und Religion 


Das Godesberger Programm ist im Grunde kein wissen- 
schaftlich fundiertes, sondern vielmehr ein sittlich fundiertes 
Programm. Gleichwohl verzichtet es darauf, religiöse oder 
philosophische Überzeugungen und Einsichten zu verkün- 
den. Kennzeichnend dafür sind u. a. folgende Absätze des 
Programms: 

»Der demokratische Sozialismus, der in Europa in christli- 
cher Ethik, im Humanismus und in der klassischen Philoso- 
phie verwurzelt ist, will keine letzten Wahrheiten verkünden 
- nicht aus Verständnislosigkeit und nicht aus Gleichgültig- 
keit gegenüber den Weltanschauungen oder religiösen 
Wahrheiten, sondern aus der Achtung vor den Glaubensent- 
scheidungen des Menschen, über deren Inhalt weder eine 
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politische Partei noch der Staat zu bestimmen haben.« 

Und etwas später heißt es: | 

»Das Leben des Menschen, seine Würde und sein Canisen 
sind dem Staate vorgegeben. Jeder Bürger hat die Überzeu- 
gung seiner Mitmenschen zu achten. Der Staat ist verpflich- 
tet, die Freiheit des Glaubens und des Gewissens zu sichern. « 
Adolf Arndt, einer der herausragenden Geister der Sozialde- 
mokratie, hat dazu vor einigen Jahren gesagt, es sei eine 
sittliche Entscheidung, daß im Godesberger Programm einer 
politischen Partei der ihr gemäße Ort zugewiesen wird, näm- 
lich im Vorletzten zu stehen. Allein dadurch könne die Partei 
- in ihrer Mittlerrolle zwischen der Gesellschaft und dem 
Staat - den letzten Wahrheiten gegenüber offen sein, so wie 
Staat und Gesellschaft dafür offen sein sollen. 

Und er hat beschwörend hinzugefügt: 

»Die Unmenschlichkeit bricht aus, sobald im Vorletzten, wie 
es jeder demokratischen Partei als ihr Ort gebührt, eineletzte _ 
Wahrheit von Menschen zum Maßstab für mitmenschliche 
Gemeinschaft erhoben wird.« 

Damit, daß die SPD darauf verzichtet, sich ein Adjektiv zuzu- 
legen, dessen Anspruch im politischen Raum nicht erfüllbar 
ist, findet auch die Frage nach der Berechtigung des polemi- 
schen Schlagworts von der »besten CDU, die es je gab«, ihre 
ernste Antwort. Das Adjektiv »christlich«, das große C im 
Namen der anderen Partei, sollte übrigens niemanden von 
uns darüber hinwegtäuschen, daß jene Partei ein von ihren 
Mitgliedern gemeinsam akzeptiertes Grundsatzprogramm 
eben gerade deshalb nicht zustande bringen kann, weil sich 
die katholischen mit den evangelischen Mitgliedern über eine 
politisch-programmatische Auslegung jenes Adjektivs nurin 
sehr verschwommener Weise einigen könnten, weil damit 
nämlich auf beiden Seiten letzte Vorstellungen und Bekennt- 
nisse verknüpft und verbunden werden, die sich nicht decken 
können. 
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Von Willy Brandt stammt das Wort: »Wir müssen unser 
Volk mit sich selbst versöhnen.« Das war auch gemeint für 
das Verhältnis der Konfessionen und Kirchen untereinander, 
auch für das Verhältnis zwischen Kirchen und Konfessionen 
auf der einen und Staat und Parteien auf der anderen Seite. 
Wir Sozialdemokraten haben uns zur Freiheit des Glaubens, 
des Gewissens und der Verkündigung bekannt. Nicht aus 
einer Toleranz der Gleichgültigkeit, sondern aus einer Tole- 
ranz, die auf der Achtung der Würde des Mitmenschen 
beruht. 

Und wir nehmen sehr ernst, was wir dazu im Godesberger 
Programm gesagt haben. Wem das Gewissen gebietet, seine 
Kinder in einer ganz bestimmten, religiös geprägten Weise zu 
erziehen, dessen Gewissen dürfen wir nicht vergewaltigen. 
Man sollte deshalb den zum Teil recht oberflächlich und 
leider auch demagogisch geführten Streit um den niedersäch- 
sischen Vertrag mit der katholischen Kirche endlich auch 
unter diesem Gesichtspunkt der von uns nachdrücklich ver- 
tretenen Achtung vor dem Glauben des anderen sehen, wel- 
cher auch der Staat und seine Veranstaltungen sich zu beflei- 
ßigen haben 

Ebensosehr aber lehnen ı wir eine mißbräuchliche Degradie- 
rung der Konfessionen zum Mittel der Politik ab. Ebensosehr 
wehren wir uns leidenschaftlich dagegen, den Staat als Werk- 
zeug kirchlich-konfessionellen Machtstrebens mißbrauchen 
zu lassen. Kirchen, Staat und Parteien stehen auf sehr ver- 
schiedenen Grundlagen, sehr verschiedenen Ebenen. Gleich- 
wohl müssen sie bereit sein, als freie Partner zusammenzu- 
wirken. Wir Sozialdemokraten jedenfalls wollen unseren Teil 
_ dazu beitragen. 


15. Gemeint ist das Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Land 
Niedersachsen vom 28. 2. 1965. 
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Moral in der Politik 


Lassen Sie mich auf eine andere Fragestellung kommen, die 
thematisch durchaus hierher gehört: Was eigentlich würde 
sich in Deutschland ändern, wenn die Bundestagsmehrheit 
und die Bundesregierung aus Sozialdemokraten bestünde:s? 
Hier gibt es eine große Reihe von Sachgebieten und Sachpro- 
blemen - von der Finanzreform über die Volksversicherung 
bis hin zur Organisation des Verteidigungsministeriums -, 
zu denen Willy Brandt und die sozialdemokratische Regie- 
rungsmannschaft ihre Vorstellungen öffentlich erklärt ha- 
ben. Diese Vorstellungen werden, gepaart mit dem Willen 
zur Verwirklichung, bedeutende Veränderungen in der Bun- 
desrepublik herbeiführen. Aber jenseits dieser sachlichen 
Substanz unserer Politik auf den einzelnen fachlichen Feldern 
ist mir etwas anderes wichtiger: Ich meine den Stil des Regie- 
rens. | | 

Wir wollen keine Obrigkeits-Autorität für unsere Regierung. 
Wir wollen uns im Gegenteil der öffentlichen Kontrolle stel- 
len. Wir wollen zu diesem Zweck den Staat für den Bürger 
und für die öffentliche Meinung durchsichtig und überschau- 
bar machen. Wir wollen, daß öffentlich und vor allem gegen- 
über dem Parlament zu jeder Zeit reiner Wein eingeschenkt 
werde. Wir wollen Transparenz. 

Wir wollen die Unabhängigkeit der Justiz achten und - wenn 
möglich - mehren. Wir halten spanische Verhaftungen ‘7 
nicht nur für ein Vergehen gegen das Gesetz, sondern auch 
für eine Todsünde wider das Vertrauen der Deutschen in die 


16. Auch wenn die Bundesregierung inzwischen aus einer SPD-FDP-Koali- 
tion zusammengesetzt ist, halte ich diese Fragestellung auch nach einem 
zeitlichen Abstand von mehr als 10 Jahren für berechtigt. =: 

17. Gemeint war die »Spiegel«-Affäre und die in ihrem Zusammenhang 
erfolgte Verhaftung eines deutschen Journalisten auf spanischem Boden. 
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Rechtlichkeit ihres Staates. Wir wollen als Regierende Geset- 
ze und Verfassung genauso peinlich achten, wie das jeder 
einfache Staatsbürger auch mußs. Wir verlangen von uns 
selbst, daß wir die Verfassung und die Grundrechte stets im 
Kopfe und im Bewußtsein tragen. Wir haben - im Gegensatz 
zur Partei des Herrn Strauß - das Grundgesetz mitgeschaffen 
und mitbeschlossen ; wir wollen uns in unserer Treue zum 
Grundgesetz von niemandem übertreffen lassen. 
Wir wollen als Regierende immer nur mit einerZunge reden, 
im Parlament, in der Regierung, auf Parteitagen und Presse- 
konferenzen und im Programm die gleiche Sprache sprechen. 
Wir wollen eine ehrlich zustande kommende öffentliche Mei- 
nung. Wir wollen keine staatliche Beeinflussung von Presse, 
Funk, Fernsehen, Wochenschauen. Wir werden - getreu un- 
serer über 100jährigen Geschichte - die Freiheit der Meinung. 
stets höher achten als das Prestige einer Regierung oder ihrer 
Minister, auch im Notstand. 
Wir wollen, mit einem Wort, Schluß machen mit allem 
Mißbrauch staatlicher Macht zu parteilichen oder persönli- 
chen politischen Zwecken. Wir wollen die Reptilienfonds 
offenlegen. Wir wollen Schluß machen mit der Staatsfinan- 
zierung politischer Parteien, weil wir sauber trennen wollen 
zwischen Staat und Regierung einerseits und politischen Par- 
teien andererseits. Wir glauben, daß es notwendig ist, dem 
Bundestag alle Möglichkeiten, die er zur Kontrolle der Regie- 
rung braucht, wieder zu öffnen. Wir wollen alles tun, damit 
Gewicht und Ansehen des Parlaments gesichert werden kön- 
nen. Wir sehen den Bundestag nicht als eine lästige Instanz 
an, die durch ihre Erwägungen und Debatten die Regierung 
im Handeln behindert, sondern wir bekennen uns leiden- 
schaftlich zur parlamentarischen Demokratie. Wir werden 
deshalb auch der Opposition den Rang einräumen, den sie 
braucht, um ihre staatspolitisch unverzichtbare Funktion 
ausüben zu können. Wir werden die Opposition nicht mit 
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Mitteln des staatlichen Haushalts, mit Hilfe der Vollmachten 
der Bundesregierung oder durch Mißbrauch der amtlichen 
Autorität von Bundeskanzler und Regierung herabsetzen, 
diffamieren oder verächtlich machen. Und endlich: Wir 
wollen mehr Fairneß in der innenpolitischen Auseinander- 
setzung. Wir werden keinen demokratischen Politiker, der 
ein von uns vorgelegtes Gesetz nicht annehmen will oder 
kann, deshalb beschuldigen, er besorge gewollt oder unge- 
wollt die Geschäfte des Kommunismus oder der Pankower 
Regierung. | 

Wir gehen davon aus, daß die große geistige Auseinanderset- 
_ zung mit dem Kommunismus erst noch bevorsteht, daß sie 
von der neuen Generation geführt und gewonnen werden 
muß. Wir wollen die neue Generation darauf nicht durch 
platte antikommunistische Propaganda vorbereiten, sondern 
sie zur selbständigen Urteilsbildung befähigen. Wir glauben 
an die Kraft, an die Unbefangenheit, an die Fähigkeit zur 
Kritik und an die Fähigkeit zum eigenen Denken der jungen 
"Leute in Deutschland. Wir wollen sie nicht gängeln, sondern 
ihnen dabei helfen, daß sie ein gut begründetes und festge- 
gründetes politisches Selbstvertrauen gewinnen: 

Für uns soll Europa weder bis zum Ural reichen noch an der 
Elbe und Werra aufhören - für uns ist Europa die aus der 
Geschichte überkommene und erfahrene Idee des Miteinan- 
derlebens von Völkern auf engem Raum, im Wettbewerb wie 
in der gegenseitigen Befruchtung und Zusammenarbeit - in 
Frieden und in Unabhängigkeit und in Selbstbestimmung. 
Wir wollen dafür sorgen, daß das Ausland keinen Anlaß 
mehr erhält, unser Volk und die heute in Deutschland heran- 
wachsende Generation mit den Machthabern des Nationalso- 
zialismus und dessen Spuren und dessen Erbschaften im 
gleichen Bilde zu sehen. 

Bundesminister mit brauner Weste haben unserem Ansehen 
draußen unendlich geschadet. Sie schaden aber ebenso der 
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inneren Glaubwürdigkeit unseres Staates. Deshalb wollen 
wir endlich keine Minister und Staatssekretäre mehr dulden 
in Bonn, die schon unter Hitler an hoher Stelle hoheitliche 
Aufgaben wahrgenommen haben. 


Ohne Geist keine res publica 


Die von der Ära Adenauer geprägte gegenwärtige Gesell- 
schaft unseres Landes ist nicht gerade vom Geistigen her 
geprägt oder durch die Bemühung um Wissenschaft und 
Bildung akzentuiert. Das Land der Dichter und Denker muß 
einem als eine romantisch verklärte Erinnerung an längst 
vergangene Zeiten erscheinen. Wenn wir heute nach der 
Rolle der Wissenschaft, der Universitäten und Akademien, 
der Intelligenz und der Akademiker fragen, so stoßen wir auf 
mancherlei weiße Flächen in der innen- und gesellschaftspo- 
litischen Landkarte Deutschlands. Das liegt nicht nur an der 
Intelligenz, das liegt vornehmlich auch an den bisherigen 
Regierungen. Wenn Professoren in Sorge und mit Sorgfalt 
sich zu Fragen der res publica öffentlich äußerten, dann pfleg- 
te Dr. Adenauer ihnen die Kompetenz dazu abzusprechen. 
Und in Erhards Anzeigenserie, die er zu seinem eigenen Lobe 
seit dem 10. Mai auf Kosten des Steuerzahlers in allen deut- 
schen Zeitungen veröffentlicht, da kommt zwar vielfach das 
Wort »ich« vor und die Worte »mein Versprechen«, »meine 
Sorgen«, »meine Führung«, »mir Vertrauen schenken« usw. 
- aber von der geistigen und intellektuellen Entwicklung 
Deutschlands ist keine Rede. | 

Die neue Regierung muß dem Geiste, der Wissenschaft, der 
Bildung, den Dichtern und Schriftstellern, den Forschern und 
Lehrern, den Künstlern und Denkwilligen schlechthin end- 
lich den Rang geben, sie so zu Rate ziehen, sie so mitwirken 
lassen an der Gestaltung des Ganzen, daß wir Deutsche vor 
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uns selbst bestehen können. Hier liegt doch das Feld, auf dem 
wir wieder eine Großmacht werden können und wollen - eine 
Großmacht der geistigen Leistung, eine Großmacht der 
Bildung. 

Die Frage ist deshalb schon richtig gestellt, was denn dem: 
Staat der akademische Nachwuchs wert sei. Unsere Antwort: 
Insgesamt bisher nicht genug; die Bildungschancen sind im- 
mer noch nicht groß und nicht gleich genug - wenngleich es 
regionale Unterschiede gibt, z. B. zwischen Hamburg und 
einigen etwas entlegeneren Gefilden des Vaterlandes. Aber 
wir müssen dazu auch eine Gegenfrage an die Akademiker 
stellen. Die Gegenfrage lautet: Wieweit seid Ihr Akademiker 
und Intellektuellen eigentlich bereit, Euch zu engagieren für 
das öffentliche Wohl? Die Politik, die Regierung, die Öffent- 
lichkeit braucht Euch, Ihr seid ein unverzichtbarer Faktor in 
der Entfaltung einer Kulturgesellschaft — besonders einer 
pluralistischen Gesellschaft. Ihr solltet zu der unverzichtba- 
ren Kategorie der »aktiven Minderheit« gehören. 

Ich weiß von dem Unbehagen der Studienräte und Lehrer, der 
Ärzte, der Beamten, der Richter und Anwälte am Staat. Wir 
wissen auch, daß sie zum Teil materielle Forderungen stellen, 
die durchaus anerkannt werden müssen. Aber das ist hier 
‘ nicht mein Thema. Sondern mein Thema in diesem Zusam- 
menhange hat John F. Kennedy ausgedrückt, als er zu seinem 
Volke sagte: »Fragt nicht, was Euer Land für Euch tun kann; 
fragt, was Ihr für Euer Land tun könnt.« 

Deutschland braucht eine Intelligenz, die nicht nur abseits, 

im stillen Winkel, sich an Hölderlin oder an Hegel begeistert, 
an Bach oder an Strawinski, an El Greco oder an den Abstrak- 
_ ten, an Heidegger oder an Weizsäcker, die nicht nur indi- 
gniert oder resigniert auf die politische Entwicklung schaut; 
vielmehr eine Intelligenz, die weiß, daß nicht nur die Regie- 
renden, sondern ebenso auch die Regierten verantwortlich 
. sind. Die weiß, daß die Verantwortung eines Regierten mit 
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dem Grad an kritischer Einsicht, zu der der einzelne befähigt 
ist, steigt. Eine Intelligenz, die Ideen und Ideale hochhält - die 
aber trotzdem gleichmäßig, kontinuierlich und in steter sach- 
licher Sorgfalt sich realistisch um die Politik und die Entwick- 
lung ihres eigenen Landes und der Welt bemüht. Die sich 
nicht auf gelegentliche, mehr emotionale Aufwallungen be- 
schränkt; die sowohl kritisiert als aber auch neue politische 
Substanz schafft. 

Und ich füge eine Warnung hinzu: keiner soll sich einbilden, 
daß dies eine leichte Aufgabe ist, zu der eine sozialdemokrati- 
sche Bundesregierung die Mitarbeit erbitten wird. Man muß 
dazu mehr wissen und kennen als nur sein eigenes Fach und 
seine eigene Disziplin. Und man muß in der Auseinanderset- 
zung manche Kröte schlucken, wie Carlo Schmid gesagt hat. 
Und man muß zivile Courage aufbringen. Leider ist dies 
letztere in Deutschland immer noch selten. 

Weil wir Sozialdemokraten wissen, daß beispielsweise das 
akute Bildungsproblem nur von den allerwenigsten einzelnen 
aus eigener Kraft gelöst werden kann; weil wir. wissen, daß 
nur die Gemeinschaft als Ganzes es lösen kann; weil wir 
wissen, daß nur Städte, Länder und Bund gemeinsam das 
Bildungsdefizit beheben können — deswegen reden wir von 
einer »Gemeinschaftsaufgabe«. Und auf den Gebieten der 
Gesundheit, des Verkehrs, der sozialen Sicherheit, der Lan- 
desplanung ist das nicht anders. Selbst Bundeskanzler Erhard 
hat ja jetzt die innenpolitische Bedeutung der Gemeinschafts- 
aufgaben begriffen und unsere Forderungen zu seinen eige- 
nen gemacht; er hat sie bloß mit einer neuen Überschrift 
versehen. | 

Wir Sozialdemokraten haben in den letzten Jahren noch ei- 
nen anderen Begriff geprägt, der für uns wesentlich zu einer 
glaubwürdigen deutschen Politik gehört. Ich spreche von dem 
oft mißdeuteten Wort der »Gemeinsamkeit«. Hier handelt es 
sich nicht um eine gegenseitige oder gar einseitige Anpassung 
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der Parteien, die wir angeblich propagieren. Es handelt sich 
auch nicht um eine Bereitschaft zum faulen Kompromiß auf 
allerlei Gebieten der Politik. 
Sondern es handelt sich darum, daß bei Strafe der Gefähr- 
dung unseres Lebens als eines demokratischen Volkes auf 
drei Gebieten ein Minimum an Gemeinsamkeit der verant- 
wortungsbewußten politischen Kräfte in Deutschland uner- 
läßlich ist: | 
ı. in der Bewahrung der demokratischen Grundordnung, 
2.in der Bewahrung des Friedens und der Freiheit unseres 
Volkes nach außen, und 
3.in der Verfolgung unseres großen Zieles, die getrennten 
Teile unseres Volkes wieder unter dem Dach eines gemein- 
samen Staates zu vereinigen. 
Wer als Politiker in diesen drei Grundfragen unserer nationa- 
len Existenz nicht den Willen hat zusammenzustehen und 
zusammenzuhalten, der stellt Parteiegoismus über das Inter- 
esse des Ganzen. Der versündigt sich gegen die Lebensnot- 
wendigkeiten unseres Volkes. Über dem Holstentor in Lü- 
beck steht seit Jahrhunderten das Wort »Concordia domi foris 
pax«,d. h. auf gut Deutsch und frei übertragen: »Der Frieden 
nach außen hängt ab von der Eintracht im Innern.« 


Was wir zu lernen haben 


Angesichts einer dauerhaft gefährdeten Welt stellen wir Le- 
benden auch heute wieder die Schicksalsfrage, ob die Toten 
der Kriege und der Diktaturen ihre Opfer umsonst gebracht 
haben. Es ist eine ewig wiederholte Frage, die der geschlagene 
Mensch an Gott richtet. ‚ 

Ich glaube, daß wir uns vielleicht sagen dürfen, der Tod vieler 
Millionen von Menschen war doch nicht völlig vergeblich, 
denn er hat unser aller Gewissen geschärft. Das erwachende 
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. Gewissen der Lebenden erkennt, daß der Krieg als Mittel zur 
Beseitigung von Konflikten unbrauchbar ist. Jeder zukünfti- 
ge Krieg wäre für alle verloren. 

Die beiden Weltkriege lehren uns, daß der Inhalt des Natio- 
nal- und Vaterlandsbegriffes seinen absoluten Wert einge- 
büßt hat. Es ist unser Recht und unsere Pflicht, unsere Hei- 
mat zu lieben und zu verteidigen. Aber das Vaterland ist nicht 
die höchste Instanz. Sondern auf Erden ist die höchste Instanz 
der Mensch, der Nächste, und das höchste Gebot auf Erden ist 
der Respekt vor dem Leben und der Freiheit und der Würde 
des Nächsten. Das höhere Vaterland des Menschen ist die 
ganze Erde - und alle Menschen sind einander Brüder. 

Die Erde wird von Tag zu Tagkleiner. Nur dann wird sie nicht 
eines Tages zu klein sein, 

wenn wir lernen, in Gemeinschaft der Völker friedlich zu- 
sammenzuleben. 

Wenn wir lernen, niemanden mehr herauszufordern. 

Wenn wir lernen, uns von niemandem mehr zum Kriege 
herausfordern zu lassen. 

Wenn wir lernen, unseren Staat beständig in Ordnung zu 
halten und niemals kriegerische oder auch nur leichtfertige 
oder unfähige Minister, Kanzler oder Präsidenten an die 
Spitze unseres Staates zu setzen. 

Wenn wir lernen, unser Volk im Innern und nach außen im 
Gleichgewicht zu halten. 

Wenn wir aus den letzten 50 Jahren lernen, daß Frieden nach 
außen eine demokratische Ordnung im Innern voraussetzt. 
Wenn wir aus der Geschichte der ersten deutschen Demokra- 
tie lernen, daß die demokratischen Parteien den Boden nicht 
vergiften dürfen, in dem sie gemeinsam wurzeln. 

Wenn wir lernen, daß wir rechtzeitig auch hart sein müssen 
gegen die Feinde der Demokratie. | 

Wenn wir aus dem Beispiel Wilhelm II. wie vor allem aus 
dem Beispiel Hitlers lernen, daß Überheblichkeit gegen den 
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Nachbarn und protzende Reden den Keim zum Kriege in sich 
tragen können. | 

Wenn wir lernen, auf solche Reden nicht mehr hereinzufal- 
len; wenn andere sie halten. 

Wenn wir lernen, nicht nur unsere eigenen Ansprüche, unse- 
re eigenen Interessen, unsere eigenen Sorgen ernst zu neh- 
men, sondern ebenso die Ansprüche, Interessen und Sorgen 
der Völker. 

Wenn wir lernen, die Gerechtigkeit höher zu achten als die 
Macht und den Stolz. 

Wenn wir lernen, daß es vor Gott und den Menschen unsere 
Pflicht ist, Widerstand zu leisten gegen Obrigkeiten, die das 
alles nicht begreifen oder gar mißachten. | 
Mit einem Wort: Wenn wir lernen, die Würde des Menschen 
an die Spitze zu stellen - so wie unser Grundgesetz dies im 
ersten Satz getan hat, wo es heißt: »Die Würde des Menschen 
"ist unantastbar.« 


Katholiken und SPD:® 

Nach einem Jahrhundert voller Spannungen, Mißverständ- 
nisse und Zerwürfnisse sind die katholische Kirche und die 
SPD dabei, die Beziehungen zueinander harmonischer zu 
gestalten. Dieses Bestreben ist um so bedeutsamer, als eine so 
große, ihrem Gewissen verpflichtete Glaubensgemeinschaft 
_ wie die katholische Kirche einerseits und eine so große politi- 
sche Bewegung wie die Sozialdemokratische Partei Deutsch- 
lands andererseits ohne Schaden für das ganze Volk auf die 
Dauer nicht von Streitigkeiten oder Mißverständnissen leben 
können. 


18. Dieser Aufsatz ist zuerst erschienen unter dem Titel »Kirche und Volks- 
partei« in: »2000. Magazin für Mensch und Zukunft«, Juli 1968. 
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Als die SPD vor 105 Jahren gegründet wurde, war das Ver- 
hältnis zwischen Arbeiterschaft und katholischer Kirche ge- 
_ stört. Trotz des Wirkens so verdienter Männer wie Bischof 
Ketteler oder Adolf Kolping empfanden viele der im tiefsten 
Elend lebenden Arbeiter, daß ihnen die Kirche eher Trost als 
Hilfe zu spenden bereit war. Andererseits wurde die organi- 
sierte Arbeiterbewegung und mit ihr die SPD gegen Ende des 
19. Jahrhunderts sehr stark von Karl Marx beeinflußt, dessen 
philosophisches Erbe des dialektischen Materialismus eine 
konsequente Gottesleugnung zu seinen Grundelementen 
zählte. 

Zwar ist die SPD nie konsequent marxistisch gewesen; 
der marxistische Einfluß blieb aber bis hin zum Heidelber- 
ger Programm des Jahres 1925 jedenfalls in der Theorie do- 
minierend, während die politische Praxis der Partei von 
den Grundvorstellungen der Weimarer. Reichsverfassung 
ausging. | | 
Die Abneigung der katholischen Kirche gegenüber der SPD 
früherer Zeit ist um so verständlicher, als es eine eigene 
katholische Partei, das Zentrum, gab. Es wurde im evangeli- 
schen Preußen als politischer Schutz der katholischen Kirche 
gegründet, die hauptsächlich im Rheinland und in den ehe- 
mals preußischen Gebieten Polens vertreten war. 

Im gleichen Maße, in dem das Zentrum politische Verant- 
wortung für das ganze Volk übernehmen mußte und über- 
nahm, also für Katholiken und Protestanten, Juden und 
Atheisten, wurde die Bindung zwischen Kirche und Zentrum 
fragwürdig. Es erwies sich als schwierig, um nicht zu sagen 
unmöglich, aus den Wertvorstellungen des katholischen 
Glaubens heraus politische Alltagsfragen etwa in der Wirt- 
schafts- oder Verteidigungspolitik lösen zu wollen, wie das 
Pater Hirschmann vor einigen Jahren auf einem Parteitag der 
CSU - sehr zur Überraschung seiner Gastgeber - ausgeführt 
hat. Gleichwohl hat es in der Weimarer Zeit vielfältig sehr 
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gute politische Zusammenarbeit von Zentrum und SPD 
gegeben. | | 

Nach dem Zusammenbruch des Nationalsozialismus, gegen 
den hervorragende Männer aus Kirche, Zentrum und SPD 
gemeinsam Widerstand geleistet hatten, öffnete Kurt Schu- 
macher 1945 aus dieser Erfahrung einen neuen Weg, als er 
ausführte, in der SPD fänden sich Menschen zusammen, die 
aus sehr unterschiedlichen geistigen Traditionen, wie aus 
dem Marxismus, dem Humanismus oder der Bergpredigt 
kommen. Mit dem Godesberger Grundsatzprogramm der 
SPD von 1959 wurde dem Marxismus als Ideologie endgültig 
eine Absage erteilt. Seit 1959 gibt es in der SPD aber auch 
sonst keine ideologische, programmatische oder theoretische 
Barriere mehr, die eine Aussöhnung zwischen der SPD und 
der katholischen Kirche verhindern könnte. 

Das bedeutet gewiß nicht, daß etwa die SPD an die Stelle des 
alten Zentrums treten und eine katholische Partei werden 
müsse. Die SPD ist in die Verantwortung für das ganze Volk 
gestellt. Wenn sie sich dazu bekennt, ihre Politik nicht als 
Antwort auf die »letzten Dinge«, sondern als Antwort auf die 
»vorletzten Dinge« zu begreifen, so geschieht dies nicht als 
Ablehnung oder als Distanzierung von der Kirche oder ir- 
gendeiner anderen Glaubensgemeinschaft. 

Vielmehr drückt sich hier der Respekt einer politischen Partei 
vor der Beziehung zwischen Mensch und Gott aus. Wohl aber 
fühlt sich die SPD aufgerufen, den Kirchen, und damit auch 
der katholischen Kirche, jenen freien Raum zu sichern, den 
sie zum Wirken brauchen. Dies ist der Sinn jenes Absatzes 
aus dem Grundsatzprogramm, der lautet: »Die Sozialdemo- 
kratische Partei achtet die Kirchen und die Religionsgemein- _ 
schaften, ihren besonderen Auftrag und ihre Eigenständig- 
keit. Sie bejaht ihren öffentlich-rechtlichen Schutz.« 
Manche traditionellen Gegner der SPD haben das Godesber- 
ger Grundsatzprogramm der SPD an diesem Punkt für ein 
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taktisches Manöver gehalten; soweit sie nicht böswillig wa- 
ren, fehlte ihnen zuweilen auch der Einblick in den langen 
geistigen Klärungsprozeß, der auf Godesberg hingeführt hat. 
Manche der alten Sozialdemokraten haben andererseits die- 
sen Prozeß erst nach 1959 nachgeholt — und sie waren be- 
stimmt nicht die Schlechtesten. Heute jedoch können wir mit 
gutem Gewissen von unserer Partei sagen: Sie ist offen für 
jeden Christen; es gibt in ihr keinerlei antichristliche Ideo- 
logie. 

Die Entfaltung des gegenseitigen Verstehens wird durch die 
große Bewegung in der nachkonziliaren Kirche in einem für 
die SPD bisher ungewohnten Maße auch von den Katholiken 
unseres Volkes gefordert und gefördert. Wir Sozialdemokra- 
ten stehen aufmerksam bereit. 


Wie christlich ist die SPD?s 


Ich bin gefragt worden, wie christlich die SPD sei. Nun, Sie ist 
es überhaupt nicht. Sie hat viele Christen in ihren Reihen, 
aber auch nicht wenige, die aus »Unglauben« oder aus ver- 
. gangener Konfrontation der Kirchen mit dem freiheitlichen 
Sozialismus keiner Konfession angehören. Menschen ohne 
christlichen Glauben gibt es übrigens in allen Parteien. 


Absage an den Mißbrauch des Christentums 

Die SPD kann nicht nur, sie darf auch nicht christlich sein - 
jedenfalls nicht im Sinne eines bloßen »C« vor den Initialen 
SPD, auch nicht heimlich oder versteckt. Denn die Debatte, 
welche Grundsätze dem politischen Handeln einer Partei zu- 


19. Zuerst erschienen in »SPD-Pressemitteilungen« vom 9. 11. 1972. 
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grundezulegen sind, mufs notwendigerweise »a-christlich« 
geführt werden. Eine Partei braucht täglich die tätige Mitar- 
beit vieler und die breite Zustimmung von Millionen. Nähme 
sie das Wort »Handeln aus christlicher Verantwortung« oder 
»nach christlichen Grundsätzen« wörtlich, so müßte sie die 
Debatte, was dies sei, in täglicher Rückkoppelung zur Kirche 
führen, denn schließlich kann sie ja keine weitere »Konfes- 
sion« darstellen oder sozusagen eine parteieigene »Theolo- 
gie« herausbilden. 

Folgerichtig enthält der erste Abschnitt des Godesberger Pro- 
gramms (1959) »Grundwerte des Sozialismus« den Rekurs 
auf sittliche, nicht aber auf religiöse Werte: Die Sozialisten 
erstreben eine Gesellschaft, in der jeder Mensch seine Per- 
sönlichkeit in Freiheit entfalten und als dienendes Glied der 
Gemeinschaft verantwortlich am politischen, wirtschaftli- 
chen und kulturellen Leben der Menschheit mitwirken kann. 
Darauf folgt die Feststellung, daß »Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität« die Grundwerte sind, und daß der demokra- 
tische Sozialismus in christlicher Ethik, im Humanismus und 
in der klassischen Philosophie verwurzelt ist. 

Solche Grundwerte können erst in konkreten Entscheidun- 
gen als Maßstäbe konkretisiert werden. Aber die Debatte um 
den Inhalt dieser Grundsatzfragen kann die SPD selbst füh- 
ren. Sie steht nicht vor dem Dilemma, entweder Anleihen bei 
der einen oder der anderen Kirche machen oder aus eigener 
Theologie heraus bestimmen zu müssen, was christliche 
Prinzipien und was Handeln aus christlicher Verantwortung 
bedeutet. | 
Diese redliche Scheidung hat viele Menschen - insbesondere 
in der jetzigen Generation — gerade in ihrem christlichen 
Glauben zu uns geführt. 
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An ihren Früchten sollt ihr sie erkennen 


Hier könnte ich aufhören. Aber in der mir gestellten Frage 
liegt mehr: ob nämlich das politische Handeln der SPD als 
Handeln vor dem Anspruch der Botschaft Jesu bestehen kön- 
ne. Die Universalität dieses Anspruchs finde ich am eindrück- 
lichsten in der Gerichtserzählung Matthäus 25: Diejenigen, 
die den Herrn als Hungrigen gespeist, als Frierenden geklei- 
det und als Gefangenen besucht haben, haben dies ja ihrem 
Mitmenschen gegenüber getan und hatten keine Vorstellung 
davon, wie sie selbst bekunden, daß sich in diesem Mitmen- 
schen der Herr verbirgt. In dieser Weise »christologisch naiv« 
kommen sie ins Paradies. Nun wird es heute nicht allein, 
nicht einmal vorwiegend, darum gehen können, daß wir 
selbst uns aufmachen, die Frierenden und Hungrigen je ein- 
zeln zu suchen. Vielmehr werden wir menschliches Leid am 
wirksamsten bekämpfen, indem wir Hilfe auf eine breite 
Grundlage stellen und parallel dazu versuchen, die Gesell- 
schaft so einzurichten, daß Hunger, Krankheit und Unbil- 
dung, daß Erniedrigung und Ausbeutung - alles Verluste 
an »Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität« — aufhören. 
Soweit wir dies aber als Partei tun, soweit werden wir in 
unserem Handeln dem Anspruch der Botschaft Christi ge- 
recht. | | 
Mit einem neuen Wort, das gerade in kirchlichen Bereichen 
_ der Entwicklungshilfe eine Rolle spielt, läßt sich dieses zu- 
gleich politische und genuin christliche Bemühen als die Ver- 
wirklichung von »love in structures« kennzeichnen, d. h., als 
Nächstenliebe, die sich darin äußert, daß sie die menschliche 
Gesellschaft menschlicher macht. Der Christ wird dies noch 
anders nennen: Er darf hier von Gottes Barmherzigkeit spre- 
chen, weil Liebe, die sich in der Reform von Strukturen 
äußert, dem einzelnen Menschen gilt, und zwar unmittelbar. 
An dieses Individuum kettet der oben zitierte erste Satz des 
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Godesberger Programms das ganze politische Handeln der 
SPD. 

Bundeskanzler Brandt hat jüngst in einer großen Rede an 
einen anderen englischen Begriff angeknüpft, compassion: 
»Die Übersetzung ist nicht einfach Mitleid, sondern: die 
Bereitschaft, mitzuleiden ; die Fähigkeit, barmherzig zu sein, 
ein Herz für den anderen zu haben.« Und Brandt fuhr fort: 

»Die Menschlichkeit braucht zuletzt immer den Einzelnen. 

‚Aber die Gemeinschaft kann die organisatorischen und wirt- 
schaftlichen Voraussetzungen schaffen, menschlicher zu sein 
und den Schwachen zu schützen.« 

An dieser Stellemuß ich der Versuchung des Politikers, der in 
diesen Wochen auf Leistungen einer Regierung verweist und 
um Vertrauen wirbt, widerstehen, das Thema zu konkretisie- 

ren anhand der Schritte und Gesetze, die in den letzten drei 
Jahren durch Regierung und Parlament gemacht und einge- 

leitet worden sind. Davon wird im Wahlkampf genug die 

Rede sein; und der Leser ist allenfalls aufgerufen, das Han- 

deln der Parteien am Maßstab christlichen Handelns zu mes- 
sen. Wichtig ist mir allerdings dies: Niemand, der im großen 

oder kleinen in der Politik die konkreten Probleme und Nöte 

des einzelnen im Blick zu halten versucht, ist davon dispen- 

siert, die Grundsätze seiner Politik auch gegenüber dem wirk- 

lich Nächsten zu bewahren: sei es der Nachbar, der Partei- 

freund oder gar die Familie, denen wir mehr schuldig bleiben, 

als wir sollten. Nicht nur charity begins at home, sondern 

ebenso Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität. 

Aber kein Politiker darf Christengemeinde und Bürgerge- 

meinde verwechseln. So wenig wie sich Glaube, religiöse oder 

philosophische Überzeugung im Gewissen jeder einzelnen 

Person von deren politischer Überzeugung trennen lassen, so 

sehr müssen die Bürgergemeinde, die politische Partei oder 


20. Gehalten auf dem Wahlparteitag in Dortmund 1972. 
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der Staat diese Trennung respektieren - wenn die Gewissens- 
freiheit der einzelnen Person und damit ihre menschliche 
Würde unangetastet bleiben soll. Das Wesen freiheitlicher 
Demokratie liegt nicht einfach in der Herrschaft der Mehr- 
heit, sondern vor allem darin, daß die Mehrheit weiß, was 
ihrer Entscheidung legitimerweise entzogen ist, daß die 
Mehrheit den religiösen Bereich, d. h. hier den Bereich des 
Nichtabstimmbaren, respektiert. Die Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands verzichtet aus Rücksicht auf das Gewis-. 
sen der einzelnen Person bewußt darauf, im Bereiche des 
Nichtabstimmbaren als Partei Entscheidungen zu treffen, die 
mit dem Anspruch der Allgemeinverbindlichkeit weltan- 
schaulich abweichende Meinungen vergewaltigen müßten. 
Bei dem Charakter der SPD als einer weltanschaulich unab- 
hängigen und toleranten, nicht aber wertneutralen Partei 
wird es bleiben. 
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Die Kirchen in der sozialen Demokratie 


Staat und Kirche: 


Das mir gestellte Thema »Staat und Kirche« erscheint mir 
nicht als ein tatsächlich aktuelles Thema. Denn ich meine, 
daß die Beziehung zwischen den Kirchen und der staatlichen 
- wenn ich es so einmal sagen darf - »Obrigkeit« gegenwärtig 
in der Bundesrepublik Deutschland deutlich besser und deut- 
lich freiheitlicher beschaffen ist, als in den allermeisten Pha- 
sen und Abschnitten der deutschen Geschichte. Die religiöse 
und weltanschauliche Neutralität des Staates ist weithin gesi- 
chert; Freiheit und Selbstbestimmung der Kirchen waren 
kaum jemals so absolut wie heute. 

Wenn ich mich trotzdem diesem mir von den Veranstaltern 
vorgegebenen Thema gerne zuwende, so deshalb, weil ich 
einige andere damit zusammenhängende Fragestellungen 
mit einbringen möchte. | 
Zum Beispiel diese: Was fangen die Kirchen mit ihrer Selbst- 
bestimmung an? Was sollen sie tun in dieser vielfältigen, 
sogenannten pluralistischen Gesellschaft? Was ist ihr Amt? 
Worauf hat die Gesellschaft Ansprüche an die Kirchen? Und. 
wenn die Kirchen Ansprüche aus der Gesellschaft erfüllen 
sollen, worauf haben sie selbst dann Anspruch? 

Ich kann mich gut an einige Debatten in der Hamburgischen 


21. Rede anläßlich des Reformationstages am 31. Oktober 1974 in der St. 
Jacobi-Kirche in Hamburg. 


125 


Synode erinnern, die sich Mitte der sechziger Jahre am politi- 
schen Engagement einiger entzündet hatten, die ein - ihrem 
eigenen Anspruch nach christlich begründetes -—, seinem We- 
sen nach politisches Wort für nötig hielten, z. B. in Sachen 
des Friedens, in Sachen der Versöhnung mit unseren östli- 
chen Nachbarn, in Sachen der Notstandsregelung und so fort. 
Ich habe seither meine eigene Meinung über die Aufgaben 
der Kirchen in unserer Zeit nicht geändert. Ich nehme mir die 
Freiheit, diese Meinung heute abend voranzustellen. Ich tue 
das als Christ. | 
Zweitens habe ich zum eigentlichen Thema zu reden, wobei 
ich natürlich — wie eben schon von Bischof Wölber betont - 
von dem Staatsamt nicht absehen kann, das ich verwalte. 
Aber ich komme deswegen mit meinem persönlichen Urteil 
in keiner Weise in Bedrängnis, im Gegenteil. 

Und schließlich möchte ich drittens ganz gern, falls die Zeit 
noch reichen wird, zu einem Teilaspekt der Aufgaben und der 
Rolle der Kirche in unserer Gesellschaft zurückkehren, näm- 
lich zu dem Teilaspekt des Verhältnisses zu politischen Par- 
teien und zu meiner eigenen, und zu Fragen, die Kirchen und 
Parteien wechselseitig aneinander richten. Die in meiner Va- 
terstadt Hamburg geübte Toleranz ermutigt mich dazu, dabei 
dann auch ein paar unbequeme Fragen aufzuwerfen. 


Die Aufgaben der Kirchen in unserer Zeit 


Mein Freund Herbert Wehner hat vor fast genau zehn Jahren 
in einer anderen Hamburgischen Hauptkirche zu einem sehr 
ähnlichen Thema geredet. Er hat damals gesagt, »mit der 
Kirche leben«, das werde dann fruchtbar, wenn viele Bürger 
in der Kirche’leben und wenn die Kirche mit möglichst vielen 
Bürgern ihrerseits leben wolle; d. h.: wenn sie Kirche für alle 
zu sein sich bemühe. | 
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Hier möchte ich anschließen und unterstreichen, was ich 
selbst hier in Hamburg vor einer Reihe von Jahren in der 
Synode sagen durfte, nämlich, daß Volkskirche zu sein und 
zu bleiben in unserem geistig zerrissenen Jahrhundert mir 
eine wesentliche, vielleicht die wesentliche Aufgabe der Kir- 
che in dieser Gesellschaft ist. 

Meine Begründung für diesen Satz fliefst aus der Erkennt- 
nis, daß die wissenschafts- und fortschrittgläubigen Gene- 
rationen vor uns — und vielleicht das ganze 19. Jahrhundert 
- im Irrtum waren, wenn sie glaubten, der Mensch könne 
sich kraft seiner Vernunft sein Maß selbst setzen. Ich halte 
das Vertrauen darauf, der Mensch sei gleichsam von Natur 
aus auf Vernunft und Fortschritt und Freiheit angelegt, für 
eine Selbsttäuschung. Die Hitler-Diktatur, der Krieg und 
das Wissen von anderen schrecklichen menschlichen Verir- 
rungen haben mich die Notwendigkeit transzendenter Bin- 
dungen des Menschen erkennen lassen. Freilich ist das 
vielen von uns so gegangen - es ist nichts Ungewöhnli- 
ches. 

Es ist auch nichts Ungewöhnliches, daß jemand auf diese Art 
dazu kam, bewußt seine Hoffnung auf die Kirche zu richten. 
Zumeist ist es wohl nicht die Theologie, die uns zu Christen 
gemacht hat, sondern die Erkenntnis oder die Erfahrung der 
Macht über uns und der Macht über unsere Geschichte, die 
Erfahrung des Vertrauens in Gott und auch in seine Kirche. 
Diese Erkenntnis und Erfahrung festzuhalten, dem Men- 
schen darin ein Zuhause zu geben, für seine Seele zu sorgen, 
erscheint mir in unserer anscheinend mühelos lebenden, in 
Wahrheit aber aus vielen suchenden einzelnen bestehenden 
Gesellschaft das Wichtigste, das Kirche in dieser Gesellschaft 
gegenüber dem Nächsten zu leisten vermag. 

‚Ich kann deshalb für meine Person auch nur in ökumenischer 
Haltung der Reformation Martin Luthers gedenken. Es ha- 
ben in den seither vergangenen Jahrhunderten zu viele Men- 
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schen unter der Glaubensspaltung gelitten, die beide Kirchen 
verantworten müssen. Um so dankbarer bin ich dafür, daß sie 
begonnen haben, wieder aufeinander zuzugehen und daß sie 
sich um Gemeinsamkeit in der Verkündigung bemühen und 
um Gemeinsamkeit im Dienst am Nächsten. 

Unser Volk ist geteilt in Protestanten, Katholiken, Freiden- 
- ker, Juden; gleichwohl sind wir gemeinsam von christlicher 
Zivilisation und von christlichen Wertordnungen geprägt. 
Aber ebenso sind wir gemeinsam in der Gefahr des geistigen, 
ethischen oder moralischen Orientierungsverlustes. 

Jedoch die Vielfalt von Wertvorstellungen zu beklagen oder 
sie gar durch erkünstelte neue Theologien zu legitimieren, 
hilft uns nicht - allzu viele haben schon gefragt, wo Gottdenn 
sei. Vielmehr denke ich, daß die prägende Kraft der christli- 
chen Kirchen dann überleben wird, wenn die Kirchen in der 
Gesellschaft lebendig bleiben, wenn sie als moralische Kraft 
in unserem Volk leben und wenn sie Beispiel und Hilfe geben 
für ein im Gewissen verantwortetes Handeln. 

Das 20. Jahrhundert ist nicht erfüllt von Frieden und Glückse- 
ligkeit. Vernichtungskriege, Weltanschauungskriege, Über- 
völkerung und Hunger in Entwicklungsländern, Ressourcen- 
mangel und internationaler Verteilungskampf kennzeichnen 
eine Zeit großer existenzieller Gefährdung. 

Ich komme gerade eben von einem Besuch aus einem Lande 
zurück, dem wir im letzten Kriege schwere Wunden zugefügt 
haben und das uns im letzten Kriege schwere Wunden zuge- 
fügt hat. Wir haben versucht, erneut ein kleines bißchen zur 
gegenseitigen Versöhnung beizutragen. Das ist auf beiden 
Seiten ein schweres Unterfangen, zu dem wir noch auf Jahre 
hinaus viel Kraft und viel Mithilfe von allen gebrauchen 
werden. 

Die existenzielle Gefährdung, der dieses Jahrhundert ausge- 
setzt ist, verlangt Weitblick, Opferbereitschaft, Solidarität, 
Gerechtigkeit und eben auch Kraft. Kardinal Döpfner hat 
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deshalb vor wenigen Wochen - wie ich denke, mit Recht - auf 
die Notwendigkeit einer an Weltverantwortung orientierten 
Ethik hingewiesen. Und wo immer wir Verantwortung tra- 
gen im Staat oder in der Kirche oder in der Gesellschaft: wir 
müssen jedem dankbar sein, der angesichts der weltweit im- 
mer bedrückender werdenden Nöte daran mitwirkt, einen 
umfassenden moralischen Konsens, eine moralische Über- 
einstimmung herzustellen. 

Weder der Christ noch die christliche Kirche dürfen sich 
dieser Notwendigkeit entziehen. Es ist nicht von vornherein 
die Aufgabe des Staates, die Ethik zu entwickeln, die nötig ist. 
Der.Staat bedarf der Ethik, der Moral seiner Bürger als Vor- 
aussetzung für sein eigenes Handeln. Allerdings gehören 
dann zum Handeln der Sachverstand und die Instrumente 
dazu, über die der Staat ausreichend gebietet. 

Aber hier liegt auch eine Gefahr für die Kirche. Weil sie 
nachdenken muß und will über die Not, und wie ihr abzuhel- 
fen sei, gerät sie leicht in das Feld politischen und staatlichen 
Handelns.’ Und so wie ansonsten Menschen verleitet sein 
mögen zu Patentantworten, so gilt diese Gefahr auch für allzu 
schnelle Antworten, die aus dem kirchlichen Bereich kom- 
men mögen. Zum Beispiel der zerstörerische weltweite Ver- 
 teilungskonflikt, in den industriell-reiche und arme unter- 
entwickelte Völker geraten sind. Ihn zu entwirren, zu 
schlichten, für Ausgleich und Gerechtigkeit zu sorgen - das 
ist ein weites Arbeitsfeld, das Bewährungsfeld einer großen 
geistigen Aufgabe, vor der man sich nicht abwenden darf, ehe 
man antwortet oder eingreift oder gegensteuert. 2 
Ich denke, Amtskirche und Theologie müssen sich bei ihren 
Antworten auf politische Fragen jeweils im Einzelfalle prü- 
fen, wie weit ihr Amt und wie weit ihre Legitimation und ihre 
Urteilskraft reichen. Ich sage ganz offen - einigen mag das 
vielleicht zu konservativ klingen -, daß manche politische 
Theologie mir ein Greuel ist, ob sie sich nun auf weltweite 
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oder auf innenpolitische Ziele richtet. 

Politik ist in ihrem Wesen auch immer eine Verbindung 
zwischen Zielen oder Zwecken und Mitteln ; die gute Absicht 
_ allein reicht für politisches Handeln nicht aus. Je komplizier- 
ter im Einzelfalle eines politischen Problems das Netz von 
Anstößen und Wirkungen ist, von Nebenwirkungen, Gegen- 
anstrengungen, Gegenwirkungen, desto weniger eindeutig 
ergibt sich erkennbar ein von Gott gewollter Anstoß, desto 
weniger ist der Theologe gefragt. Wer glaubt, eine politische 
Entscheidung oder eine von ihm persönlich herbeigeführte 
politische Entscheidung gründe sich auf Gottes Wort, der 
möge sich prüfen. Er möge sich übrigens auch deshalb prüfen, 
weil politisierende Theologie dazu führen kann, die Kirchen 
von den Menschen zu entfernen. Politische Predigt und poli- 
tischer Hirtenbrief können in Einzelfällen legitim und sogar 
notwendig sein; sie können auch die Kirche leer predigen. 
Und sie können auch illegitim und anmaßend sein. 
Christliche Theologie zur Rechtfertigung von Revolution 
und Klassenkampf ist mir genauso grauenhaft wiechristliche 
Theologie des Krieges oder die Segnung von Waffen für den 
militärischen Kampf. Ich denke, die Kirche muß sich zu jeder 
Zeit auch prüfen, ob sie nicht gewollt oder unbewußt eine 
Theologie der politischen Gesinnung zuläßt - obwohl sie es 
nicht sollte, wie ich denke. Wenn zum Beispiel die protestan- 
tischen Kirchen in Preußen und in Deutschland vor 1914 zu 
solcher Selbstprüfung fähig oder doch willens gewesen wä- 
. ren, ob sie nicht politische Ideologie in der Predigt oder im 
Gewand ihrer Theologie verbreiten, vielleicht wären uns 
dann einige der schlimmsten Übertreibungen des Wilhelmi- 
nismus erspart geblieben - und das gleiche gilt dann für die 
sogenannten Deutschen Christen und einige andere später 
auch. Natürlich muß die Kirche sich auch prüfen, ob sie nicht 
z. B. stillschweigend, z. B. durch Schweigen dort, wo Men- 
_ schen nach Antworten verlangen, ob sie passivisch gleichsam 
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politische Gesinnung vertritt oder fördert. Daß sie dies 
letztere nun seit 1945, trotz vielfältigen Umdenkens, doch 
getan und daß die Kirche dies auch zu verantworten hat, 
das bezweifle ich nicht. Um so mehr denke ich, daß Grund 
zur Selbstprüfung besteht und Grund zur Prüfung der 
Frage, ob eigentlich zugelassen werden darf, daß bewußt 
und absichtlich politische Ideologien im Gewande der Theo- 
logie oder im Mantel des geistlichen Amtes in der Kirche 
Verbreitung finden. 

Wir einzelnen, wir Laien, die wir die Volkskirche brauchen, 
von der eben geredet worden ist, die wir die Seelsorge not- 
wendig haben, wir bitten darum, von kontroversen Theologi- 
en und politischer Verkündigung nicht verstört zu werden. 
Ebensosehr wollen wir aber, daß Parteien und Staat davon 
Abstand halten, in die Kirchen hinein zu regieren oder deren 
Aufgaben in unserer Gesellschaft von außen zu beeinflussen 
oder gar zu normieren. Wir haben allerdings - viele von uns, 
so denke ich jedenfalls - ein schlechtes Gewissen, daß wir 
selbst nicht genug Kraft aufwenden, unserer Kirche in ihrer 
Aufgabe zu helfen. Um so weniger wollen wir zulassen, daß 
sie von anderen in ihrer Aufgabe gestört wird. 


Das Verhältnis der Kirchen zum Staat 


Tatsächlich - so wird man aus geschichtlichem Rückblick 
sagen dürfen - hält sich unser heutiger Staat von jeder Behin- 
derung der Kirche fern. Wenn man das Verhältnis der beiden 
zueinander durch die deutsche Geschichte zurückverfolgt, so 
haben wir ja auf deutschem Boden alle möglichen Konstella- 
tionen erlebt. Einmal eine Überwältigung der Kirche durch 
den Staat - und umgekehrt - eine Unterwerfung der Kirche; 
sodann haben wir eine enge Gemeinschaft, eine Symbiose in 
vielen Funktionen zwischen Kirche und Staat erlebt - aber 
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ebenso haben wir von Canossa bis zum Kirchenkampf Bis- 
marcks und bis zu Hitler auch Krieg bis aufs Blut und bis zum 
Tod im Konzentrationslager miterlebt. Wir haben Staatskir- 
che erlebt, und wir haben die Verklammerung von Thron und 
Altar erlebt. Und wir haben die Lehre von den beiden Reichen 
gehört; aber auch den, auf den Römer-Brief gestützten, frei- 
willig dargebrachten Gehorsam von Christen gegenüber ei- 
ner zweifelhaften staatlichen Obrigkeit, die von Gott verord- 
net sei. Und schließlich haben wir die Entfaltung des katholi- 
schen Naturrechts erlebt wie auch die ausdrückliche Feststel- 
lung der Barmer Bekenntnissynode 1934, wonach die Regie- 
renden nicht allein, sondern ebenso die Regierten verant- 
wortlich seien. 

Dieser auf deutschem Boden eintausend Jahre andauernde 
Streit zwischen Staat und Kirche ist vor 25 Jahren in unserem 
‚Grundgesetz in einer, wie ich denke, einstweilen optimalen 
und in der bisher besten Weise beigelegt worden. 

Ich weise auf den Katalog der Grundrechte im Grundgesetz 
hin, insbesondere auf Artikel 2 GG mit dem Recht auf freie 
Entfaltung der Person; Artikel 3 GG - Gleichheit vor dem 
Gesetz, unabhängig vom persönlichen religiösen Bekenntnis; 
Artikel 4 GG - der Freiheit des Glaubens und des Bekenntnis- 
‘ses; Artikel 5 GG - Meinungsfreiheit und Artikel 7 GG mit 
der Regelung des Religionsunterrichts als Lehrfach an öffent- 
lichen Schulen. Dazu kommen die durch Artikel 140 GG aus 
der Weimarer Reichsverfassung übernommenen Regelungen 
für den Status der Religionsgesellschaften und Kirchen als 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Artikel 136, 137, 
138, 139 und 141 WRV. All dies zusammen hat eine sehr 
weitgehende gegenseitige Unabhängigkeit von Staat einer- 
seits und Kirche und Religionsausübung andererseits ge- 
schaffen, ohne jedoch die gegenseitigen Bindungen vollstän- 
dig zu beseitigen und ohne die beiden Bereiche quasi aseptisch 
voneinander zu trennen. Verträge und Konkordate haben das 
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geschaffene partnerschaftliche Verhältnis überdies noch stär- 
ker betont. 

Unser moderner Verfassungsstaat garantiert die Toleranz. Er 
muß und er will dies, weil Glaube, Bekenntnis und Religions- 
ausübung nach unserem Urteil der Abstimmbarkeit entzogen 
sind. Man kann in einer Gesellschaft und in einem Staat, in 
dem Menschen vieler verschiedener Bekenntnisse leben, le- 
ben müssen und auch leben wollen, über derlei Dinge nicht 
abstimmen. Im Geltungsbereich unseres Grundgesetzes kann 
der Staat weder anordnen noch abstimmen lassen darüber, 
was der einzelne zu glauben und wie er seinem Glauben 
gemäß zu handeln hat. 

Das Gewissen der Person entzieht sich der Fremdbestim- 
mung. Das Gewissen darf auch nicht durch Zwang unterwor- 
fen oder vergewaltigt werden. Deshalb sagt das Grundgesetz 
ganz klar, worüber man eben nicht durch Mehrheitsentschei- 
dung oder Abstimmung befinden darf. Nur im Bereich des- 
sen, was der Abstimmung anheim gegeben ist, darf die Mehr- 
heit Unterordnung der Minderheit verlangen; z. B. bei Ent- 
scheidungen über den Bau einer U-Bahn oder einer Stadtau- 
tobahn, über die Zugehörigkeit zur NATO oder über die 
Ostpolitik. Alle solche Fragen können und müssen durch 
Abstimmung zur Entscheidung gebracht werden. 

Aber die Gewissensgründe eines Kriegsdienstverweigerers 
liegen.ebenso im Bereich dessen, über das man nicht abstim- 
men darf, wie die Gewissensgründe einer Krankenschwester, 
die bei einer Schwangerschaftsunterbrechung nicht mitwir- 
ken will. Beide dürfen nicht von der Mehrheit genötigt undin 
ihrem Gewissen verletzt werden. 

Der freiheitliche Verfassungsstaat will den Menschen nicht 
total umgreifen. Er will vielmehr die Vielfalt - oder wie man 
heute sagt, den Pluralismus - der Glaubens- und Weltan- 
schauungsüberzeugung zulassen. Er muß dies ja auch wol- 
len; denn nur dadurch kann er ein gemeinsames Dach, ein 
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gemeinsames Haus für alle Bürger bieten. 

_ Der Staat übt deshalb weltanschauliche und religiöse Neutra- 
lität. Aber - und das zeigt das Grundgesetz in Artikel 140 mit 
dem Rückgriff auf die Weimarer Reichsverfassung - der Staat 
übt keineswegs Gleichgültigkeit. Er übt auch Toleranz nicht 
aus gleichgültiger Vernachlässigung von Dingen, die ihm 
unwichtig wären. Sondern ihm ist Anerkennung auferlegt 
durch das Grundgesetz gegenüber Dingen, die ihm als Rechte 
und als Werte vorgegeben sind, die vor ihm da waren, die er 
deshalb nicht selber ; setzen und auch nicht selber verändern 
darf. 

Mit anderen Worten: Der Staat darf nicht und der Staat will 
nicht über die Transzendenz der Person verfügen. Er aner- 
kennt vielmehr diese Transzendenz, die der Christ als Ange- 
wiesensein auf Gott versteht. Von dieser Notwendigkeit lei- 
tet sich die Unabhängigkeit der Kirchen von unserem moder- 
nen Verfassungsstaat ab. 

Nun dienen freilich sowohl der Staat als auch die über ihre 
Angelegenheiten selbst bestimmenden Kirchen den gleichen 
Menschen innerhalb der gleichen Gesellschaft. Und es ist 
deshalb nur vernünftig und nur natürlich, wenn sie beide 
miteinander kooperieren. 

Natürlich ist es vernünftig, diese Zusammenarbeit nicht dem 
Zufall zu überlassen. Man muß deshalb Absprachen und 
Regeln miteinander darüber treffen, wie denn die Tätigkeit 
beider zum Wohle des Ganzen eingerichtet werden kann. 
Und dies gilt insbesondere für Bereiche wie Unterricht, Tau- 
fe, Eheschließung, Bereiche, in denen die Abgrenzung der 
Zuständigkeiten zwischen beiden — Staat und Kirche - ein- 
deutig sein muß. 

Die Notwendigkeit zur Zusammenarbeit gilt dann auch für 
den ganzen karitativen Bereich im weitesten Sinne dieses 
Wortes -— von den Krankenhäusern, den Alten- und Pflege- 
heimen bis zur sozialen Hilfe in ihren vielfältigen Formen -, 
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ein Bereich, in dem die Eigenständigkeit der Kirchen durch 
den Staat geachtet und in dem ihr Dienst am öffentlichen 
Wohl anerkannt wird. Allerdings gilt für diesen Bereich auch, 
daß in der modernen Massengesellschaft und in dem seine 
Vorsorgepflicht sorgfältig regelnden und planenden Sozial- 
staat die Kirchen allein auch nicht entfernt alle Nöte erfolg- 
reich genug bekämpfen können. Aus diesem Tatbestand er- 
wächst die Feststellung, daß die Kirchen hier keinen Vorrang 
beanspruchen sollen, etwa bei der Verwendung staatlicher 
Finanzmittel. 

Im übrigen aber wird der Staat, der eine pluralistische, eine 
vielfältige Gesellschaft zu überwölben und zu organisieren 
hat, dankbar dafür sein müssen, daß bei aller Divergenz doch 
ein Jahrtausend gemeinsamer kultureller Entwicklung eine 
sehr weitgehende Übereinstimmung sittlicher Werte ge- 
schaffen hat. Anders wäre diese sogenannte pluralistische 
Gesellschaft auch nur sehr schwierig aufrechtzuerhalten. Wo 
keine Ehrfurcht ist vor den letzten Werten, ist die vom Staat 
gewollte Toleranz kaum am Leben zu erhalten. Insofern wird 
also der Bürger, wenn auch vielleicht meist unausgesprochen, 
Dankbarkeit dafür empfinden, daß Kirchen und Religionsge- 
meinschaften zur Beeinflussung, zur Erziehung des einzel- 
nen in Richtung auf Ehrfurcht vor den letzten Werten bei- 
tragen. | | 

An dieser Stelle ist von einem ernsten Problem zu reden, das 
konkret immer dann wieder auftauchen muß, wenn die Kir- 
chen von ihrem Recht zum sittlichen Urteil gegenüber dem 
Staat und seinen Instanzen, der Gesetzgebung, der Recht- 
 sprechung, der Regierung, der Verwaltung, Gebrauch ma- 
chen. Daß die Kirchen dieses Recht besitzen wie jedermann 
sonst auch, folgt aus dem Grundgesetz ganz eindeutig. Aber 
ich denke, die Häufigkeit oder die Sparsamkeit, mit der die 
Kirchen von diesem Recht der Kritik gegenüber dem Staat 
Gebrauch machen, auch die Form und der Inhalt der Inan- 
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spruchnahme dieses Rechts, kann für das tatsächliche Klima 
des Nebeneinander-Seins, der Koexistenz beider Teile - Staat 
und Kirche - von ausschlaggebender Bedeutung werden. 
Inhalt und Form solcher kritischen Begleitung staatlichen 
Handelns können dort sehr entschieden ausfallen, wo etwa 
der Verdacht oder der Eindruck der Verletzung des staatli- 
chen Grundgesetzes und insbesondere der Grundrechte be- 
steht. Solche Kritik wird aber sehr viel behutsamer dort sein 
müssen, wo Verfassungswidrigkeit nicht behauptet werden 
kann, wohl aber allgemeine sittliche oder theologische Urteile 
bereits getroffenen oder noch beabsichtigten Zweckmäßig- 
keitsregelungen staatlicher Instanzen entgegengestellt 
werden. | | | 

Ich will dazu ein Beispiel geben. Die Bekämpfung der staatli- 
chen Freigabe empfängnisverhütender Mittel — eine Sache, 
die vor nicht allzu ferner Vergangenheit viel Streit auslöste -, 
stellt meiner Meinung nach eine geringere Kategorie dar, als 
etwa die Feststellung und der Vorwurf, ein Staat, der unter 
bestimmten Voraussetzungen und innerhalb bestimmter 
Grenzen die Schwangerschaftsunterbrechung straffrei läßt, 
verletze damit ein Grundrecht seiner eigenen Verfassung. 
Wer für den Staat handelt, wird eine solche Kritik seitens der 
Kirche im Gewissen prüfen müssen. Schließlich aber werden 
beide Seiten - Kirche wie Staat - das Verfassungsgericht als 
die oberste Instanz, die hienieden möglich ist, akzeptieren 
müssen. | 

Kritik staatlicher Instanzen an kirchlichem Handeln oder 
Nichthandeln ist in aller Regel sehr viel seltener als umge- 
kehrt. Die Kirche kritisiert den Staat viel häufiger als der 
Staat die Kirche. Der Staat ist da zurückhaltender - ich rede 
hier noch nicht von den politischen Parteien. Diese Zurück- 
haltung des modernen Verfassungsstaates gegenüber den 
Kirchen wird von den Kirchen nicht überall anerkannt; wobei 
ich natürlich vornehmlich von der Amtskirche rede. Man 
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muß sich stets darüber klar sein, daß viele der bestehenden 
Abstimmungen und Vereinbarungen, Absprachen und Ver- 
träge zwischen staatlichen und kirchlichen Instanzen zwar 
vom Grundgesetz her erlaubt, jedoch nicht zwingend vorge- 
schrieben oder angeordnet sind. Sie sind deshalb auch abän- 
derbar und in Inhalt und Form, die ja doch notwendigerweise 
Kompromisse darstellen, auf die Dauer deshalb auch vom 
Klima abhängig, das zwischen beiden Teilen besteht. 

Die Bundesregierung, für die ich hier spreche, hat nicht die 
Absicht, die bestehenden Regelungen zu ändern. Sie will das 
im allgemeinen ja doch gute Klima zwischen beiden Seiten 
bewahren und wenn möglich verbessern. 

Ich habe dazu in meiner Regierungserklärung am 17. Mai 
1974 wörtlich zwei Sätze wiederholt, die schon die vorange- 
gangene Bundesregierung am 18. Januar 1973 gesagt hatte, 
nämlich: Ä 

»Wir betrachten die Kirchen nicht als eine Gruppe unter den 
vielen der pluralistischen Gesellschaft und wollen ihren Re- 
präsentanten deshalb auch nicht als Vertreter bloßer Grup- 
peninteressen begegnen. Wir meinen im Gegenteil, daß die 
Kirchen in ihrer notwendigen geistigen Wirkung um so stär- 
ker sind, je unabhängiger sie sich von überkommenen sozia- 
len oder parteilichen Bindungen machen. Im Zeichen deutli- 
cher Freiheit wünschen wir die Partnerschaft.« 

So von zwei aufeinanderfolgenden Bundesregierungen ge- 
sagt. Das ist und bleibt jedenfalls die Auffassung dieser Bun- 
desregierung. Man sollte daran nicht zweifeln. 

Alles zusammen - das Grundgesetz mit den Grundrechten, 
die Abkommen oder Verträge zwischen Staat und Kirchen 
und die Staatspraxis und schließlich die eben von mir zitierte 
Zielsetzung der Bundesregierung - rechtfertigt, wie ich den- 
ke, die am Anfang aufgestellte These, das Verhältnis .zwi- 
schen Staat und Kirche sei in der deutschen Geschichte noch 
niemals so freiheitlich geregelt gewesen wie in unserer Zeit. 
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Ob allerdings der Begriff der Partnerschaft, der hier vorkam, 
schon aller Weisheit letzter Schluß ist, das mag man bezwei- 
feln. Denn offensichtlich stehen die Bereiche des Glaubens 
und des staatlichen Handelns nicht auf derselben Ebene, sie 
stehen nicht im Verhältnis der Vergleichbarkeit zueinander. 
Und es wäre zu wünschen, daß Staatsrechtler, Kirchenrecht- 
ler und Theologen sich um eine bessere Begriffsbildung und 
Terminologie bemühen. | 
Dabei steht fest, daß der Kern der Stellung als öffentlich- 
rechtlicher Körperschaft, die das Grundgesetz den Kirchen 
gewährt hat, in der ausdrücklichen Anerkennung der öffent- 
lichen Bedeutung eigenständigen kirchlichen Wirkens liegt; 
zum anderen liegt er in gewissen Rechten und Vorrechten, 
worauf ich noch zurückkomme. | 

Der Status der Kirchen als öffentlich-rechtliche Körperschaft 
ist kein Verstoß gegen den Grundsatz der Toleranz, denn der 
gleiche Status muß nach unserem Grundgesetz [Artikel 140 
GG und 137 (5) WRV] auch anderen Religionsgemeinschaf- 
ten zuerkannt werden, wenn sie dies beantragen und wenn sie 
durch ihre innere Verfassung und durch die Zahl ihrer Mit- 
glieder Gewähr bieten für ihre Dauerhaftigkeit. Das heißt, 
das Gleichheitsprinzip für alle Bekenntnisse ist gewahrt. 
Aber nun zu den angesprochenen Vorrechten. Ich spreche 
von dem staatlichen Einzug der Kirchensteuer. Wenn es in- 
.nerkirchliche Gründe gibt, eine Revision anzustreben und 
wenn die Kirchen sich zu einer Revision des bisherigen Ver- 
fahrens entschließen sollten, so fällt dies in ihre eigene Zu- 
ständigkeit. Zweifellos würde der Staat sich dann nach einer 
solchen kirchlichen Entscheidung richten. Aber auch vom 
staatlichen — und nicht nur vom kirchlichen! - Interesse aus 
gibt es gewichtige Gegengründe gegen eine solche Revision. 
Z. B. würde ein kircheneigenes, noch dazu das Belieben der 
einzelnen Person ins Zentrum stellendes, neues Beitragssy- 
stem vorhersehbarerweise die Kirchen in ihrem karitativen 
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Bereich empfindlich einengen. Darüber hinaus läge in einem 
kircheneigenen - die Entscheidung des einzelnen Mitgliedes 
ins Zentrum stellenden - System, wie wir es im Auslandan 
manchen Stellen schon beobachten können, die Gefahr, daß 
die jeweilige kirchliche Gemeinde durch ihre mächtigsten, 
potentesten Geldgeber dominiert werden könnte. Es kann 
dem öffentlichen Interesse sehr widersprechen, wenn solch 
eine Entwicklung eintritt. Nach meinem Urteil wären deshalb 
die kirchlichen Instanzen gut beraten, wenn sie, so wie die 
Bundesregierung, auch von sich aus am bestehenden System 
der Kirchensteuer nicht rühren würden. 

Im übrigen wissen wir, daß der Staat die kirchliche Sozialar- 
beit innerhalb der eigenen Gesellschaft wie auch kirchliche 
Entwicklungshilfe gegenüber den Entwicklungsländern kei- 
neswegs aus eigener Kraft voll ersetzen könnte. Er sollte 
vielmehr diese Leistung anerkennen, und er darf sie nicht 
beeinträchtigen. 

Der weltanschaulichen und kelhgiaseh Neutralität des Staates, 
von der ich sprach, entspricht nun auf der anderen Seite die 
tatsächliche Füllung der durch den Staat freigelassenen Räu- 
me durch alle in der Gesellschaft wirkenden Kräfte. Viele 
dieser Kräfte sind eigenständig oder autonom. Jedenfalls gilt 
das für die Kirchen und für die anderen Religions- und Welt- 
anschauungsgemeinschaften. Aber es ist im Rahmen dieses 
Vortrages dann auch die Frage zu stellen, ob und wieweit die 
eigenständigen Kirchen von seiten des Staates rechtzeitig 
Einblick und Beteiligung bei staatlichen Planungen auf sol- 
chen Gebieten erhalten, auf denen beide nebeneinander tätig 
sind. Die Gesetzgebungshoheit des Staates erleidet keine Ein- 
bußse, wenn freie Träger von Anfang an zu solchen Planungen 
hinzugezogen werden ; Informationsbereitschaft und Fairneß 
ist auf beiden Seiten notwendig. 

In dem wachsenden Etatismus unserer Massengesellschaften, 
wo zunehmend verlangt wird, daß der Staat regeln und finan- 
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zieren soll, liegt eine Gefahr. Es können hier auch Probleme 
entstehen, die erneuter Abstimmung und erneuter Vereinba- 
rung zwischen Staat und Kirche bedürfen. Und ich denke, 
das auf grundsätzlicher Trennung von Staat und Kirche be- 
ruhende Nebeneinander wird im Detail gewiß auch in Zu- 
kunft bisweilen neu angepaßt und neu ausbalanciert werden 
müssen. 

Neben der schon ausdrücklich ausgesprochenen Anerken- 
nung der Sozialarbeit, der karitativen Arbeit der Kirchen, 
ihrer Sorge um Krankheit und Alter will ich auch hervorhe- 

ben, daß aus den Kirchen und noch mehr aus dem kirchlichen 
Gesamtraum immer wieder fruchtbare Anstößse für die Ent- 

faltung beispielsweise unseres Verständnisses für die Sorgen 

anderer Völker oder unseres guten nachbarlichen Verhältnis- 

ses zu unseren Anrainerstaaten kommen. Das Verdienst der 

Kirchen um die moralische Fundierung und auch um die 

tatsächlich doch enorme Ausweitung auch der staatlichen 

Entwicklungshilfe ist groß. Und ich füge hinzu, daß einezum 
Teil recht irreführende öffentliche Diskussion der letzten 

Monate nicht den Blick auf die Tatsachen unserer staatlichen 
Entwicklungshilfe verstellen darf. Tatsächlich verdoppeln wir 

die Entwicklungshilfe im Zeitraum von 1973 bis 1978, und 

wir liegen damit vergleichsweise weit vor den Vereinigten 

Staaten von Amerika und weit vor der Sowjetunion. Das soll 

_ auch so bleiben. | 

Wenn ich mit diesen wenigen Bemerkungen insgesamt die 

Kirchen in ihrem Willen zur Eigenständigkeit ermutigt ha- 

ben sollte, so wäre ich damit zufrieden. | 

Auf der anderen Seite sollten die Amtskirchen sich auch 

dessen bewußt bleiben, daß sie selbst ein bedeutendes Macht- 

gebilde innerhalb von Staat und Gesellschaft darstellen, eini- 

ge Kirchen mehr, andere weniger. Der Einsatz dieses Gewich- 

tes gegenüber staatlichen Instanzen bedarf - was die Frage der 

Legitimation betrifft - in jedem Einzelfall der sorgfältigen 
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vorherigen Erwägung und Klärung. Manchen Fall von drän- 
gendem Lobbyismus kirchennaher Verbände hätten wir lie- 
ber vermieden gesehen. 


Die Kirchen und die politischen Parteien 


Diese letzte Bemerkung leitet über zu der Frage des Verhält- 
nisses zwischen Kirchen und Parteien. Ich möchte zu dieser 
Frage nicht als Bundeskanzler, sondern von einem sehr per- 
. sönlichen Standort aus sprechen. Das Grundgesetz hat nicht 
nur den Kirchen ihren freien Raum und ihre Selbstbestim- 
mung garantiert. Es hat unter anderem auch den politischen 
Parteien ausdrücklich bescheinigt, daß sie mitwirken an der 
politischen Willensbildung des Volkes. Und so wirken also 
Kirchen und politische Parteien zusammen mit anderen Kräf- 
ten im freien Raum unserer Gesellschaft. Ihre beiderseitigen 
Berührungspunkte und ihre Möglichkeiten für Übereinstim- 
mung oder Konflikt sind mannigfaltig, mannigfaltiger als es 
bei ihrem Verhältnis gegenüber dem Staat der Fall ist. 

Wenn es nun eine Beziehung zwischen so verschiedenartigen 
Kräften und Anstößen gibt, wie dem Glauben und der politi- 
schen Überzeugung, aus der heraus Politik gestaltet werden 
kann, dann ist der Ort, wo sich diese beiden Dinge treffen, der 
einzelne Mensch, der sich entscheiden muß. Die personale 
Einheit dieses einzelnen Menschen kann man nicht aufspal- 
ten in die eine Hälfte, die der Forderung sich zuwendet, die 
ihm um seiner Seele willen von der Kirche verkündet wird, 
und in die andere Hälfte, dieder Forderung zu genügen sucht, 
die die politische Gemeinschaft als politische Entscheidung 
der Person abverlangt, sei es die Person als Bürger, als An- 
hänger einer Partei, als Wähler oder Mitglied einer politi- 
schen Partei oder als was auch immer. Es ist der einzelne 
Mensch, in dem sich die Strahlen des Glaubens und die 
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Forderung aus dem gesellschaftlichen Bereich, aus dem poli- 
tischen Raum, überschneiden. 

Der einzelne und jeder einzelne für sich allein, nur ein einzel- 
ner Mensch, hat ein Gewissen. Es gibt kein kollektives Gewis- 
sen. Der einzelne ist vor die Frage gestellt, ob er eine be- 
stimmte politische Meinung, eine bestimmte politische Ziel- 
setzung in seiner Stadt oder in seinem Staat mit seinem 
Gewissen - und d. h. für viele: mit seinem Glauben - verein- 
baren kann, oder ob er gar aus seinem Gewissen heraus zu 
einer bestimmten Entscheidung oder zu einer bestimmten 
Parteinahme verpflichtet ist. 

So ist es also dem einzelnen Menschen gegeben, sich seine 
politische Meinung zu bilden und sie selbst zu verantworten. 
Wenn es richtig wäre, wie manche von uns glauben machen, 
daß dem Christentum nur eine einzige politische Meinung 
entspräche, dann hinge allerdings die Möglichkeit, Christ zu 
sein, davon ab, daß man sich in der Politik nicht irrt. Anderer- 
seits würde man dann aber durch eine politische Meinung, die 
man sich bildet, notwendig und unvermeidlich zugleich ent- 
weder für oder gegen Christus Partei nehmen, und letzt- 
lich wäre damit die politische Zusammenarbeit mit Nicht- 
christen ausgeschlossen. Man würde die Möglichkeit vernei- 
nen, überhaupt mit Nichtchristen politische Gemeinschaft 
zu bilden. 

Ich halte daran fest und betone erneut - und dies sage ich 
nicht als Bundeskanzler -, daß es christliche Politik als die 
Politik von Parteien oder Regierungen oder als Politik eines 
ganzen Staates, eines freiheitlich-demokratisch verfaßten 
Staates, schlechterdings nicht geben kann ; wohl aber einzel- 
ne konkrete politische Entscheidungen, die der einzelne aus 
seinem christlichen Gewissen fällt. 

Da aber Gewissensinhalte und Gewissensmeinungen nicht 
abstrakt formulierbar und auch nicht kollektivierbar sind, 
sollte es auch keine christlichen Parteien in der Politik geben, 
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sondern nur Christen in den Parteien: konservative Christen, 
liberale Christen, demokratische Christen, soziale Christen; 
Christen, die für Planwirtschaft, Christen, die für Marktwirt- 
schaft eintreten. Christen, die für Westorientierung, Chri- 
sten, die für Ostorientierung unserer Außenpolitik sind. 
Weder die eine noch die andere Konzeption ist an sich christ- 
lich. | | 

Aber vor seinem Gewissen muß der Christ verantworten, was 
sich aus der Entscheidung, die er trifft, ergibt; die Folgen, die 
sich aus seiner Entscheidung ergeben, die muß er verantwor- 
ten. Ich fühle mich immer wieder von Max Weber bestätigt, 
der vor über 50 Jahren die Unterscheidung - wie er es nennt - 
zwischen der »Gesinnungsethik« und »Verantwortungs- 
ethik« getroffen hat. Er sagt, wenn ein Christ als Gesinnungs- 
ethiker handelt, dann handelt er nach den Geboten Gottes 
und stellt den Erfolg Gott anheim und damit auch, ob die 
Gesamtfolgen mehr gute oder mehr böse Konsequenzen zei- 
tigen. Die Hauptsache ist für ihn, sich im Augenblick seiner 
Entscheidung nach dem gerichtet zu haben, was er für das 
ihm unmittelbar gegebene Gebot Gottes hielt. 

“ Ich meine jedoch, daß in einer Demokratie, in der jeder von 
uns das, was geschieht, und das, was nicht geschieht, mitver- 
antworten muß, ein bewußt handelnder politischer Mensch 
nicht gut anders kann, als den von Max Weber so genannten 
verantwortungsethischen Aspekt zu erkennen, also das Ge- 
genbild zur Gesinnungsethik in den Vordergrund zu stellen. 
Das heißt, er muß die Wirkungen und die Nebenwirkungen 
und die ungewollten Nebenwirkungen und die Gegenwir- 
kungen, er muß das ganze Geflecht der Folgen, die er auslöst, 
bei seiner Entscheidung abschätzen, und er muß die Gesamt- 
heit aller Folgen vor seinem Gewissen verantworten. 

Diese sogenannte verantwortungsethische Maxime macht 
gleichzeitig deutlich, daß Christsein eben nicht einen allge- 
meinen politischen Leitfaden für alle konkreten Fälle des 
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politischen Lebens bedeutet. Ich glaube nicht, daß man aus 
abstrakten ethischen Grundsätzen für eine konkrete Situa- 
tion erschöpfende oder auch nur halbwegs ausreichende poli- 
tische Maximen herausholen kann. In jeder konkreten Ent- 
scheidungs-Situation ist jeder von uns ein einzelner. 
Deshalb, so denke ich, muß ein Theologe, ein Bischof oder ein 
Pastor, der in die allgemeine Politik eingreifen will, seine 
Amtsautorität dabei ausdrücklich sichtbar und hörbar beisei- 
te stellen. Er sollte genauso wenig im Talar eine politische 
Demonstration veranstalten, wie als Bischof von der Kanzel 
"herab in.die Politik seines Landes eingreifen. 

Das alles soll und kann nicht heißen, daß etwa die Kirche zu 
schweigen habe gegenüber allen Vorgängen im staatlichen 
oder im politischen Raum. Im Gegenteil. Aber sie muß sehr 
sorgfältig prüfen, wie weit im Einzelfall ihre Rechtfertigung 
reicht, wie weit nicht nur ihre rechtliche, sondern auch ihre 
christliche Legitimation reicht und wie weit sie die Grenzen 
einhalten muß, wenn sie ihre wesentliche Aufgabe, Volkskir- 
che zu sein, nicht gefährden will. 

Sie kann durchaus in konkreten politischen alone sehr 
laut und sehr hörbar an politische Führer, an Regierungen 
oder an die Opposition oder an wen auch immer, der politi- 
sche Gewalt ausübt, die Frage richten, wie es in dieser Ange- 
legenheit mit seinem Willen zum Frieden bestellt sei, oder 
wie es in jener Sache mit seinem Willen zur Versöhnung 
bestellt sei, oder wie es in einer dritten Angelegenheit mit 
seinem Willen zur Gerechtigkeit bestellt sei, oder mit seinem 
Willen zur Wahrhaftigkeit in einer vierten Sache, oder wie es 
in einem noch anderen Fall mit seinem Respekt vor der 
einzelnen Person bestellt sei, die doch ihrer Würde wegen in 
ihrem Gewissen nicht vergewaltigt werden darf. 

Solche Fragen kann man und muß man in bestimmten politi- 
schen Situationen sowohl den Politikern als auch den Wäh- 
lern sehr konkret stellen. Aber man soll dabei nicht verges- 
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sen, daß auch die Kirche, die Volkskirche wie die Amtskirche, 
den Willen Gottes in bezug auf den Gang der Geschichte, und 
d. h. in bezug auf die Politik, niemals im voraus wissen kann. 
Eine Kirche, die zu sehr ins Politisieren geriete, könnte ihre 
eigene Autorität gefährden, den Bestand und die Weitergabe 
des Glaubens an die nachfolgende Generation; sie könnte bei 
manchen Gegnerschaft oder jedenfalls doch Gleichgültigkeit 
herausfordern oder auslösen. 
Ich habe neulich hier in Hamburg in einer Rede, die von 
manchen absichtsvoll mißverstanden wurde, einige meiner 
jungen Parteifreunde bildhaft davor gewarnt, die »Kirche 
leerzupredigen«. Aber es gibt auch die Gefahr, daß sich die 
Kirche wegen der Einseitigkeit der politischen Predigt leert. 
Damit erklärt sich doch, wenn auch nicht allein damit, die 
Entfernung manches jungen Menschen von der Kirche. 
Nun kann weder die Kirche noch etwa eine politische Partei 
diese Jugend entbehren, die kritische Fragen stellt und die 
eine Kanzelabkündigung als solche noch nicht für eine rich- 
tunggebende ausreichende Antwort hält. Das gleiche gilt 
auch für viele Erwachsene, z. B. in der Partei, der ich angehö- 
re. Wir empfinden bisweilen Hirtenbriefe als schwer ver- 
‘ständlich. | 
Die Partei, für die ich spreche, hat in einem Grundsatzpro- 
gramm von säkularer Bedeutung vor 15 Jahren gesagt, sie sei 
eine Gemeinschaft von Menschen verschiedener Glaubens- 
und Denkrichtungen, deren Übereinstimmung auf gemein- 
samen sittlichen Grundwerten beruht; die politische Zielset- 
zung des von uns vertretenen demokratischen Sozialismus 
sei in christlicher Ethik, in Humanismus und in der klassi- 
schen Philosophie verwurzelt. Sie hat dies ernst gemeint; 
sie meint es weiterhin ernst. Sie will als Partei weder letzte 
Wahrheiten behaupten, noch will sie so etwas sein wie eine 
»Ersatzkirche«. | 
Sicherlich gibt es auch in meiner Partei einige, die aus dem 
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Sozialismus eine mythologisierte Weltanschauung machen 
- wollen, aber diese Menschen befinden sich in einer relativ 
kleinen Minderheit. Ich darf daran erinnern, daß auf einem 
Bundesparteitag?? heute vor drei Jahren zur Kirchensteuer- 
frage meine Partei mit Dreiviertel-Mehrheit abgelehnt hat, 
den Kirchen einen eigenen Steuereinzug aufzuerlegen. Wir 
sind für den Abschluß von mehreren, beide Seiten befriedi- 
genden Verträgen zwischen Staat und Kirchen verantwort- 
lich. »Wir wollen nicht, daß das Angebot der Kirchen an 
Orientierung und an Lebenshilfe für den bedrängten einzel- 
nen geschwächt werde«, so hat Willy Brandt vor einigen 
Tagen öffentlich wiederholt. 

Natürlich weiß jede politische Partei, die meinige auch, daß 
sie sich kritische Fragen aus dem kirchlichen Raum gefallen 
lassen muß. Wiederum wird sie sich auch ihrerseits das Recht 
zu kritischen Fragen an die Amtskirche und an einige der von 
dorther geführten Verbände nicht nehmen lassen. Wenn - 
wie jüngst geschehen - von vielen Kanzeln in einigen Teilen 
der Bundesrepublik verkündet wurde, die jetzige Bundespoli- 
tik trete einem Rückgang der Achtung vor den Grundrechten 
»soweit überhaupt, dann nur unzureichend entgegen«, oder 
die demokratische Substanz der Regierungsparteien des Bun- 
des sei »ernsthaft gefährdet«, dann wird man kritisch zurück- 
fragen müssen, woher eigentlich die Maßstäbe genommen 
werden für derartig herabsetzende Urteile. Und ob eigentlich 
die gleichen Prediger nicht auch sehen wollen, daß es in 
diesem Lande eine politische Partei gibt, die den Namen. 
Christi sonst nirgendwo im politischen Getriebe unnützlich 
führt, die aber doch in ihrem tatsächlichen Handeln der Berg- 
predigt nähersteht als mancher sonst, der ein politisches 
Wort finanziert oder selbst ausspricht. 


22. Der Parteitag 1971 in Bonn lehnte den Antrag, die Kirchensteuer durch 
die Kirchen selbst einziehen zu lassen, mit 204 gegen 77 Stimmen ab. 
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Andererseits können Kirchen, die sich parteilich und partei- 
politisch binden, ihren Verkündigungs- und Seelsorgeauf- 
trag nur unvollkommen erfüllen. Sie erreichen den politi- 
schen Gegner nicht. Die Befreiung einer Kirche von partei- 
politischer Bindung ist Befreiung zu ihrem eigentlichen 
Auftrag. | 

Den evangelischen Kirchen muß man dankbar sein, daß sie 
solche einseitigen politischen Bindungen, die es früher bei 
ihnen gegeben hat und die ziemlich stark waren, aufgegeben 
haben. Die katholische Kirche in Deutschland muß man bit- 
ten, den Schritt auf jenen Weg hin zu vollziehen, den sie in 
‘anderen Ländern seit dem Konzil schon betreten hat. Das 
leuchtende Toleranzvorbild Johannes XXII. hat mich seiner- 
zeit mit großer Hoffnung erfüllt; jetzt fürchtet man manch- 
mal, sein Erbe könnte verschüttet werden. 

So wie der Staat, so müssen auch die politischen Parteien der 
Kirche gegenüber zum Zuhören bereit sein. Das wollen wir 
auch. Das gilt für das Ehe- und Familienrecht, für die elterli- 
che Sorge, das gilt für die Sozial- und Jugendhilfe, für die 
Sozialbindung des Eigentums, für die Entwicklungshilfe, und 
es gilt vor allem für die Orientierung auf die Transzendenz 
des Menschen hin. Aber die Kirchen müssen auch zuhören 
wollen. Kein Gespräch wird möglich, wenn nicht beide Seiten 
zuhören wollen. Und es führt nicht weit, wenn etwa eine 
Kirche nur über eine politische Partei redet, statt mit ihr zu 
reden. = | | 

Wir alle brauchen Seelsorge auf die eine oder andere Weise. 
Wir dienen alle. Wir allemüssen und wir alle wollen unserem 
Nächsten helfen. Es liegt kein vernünftiger Grund vor, dies 
nicht gemeinsam zu tun. Es gibt keine Entschuldigung, solche 
Hilfe nicht gemeinsam zu planen und zu veranstalten! 

Ich gebe ein Beispiel: Vor der Reise nach Moskau habe ich 
meine Mitarbeiter in Bonn gebeten, darüber nachzudenken, 
ob wir nicht doch etwas tun könnten, um das Elend der 
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Flüchtlinge auf Zypern mildern zu helfen, und zwar nicht nur 
im karitativen Sinne, sondern auch darüber nachzudenken, 
ob wir politisch etwas in die Wege leiten können, was ihnen 
hilft, ohne daß wir unsere eigene politische Bedeutung als 
Deutsche überschätzen wollen. Wie schnell gewöhnen wir 
uns im Wohlstand an das Unglück derer, die als Folge von 
 Machtentscheidungen oft für Jahre zu materieller und seeli- 
scher Not verurteilt sind. Nach dem ersten schönen Impetus 
pflegt die Nächstenliebe oft etwas einzuschrumpfen, vor allen 
Dingen dann, wenn der Schauplatz des menschlichen Elends 
weit von uns entfernt liegt. Zypern ist ein Notfall, in dem 
Politiker und Männer und Frauen der Kirchen gemeinsam 
versuchen sollten, etwas auszurichten gegen das schläfrig 
und träge werdende Gewissen. Es gibt viele Fälle, in denen 
man versuchen sollte, gemeinsam etwas auszurichten! 

Am Schluß möchte ich an eine Erkenntnis erinnern, die wir 
alle teilen: Freiheit ohne Bindung ist nicht möglich. Diese 
Freiheit, so möchte ich sehr persönlich schließen, habe ich in 
schwierigen Situationen des Lebens immer in jener Erkennt- 
nis empfunden, die aus der ersten Zeile des Liedes spricht, das 
jetzt folgen soll. 

(Nach dieser Rede folgte die Motette von Johann Sebastian 
Bach »Fürchte Dich nicht«) 


Die Kirchen vor der Wertfrage» 
Ich darf mich zunächst für die Einladung, an dieser Sitzung 
der Synode der EKD teilzunehmen, sehr herzlich bedanken. 


Ich stehe seit langer Zeit wieder einmal vor einem solchen 
Forum, wie es mir seiner Art nach aus meiner Hamburger 


23. Grußwort vor der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland am 7. 
November 1975 in Freiburg. | 
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Tätigkeit durchaus vertraut geblieben ist. Ich habe mich da- 
mals in der Aufgabe eines Synodalen immer wohl gefühlt 
und habe manche Gedanken und Erfahrungen aus jenen Be- 
gegnungen in andere Aufgabenbereiche mitgenommen. 

Der Redner, der unmittelbar yor mir sprach, hat von der 
Volkskirche gesprochen. Das ist immer auch mein persönli- 
ches Thema in den letzten 20 Jahren gewesen. Ich schicke das 
vorweg, weil nicht alles, was ich im Rahmen meines kurzen 
_ Grußwortes mir vorgenommen habe zu sagen, ausschließlich 
dem Amt des Bundeskanzlers zugerechnet werden darf, son- 
dern da mag dann auch Persönliches einfließen. 

Ich nehme aber Ihre Einladung an den Bundeskanzler als ein 
Zeichen für das doch inzwischen relativ unkomplizierte Ver- 
hältnis zwischen Evangelischer Kirche und Regierung. Das 
besagt nicht, daß wir in allen Fragen, ob sie nun den einzelnen 
Menschen, die Gesellschaft oder die Nation oder den Staat 
betreffen, einer Meinung sind. Gerade deshalb braucht man 
ja Meinungsaustausch und Gespräch, damit der Weg klar 
wird, den jeder für sich und den der Staat und seine Regie- 
rung zu gehen haben. 


Erwartungen des Staates an die Kirchen 


Sie haben Ihre diesjährige Synode unter das Thema »Kirche 
zwischen Auftrag und Erwartung« gestellt. Die Bestimmung 
des Auftrags der Kirche ist ein Internum der Kirche. Der Staat 
hat der Kirche in mehrfacher Hinsicht den geistigen Raum zu 
gewährleisten, innerhalb dessen sie sich entfalten will und 
soll. Mit dieser Gewährleistung eröffnet der Staat zugleich 
den Kirchen die Mitwirkung an dem geistigen Prozeß, in dem 
sich die entscheidenden Wertauffassungen frei von staatli- 
cher Bevormundung bilden. 

Nun stellen Sie in der Formulierung Ihres Themas dem Auf- 
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trag der Kirche, den der Staat nicht zu bestimmen hat, die 
Erwartung gegenüber, mit denen die Kirche sich konfrontiert 
sieht. Der Staat und die Bundesregierung gehören auch zu 
denjenigen, die den Kirchen in Erwartungshaltung gegen- 
übertreten, genauso wie Sie Erwartungen an den Staat haben. 
Dabei kann es dem Bundeskanzler nicht um die seelsorgeri- 
sche Aufgabe der Kirche gehen, wenngleich sie mir als einzel- 
nem als eine der wichtigsten Aufgaben, als die vielleicht 
zentrale Aufgabe der Kirche in unserer Zeit erscheint; Erwar- 
tungen in dieser Richtung sind aber Sache der Gläubigen. In 
diesen Bereich soll der Staat sich nicht hineinbegeben, denn 
er darf ja nicht über die Transzendenz der Person verfügen. Er 
garantiert jedoch mit dem Grundrecht der Glaubensfreiheit 
den Raum für die religiöse Aktivität der Menschen und der 
Kirchen. 

Wenn man von den Erwartungen des Staates an die Be 
spricht, dann sollte man allerdings auch nicht nur den Bereich 
der Diakonie sehen, die ein wichtiges Gebiet ist, in dem die 
Kirchen einen Beitrag zum Wohle der Bürger leisten, einen 
Beitrag, den der Staat allein zu leisten nicht imstande ist. Die 
Angehörigen der Kirche erfüllen ihre diakonische Leistung ja 
mit einem Gehalt und mit einer Verinnerlichung des Dien- 
stes, die über die Befriedigung materieller Bedürfnisse weit 
hinausreicht. 

Neben Seelsorge und Diakonie sollte man gleichermaßen 
auch die andere Funktion der Kirchen sehen, die Beteiligung 
an dem Prozeß der Bildung und der Tradierung von Wertauf- 
fassungen. Aus der Gewährleistung der Glaubensfreiheit 
durch den Staat, die sich ja primär als ein Abwehrrecht der 
Kirchen gegenüber dem Staat darstellt, fließt zugleich ein 
Recht der Kirchen auf Teilhabe am politischen Willensbil- 
dungsprozeß. 

Das Grundgesetz macht deutlich, daß Glauben und Bekennt- 
nis sich nicht in einem verfassungsrechtlich irrelevanten 
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Raum abspielen, sondern daß der Staat die Kirche anerkennt 
als Bewahrerin sittlicher Werte, die für den Staat selbst exi- 
stenznotwendig sind. Der Staat ist hier auf'die Kirchen ange- 
wiesen, zumal er sich selbst zu weltanschaulicher Neutralität 
verpflichtet hat. Er muß auf das Spektrum von Meinungen 
und Überzeugungen von Werten zurückgreifen, wie es sich 
in einer Gesellschaft entwickelt, und der Staat braucht des- 
halb die Kirchen und die gesellschaftlichen Gruppen gleich- 
sam auch als Antennen, die in die Gesellschaft hineinreichen. 

Wenn der Staat die Kirche in den Prozeß der Willensbildung 

einbezogen sieht, so setze ich selbst dabei eine Kirche voraus, 

die sich als Volkskirche versteht. Mir scheint, daß die Rolle, 
die der Kirche dabei zukommt, vielschichtig ist: 

— Die Kirche wird zunächst die in einer Gesellschaft manife- 
sten Überzeugungen zu registrieren und sich mit ihnen 
auseinanderzusetzen haben. 

— Sie wird ihrerseits Strömungen anzuregen und zu vermit- 
teln haben ; sie wird zu verhindern haben, daß die Gesell- 
schaft geistig erstarrt. 

— Sie wird stets die Wirklichkeit am System der Normen und 
der Überzeugungen messen. Und sie sollte auch immer 
prüfen, wie aktuell das Normenbewußtsein ist, damit nicht 
solche Normen in einer Gesellschaft vorgegeben bleiben, 
die sich auf eine vergangene Wirklichkeit beziehen. 

In diesem ständigen Prozeß der Prüfung, ob neue gesell- 

‚schaftliche und politische Situationen eine Fortentwicklung 

von Normen gebieten, sehe ich auch den Standort einer 

Synode. 


Die Kirche - eine moralische Kraft der Nation 


Nun ist den Gesetzgebern und den Regierenden in jüngster 
Zeit vielfach der Vorwurf gemacht worden, mit ihren Gesetz- 
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gebungsvorhaben im Bereich von Ehe und Familie oder im 
Bereich von $ 218 StGB relativierten sie Werte, ja trügen 
sogar zur Vernichtung von Werten bei. | 
Ich muß Ihnen offen sagen: Seit ich erwachsen bin, habe ich 
mich immer wieder gefragt, ob nicht gerade in diesen Berei- 
chen eine Prüfung von Normen sehr lange versäumt worden 
ist und ob nicht manches aufgeschoben worden ist, was nun 
in einer zum Teil, und dann verständlicherweise, sehr emo- 
tional geführten Debatte kulminiert. Wäre der Problemkreis 
stetiger beobachtet, betrachtet und geprüft worden, so wäre 
die Diskussion anders verlaufen. 

Der Staat - und damit meine ich jetzt die Mehrheit der an der 
Gesetzgebung Beteiligten und die ganze Bundesregierung - 
beabsichtigt nicht, mit seinen Gesetzgebungsvorhaben sittli- 
che Werte zu verändern. 

- Wer immer für den Staat handelt, der befindet sich vielfach - 
zumal nach diesem Kriege und im gegenwärtigen Zustand der 
Welt - in der Situation dessen, der sich mit veränderten 
Grundüberzeugungen in der Gesellschaft konfrontiert sieht 
und mit zum Teil daraus resultierenden Veränderungen in 
der gesellschaftlichen Wirklichkeit, auf die er zu reagieren 
und die er in manchen Fällen auch zu ordnen hat. Familie und 
Ehe z. B. sind vielfach etwas anderes geworden, als sie es vor 
200 oder 100 Jahren oder vor 1914 waren. Darauf müssen 
nicht nur der Gesetzgeber und die Regierung, sondern auch 
andere respondieren. Der Gesetzgeber jedenfalls muß diese 
andere Wirklichkeit bei der Neuformulierung von Gesetzen 
berücksichtigen. | 

Die umfangreiche Beteiligung aller gesellschaftlichen Kräfte 
bei den Gesetzgebungsvorhaben z. B. im Bereich der Ehe und 
Familie und des $ 218 zeigt, daß wir alle zusammen uns viel 
Mühe gegeben haben, den gegenwärtigen Stand des Wertbe- 
wußtseins in unserer Gesellschaft nicht nur zu ermitteln, 
sondern ihn auch zu beeinflussen — das, was uns des Bewah- 
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rens notwendig erschien, auch zu erhalten - und das, was der 
Veränderung bedürftig erschien, auch zu verändern. 

Ich kann Ihnen versichern: So sehr man nicht von »dem 
Gesetzgeber« reden darf, sondern mehr von den einzelnen 
Personen und von den Parteien und Fraktionen (und den 
Gruppen in ihnen) reden muß, und so sehr diese sich zum Teil 
auch kämpferisch gegenüberstehen, so sehr sollten Sie aner- 
kennen, daß Abgeordnete aller Himmelsrichtungen, Mini- 
ster aller Couleur, daß eigentlich alle Parteien in diesen Fra- 
gen jahrelang innerlich bewegt mit sich selbst zu Rate gegan- 
gen sind. 

Der Prozeß ist noch nicht ganz abgeschlossen. Leichtfertig- 
keit bei diesen Entscheidungen ist in der Diskussion kaum 
irgendwo anzutreffen. Die gibt es vielleicht in der öffentli- 
chen Debatte oder in Pamphleten dieser oder jener Art. Aber 
im Bereich des Staates ist nirgendwo Leichtfertigkeit oder 
Leichtfüßigkeit bei der Behandlung dieser Themen anzutref- 
fen. Vielmehr ringen viele, viele ernsthafte Menschen auf allen 
Seiten um den richtigen Weg. Ich möchte das einmal sagen - 


das könnte ich als Christdemokrat oder als Freier Demokrat 


genauso aussprechen wie ich das als Sozialdemokrat tue —, weil 
ich manchmal das Gefühl habe, daß Außenstehende sich eine 
zu vage Vorstellung von der Leichtfüßigkeit machen, mit der 
angeblich Politiker und Gesetzgeber handeln. 

Da ist in den vielen Jahren, in denen wir diese Fragen erörtert 
haben, sehr viel innere Berührtheit im Spiel gewesen; sie 
wird fortdauern, bis diese Fragen entschieden sind. Dann 
wird es 25 oder 30 Jahre dauern, und dann werden sie erneut 

_ aktuell sein. | | 
Die Bundesregierung - oder besser, die Bundesregierungen 
nacheinander - haben in.diesem Prozef3 Anregungen aus dem 
kirchlichen Raum fast immer zu schätzen gewußt. 

An dieser Stelle möchte ich insbesondere für die von mir 
geführte Bundesregierung Dank sagen für die Erklärung der 
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Synode der EKD vom 5. November zu den Polen-Verträgen 
und ebenso die Bereitschaft der EKD begrüßen, durch ihre 
Kirchengemeinden und Kirchenbehörden den aus Polen zu 
erwartenden Aussiedlern die Eingliederung in unsere Mitte, 
in das Leben in unserem Staat, in unserer Gesellschaft zu 
_ erleichtern. | 
Ihre Stellungnahme, auf deren Details ich nicht rekurrieren 
will, vielleicht auch nicht sollte, ist von dem Leitgedanken der 
Aussöhnung getragen. Das sittliche Element, das darin ent- 
halten ist, hat die Öffentlichkeit und die veröffentlichte Mei- 
nung nicht immer in seiner vollen Bedeutung erkannt und 
gewogen. Man kann, wenn man als Christ Aussöhnung will - 
oder wenn man das sonst als einzelner, als Bürger, als Mit- 
bürger, als Bürger Europas will, ganz gleich, auf welchem 
religiösen, philosophischen oder sittlichen Boden man steht 
-, Versöhnung nicht nur von den durchaus notwendigen 
Denkansätzen eines Kassenverwalters oder eines Rechtsan- 
_ walts oder eines Diplomaten betreiben. Dabei sind noch ande- 
re Elemente notwendig. | 
Ich bin dankbar, daß im Verlauf der letzten zehn Jahre - 
vielleicht noch etwas länger - aus beiden großen Kirchen in 
unserem Land das Bewußtsein dafür, daß noch etwas anderes, 
noch etwas mehr notwendig ist, um Aussöhnung zu bewir- 
ken, immer wieder angesprochen und geschärft worden ist. 
Ich möchte alle Kirchen darum bitten und sie darin bestärken, 
auch in Zukunft die Verständigung mit unseren Nachbarn 
und die Versöhnung, wenn diese erreichbar ist, zu unterstüt- 
zen, und insoweit auch der Politik zu helfen. 


Den Begriff Partnerschaft mit neuem Inhalt füllen 


Es wäre für mich sehr reizvoll gewesen, heute morgen vor der 
'Synode der EKD meine eigenen Gedanken über das Verhält- 
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nis von Staat und Kirche umfassender vorzutragen. Aber ein 
Grußwort bietet dafür nicht den erforderlichen Rahmen. Ich 
habe nur einige Andeutungen machen können. Ich habe aber 
vor einem Jahr in Hamburg versucht, zum gleichen Thema 
etwas ausführlicher zu sprechen. Interessant dabei war übri- 
gens, daß ein von mir geschätzter Exponent einer anderen 
Partei, der nach mir sprach und sich unabhängig von mir 
darauf vorbereitet hatte, etwas sehr Ähnliches sagte.”+ Das 
war für viele, denke ich, jedenfalls für mich, ganz beruhigend. 
Aber eines möchte ich doch wiederholen, was ich damals am 
Reformationstag in Hamburg gesagt habe, weil mich das 
Problem immer ein wenig bewegt hat. Ich bin an der pro- 
grammatischen Arbeit meiner Partei seit 1952 stets beteiligt 
gewesen. Darin kommt ein Begriff für das Verhältnis von 
Kirche und Staat vor, der eine immer breitere Verwendung 
gefunden hat, nämlich daß dieses Verhältnis von Kirche und 
Staat im Sinne der Partnerschaft zu verstehen sei. Ich bin mit 
diesem Begriff nie ganz zufrieden gewesen; jedenfalls halte 
ich ihn für noch nicht zureichend. Partner bewegen sich auf 
der gleichen Ebene. Staat und Kirche stehen aber schon von 
ihrem Auftrag her in verschiedenen Räumen. Gleichwohl ist 
an dem Wort »Partnerschaft« etwas Richtiges. Ich möchte 
eigentlich meine Bitte an die Theologen, die Juristen und an 
jedermann wiederholen, über einen neuen Begriffsnamen für 
einen im Laufe der letzten 25 Jahre doch eigentlich immer 
eindeutiger gewordenen Begriffsinhalt abermals nachzu- 
denken. 

Das Verhältnis zwischen den Instanzen des Staates und den 
Instanzen der Kirche ist im Laufe dieser zweiten deutschen 
Republik in der Tat immer eindeutiger geworden. Es war 
noch niemals so gut, aber es fehlt eigentlich ein von allen 
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akzeptierter Begriffsname dafür. Wenn man nach dem Na- 
men sucht, wird man vielleicht feststellen, entgegen meiner 
Vermutung, daß auch der Begriffsinhalt hier oder dort noch 
umstritten ist. Das würde ich für möglich halten. Da wir aber 
heutzutage so gelassen miteinander reden können - die Re- 
gierenden und Gesetzgebenden auf der einen und die Syn- 
odalen, Synoden, Bischöfe, Bischofskonferenzen auf der an- 
deren Seite -, mag es nicht überflüssig, sondern vielleicht 
nützlich sein - jedenfalls wäre es ganz ungefährlich -, erneut 
über dieses Thema nachzudenken und etwa aufzuschreiben. 
Meine Bitte an die Kirchen ist, daß sie sich sowohl bei der 
Bewahrung von Werten, als auch bei der stetigen Prüfung 
von Überzeugungen - wie sie in der Gesellschaft vorhanden 
sind, wie sie übergeben, tradiert werden, wie sie sich neu 
bilden - ihrer vom Glauben her bestimmten Rolle bewußt 
bleiben, und das heißt auch ihrer Autonomie gegenüber aller 
staatlichen Autorität und gegenüber allen staatlichen Instan- 
zen. Sie sollten in dieser autonomen Rolle aber auch den 
Gesetzgebenden und den Regierenden dort helfen, wo sie 
“nach dem Stand der Überzeugung in unserer Gesellschaft 
fragen - und auf manchen anderen Feldern auch. 

Man muß sich gegenseitig helfen, und man kann es gerade 
dann gut, wenn man säuberlich abgegrenzt hat, wofür jeder 
zuständig ist. Je mehr man sich der eigenen Autonomie be- 
wußt ist, um so freier wird man, sich gegenseitig zu helfen. 
Ich wünsche der Arbeit der heute zu Ende gehenden Synode, 
daß sie fruchtbar werden möge für das Wirken der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland. | 
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Crundaerie in Staat und Gesellschaft 


Wenn ich mich vor dem Forum einer katholischen Akademie 
zu dem mir gestellten Thema »Grundwerte in Staat und 
Gesellschaft« äußere, so hat das nur scheinbar einen aktuel- 
len Anlaß. Die aus den Medien uns in den letzten Tagen 
bekannt gewordene Fülle kirchenamtlicher Äußerungen 
kann den Eindruck entstehen lassen, als seien die Grundwerte 
in unserem Staat nicht in guter Hand. Als mir Herr Dr. 
Groschenek die Möglichkeit eröffnete, mich zu diesem The- 
ma zu äußern - wofür ich ihm noch einmal sehr herzlich 
danke -, war nicht vorauszusehen, daß gerade zu diesem. 
Zeitpunkt die massierten Äußerungen der Deutschen Bi- 
schofskonferenz und des Zentralkomitees der Deutschen Ka- 
tholiken veröffentlicht würden. 

Nun sehe ich es nicht als Sinn und Zweck dieser Rede an, 
nachträglich etwa zu diesen Äußerungen den Beweis zu füh- 
ren, daß jener Vorwurf, nämlich die Gesetzgebung und der 
Staat schlechthin gefährdeten die Grundwerte, nicht zutrifft. 
Vielmehr nehme ich die Gelegenheit wahr, um Ihnen das 
Verständnis darzulegen, das meine politischen Freunde und 
das ich von der Notwendigkeit haben, daß die Übereinstim- 
mung in grundsätzlichen Werthaltungen und in elementaren 
Normen eine unentbehrliche Bedingung für das freiheitliche 
und demokratische Zusammenleben in einer Gesellschaft 
und in einem Staat darstellt. 

Das gemeinsame Gespräch über diese Fragen, das Sie mir mit 
dieser Veranstaltung der Katholischen Akademie Hamburg 
eröffnen, scheint mir übrigens auch deshalb dringend gebo-- 
ten, weil der Begriff »Grundwerte« in der öffentlichen Dis- 
kussion mit sehr verschiedenen Inhalten gefüllt ist. Ein gro- 
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ßer Teil der Kontroversen beruht auf Mißverständnissen, 
weil die Begriffsinhalte nicht die gleichen sind. Meinungsver- 
schiedenheiten, Widersprüche und Mißverständnisse sind 
bei solcher Ausgangslage ziemlich zwangsläufig. 

Wenn ich heute über das Problem der Grundwerte reden soll, 
so will ich damit nicht zu jener Diskussion Stellung nehmen, 
die unter dem gleichen Stichwort gegenwärtig in den großen 
politischen Parteien geführt wird, eine Diskussion, zu der ich 
vor knapp 14 Tagen im Deutschen Bundestag beizutragen 
mich bemüht habe. Ich verwende im Folgenden den Begriff 
»Grundwerte« vielmehr in dem Sinne, in dem er in dem 
amtskirchlichen Vorwurf gebraucht worden ist, die Auflö- 
sung der Grundwerte, die Auflösung ethischer Überzeugun- 
gen in unserer Gesellschaft stehe bevor. 


Anfechtung der Grundwerte? 


Dieser Vorwurf wird in der jüngsten gesellschaftspolitischen 
Stellungnahme der Deutschen Bischofskonferenz mit folgen- 
den Worten umschrieben: »Nun zeigen sich gegenwärtig 
Verschiebungen im Wert- und Normbewußtsein unserer Ge- 
sellschaft. Viele Bürger stehen kritisch, wenn nicht ableh- 
nend gegenüber verpflichtenden Ansprüchen des Sittenge- 
setzes. Die personale Verantwortung des einzelnen wird oft 
mit subjektiver Beliebigkeit vertauscht. Es wird üblich, sozia- 
le Konflikte und soziales Fehlverhalten immer seltener dem 
einzelnen als Folge sittlich falschen Handelns anzulasten, 
sondern vielmehr allein als Folge einer ungerechten Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsstruktur hinzustellen.« 

Diese Beschreibung, zu der ich von mir aus im Augenblick 
nichts zu bemerken habe, wird aber dann des weiteren mit 
dem Vorwurf verbunden, der Staat trete dem Verfall der 
Grundwerte nicht hinreichend entgegen, ja er trage sogar zu 
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ihrer Auflösung bei. Beispielsweise habe ich im Hirtenwort 
der Bayerischen Bischofskonferenz zur Landtagswahl vor 
zwei Jahren gelesen: »Das sittliche Bewußtsein in Lebensfra- 
gen und die Achtung der im Grundgesetz verbürgten Men- 
schenrechte drohen zu schwinden. Die jetzige Bundespolitik 
tritt diesem Rückgang, soweit überhaupt, nur unzureichend 
entgegen; in wesentlichen Bereichen fördert sie ihn eher.«. 
Nicht viel anders wurde im Pastoralen Wort der Deutschen 
Bischöfe zur Novellierung des $ 218 des Strafgesetzbuches 
vom 7. Mai 1976 formuliert. Dort heißt es: »Der Staat hält 
sich nicht mehr verpflichtet, Leben und Würde des Menschen 
im notwendigen Umfang auch strafrechtlich zu schützen. 
Diese Regelung erschüttert das Fundament unseres Rechts- 
staates ... Sie zerstört das sittliche Bewußtsein und macht die 
Gesellschaft unmenschlicher.« 

Das sind schwere Vorwürfe. Ich will zunächst vorweg vier 
Gedanken dazu sagen: 

1. Von Staats wegen kann kein Zweifel bestehen: Es ist das 
Recht der Kirche, zu solcher Sorge öffentlich deutlich Stel- 
lung zu nehmen. 

2. Als Christ kann ich sogar von der Kirche verlangen, daß sie 
dazu öffentlich und deutlich Stellung nimmt. 

3. Die Wahrheit und die Rechtfertigung solcher Vorwürfe 
bleiben zu prüfen. 

4. Die Frage ist erlaubt und dem Christen jedenfalls geboten: 
Was eigentlich ist in diesem Zusammenhang der Aufrechter- 
haltung der Grundwerte die Leistung der Kirche und warum 
bleibt die Leistung der Kirche bisher unzureichend? 


Die Notwendigkeit von Grundwerten 


Nun gehe ich von unserer gemeinsamen Überzeugung aus, 
daß sich menschliche Existenz nicht auf die Befriedigung 
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materieller Bedürfnisse reduzieren läßt, daß vielmehr jeder 
Mensch auf eine Orientierung für den Sinn seines Lebens 
angewiesen ist, die auch den letzten Fragen standzuhalten 
vermag. Und ich denke, wir gehen weiter gemeinsam von der 
Tatsache aus, daß der Mensch nicht als einzelner isoliert lebt 
und daß das Zusammenleben von Menschen Übereinstim- 
mung in Werten und Normen, in a und 
Grundhaltungen verlangt. 

Auf solcher Grundlage schafft sich die Gesellschaft Mecha- 
nismen, die dem Ausgleich von Interessen und Spannungen 
und die vor allem der Ermöglichung personaler Freiheit die- 
nen. Gemeinsamkeit der im Prozeß der Geschichte gewachse- 
nen Kultur und. Gemeinsamkeit eingeübter Lebensformen 
machen die Homogenität einer Gesellschaft aus. Aber wir 
wissen aus eigener Lebenserfahrung und aus geschichtlicher 
Erfahrung, daß der Grad der Homogenität einer Gesellschaft 
durchaus verschieden groß sein kann. Wenn er klein ist, oder 
wenn die Übereinstimmung in elementaren Grundwerten 
und Grundauffassungen fehlt, dann sind Freiheit und Würde 
des Menschen gefährdet. | 

Eine Gesellschaft, in welcher der Konsens über elementare 
Grundwerte verlorengegangen ist, treibt auf Anarchie zu, es 
sei denn, sie träte die Konsensbildung an einen total regle- 
mentierenden Staat, an einen Obrigkeitsstaat, an eine Dikta- 
_ tur ab. Mit anderen Worten: Wenn die im einzelnen Men- 
schen vorausgesetzten sittlichen Kräfte zur Regulierung sei- 
ner Freiheit fortfallen, wenn die »inneren Regulierungskräf- 
te« der Gesellschaft ausbleiben, dann tritt eine Außenlen- 
kung in Form von Zwang und Reglementierung an deren 
Stelle. 

In unserer Gesellschaft - in der konkreten Situation unseres 
Staates und unseres Grundgesetzes — wird, so nehmen wir 
sicherlich alle als gegeben an, eine Vielzahl von weltanschau- 
lichen Begründungen angeboten. Das ist ja auch der Wille des 
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Grundgesetzes. Anders als in einer Gesellschaft mit einheitli- 
‚cher Sinnorientierung - wie etwa im Mittelalter - kann es in 
einer pluralistischen Gesellschaft - zu der wir uns ja beken- 
nen - keine volle Identität der Werthaltungen aller Beteilig- 
ten geben. Die Bejahung der demokratischen Verfassung 
bedeutet geradezu den prinzipiellen Verzicht auf Totalkon- 
sens. | 
Andererseits kann auch die Demokratie keineswegs ohne 
Grundwertekonsens die Würde des Menschen bewahren. Zu 
dem Minimalkonsens der Demokratie gehört unerläßlich die 
Anerkennung des unabstimmbaren Bereiches der letzten Fra- 
gen; das sind Fragen, über die ein Parlament nicht abstimmen 
darf, von denen es wissen muß, daß es über sie nicht zu 
befinden hat, über die auch Mehrheitsentscheidungen nicht 
zulässig sind. 


Demokratischer Staat und Grundwerte 


Ich gehe also davon aus, daß zu jedem gedeihlichen Zusam- 
menleben in einer politisch geeinten und organisierten Ge- 
sellschaft ein weitgehender Konsens über Grundwerte ge- 
hört. Es fragt sich, was in einem demokratisch verfaßten Staat 
den Minimalkonsens ausmacht und begründet; und es wäre 
ja gut, wir hätten mehr als nur ein Minimum an Überein- 
stimmung. Es fragt sich weiter, woher eigentlich der Staat die 
Grundwerte bezieht, auf denen er ruht und die seine Funk- 
tionsfähigkeit gewährleisten. | 

Für unseren Staat, für die Bundesrepublik Deutschland, be- 
antwortet sich die Frage nach den Grundlagen des Staates aus 
dem Grundgesetz. Das Grundgesetz enthält Leitprinzipien 
für die Gestaltung unserer verfassungsmäßigen Ordnung. 
Sie sind an einigen Stellen, zum Beispiel in der Präambel, 
vornehmlich aber in den Artikeln ı und 20 niedergelegt, die 
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_ dann in Artikel 79 noch mit einer Bestandsgarantie ausgestat- 
tet sind. 
Es war die geschichtliche Erfahrung, die die Väter des Grund- 
gesetzes zu der Erkenntnis, zu der Einsicht geführt hat, daß 
die Würde des Menschen nicht zur Verfügung stehen darf. 
Deshalb ist in Artikel ı des Grundgesetzes die Unantastbar- 
keit der Menschenwürde festgestellt und zugleich aller staat- 
lichen Gewalt die Verpflichtung auferlegt, die Unantastbar- 
keit der Menschenwürde zu achten und zu schützen. Zugleich 
bekennt sich dieser erste Artikel unseres Grundgesetzes zur 
Unverletzlichkeit und zur Unveräußerlichkeit der Men- 
schenrechte »als Grundlage jeder menschlichen Gemein- 
schaft, des Friedens und der Gerechtigkeit ...« 
Damit ist dem Staat und allen Personen und Institutionen, die 
für ihn handeln, zugleich Maßstab und Schranke für staatli- 
ches Handeln gesetzt. Es wäre gewiß falsch, aus diesem Arti- 
kel 1 schon detaillierte Handlungsanweisungen für die Lö- 
sung aller tatsächlich auftretenden Fragen zu folgern. 
“ Artikel ı des Grundgesetzes sagt den Instanzen des Staates 
eben nicht, an welchem Ort, mit welchen Mitteln, zu welchen 
Lasten oder Inkaufnahme welcher Risiken der Staat die Wür- 
de des Menschen zu schützen hat. Artikel ı läßt nicht für 
jeden konkreten Fall einen Schluß darüber zu, daß sich staat- 
liches Handeln nur in einer bestimmten Richtung zu entfal- 
ten habe. 
Sodann ist für unseren Staat vor allem das Bekenntnis zum 
demokratischen und sozialen Rechtsstaat konstituierend, wie 
es in Artikel 20 des Grundgesetzes dargestellt ist. Dieser Staat 
ist angelegt auf die Sicherung des eignen Freiheitsbereichs für 
seine Bürger, eines Freiheitsbereichs, der frei von staatlichen 
Eingriffen dem einzelnen seine freie Entfaltung ermöglicht. 
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Grundrechte und Grundwerte 


Nun sind die Grundlagen der rechtsstaatlichen Ordnung im 
Grundrechtskatalog der dann folgenden Verfassungsartikel 
verbrieft. Diese Grundrechte sind Abwehrrechte, die den 
_ Freiheitsraum der Person schützen; zugleich ermöglichen 
diese Grundrechte die soziale Entfaltung der Person. 

Es ist falsch, diese Grundrechte des Grundgesetzes mit tran- 
szendent orientierten, mit religiösen oder sittlichen Grund- 
werten gleichzusetzen. Das ist durchaus nicht dasselbe, son- 
dern es sind ganz verschiedene Dinge, über deren Unter- 
schiedlichkeit und deren Spannungsverhältnis zueinander ich 
zu reden habe. 

Die Grundrechte unseres Grundgesetzes enthalten keine Ga- 
rantie, keine Gewährleistung ganz bestimmter Auffassun- 
gen, Überzeugungen, Werthaltungen oder eines ganz be- 
stimmten Glaubens oder Bekenntnisses. Wohl aber eröffnen 
die Grundrechte die Freiheit, Auffassungen, Überzeugungen, 
Glauben zu haben, dafür einzutreten und dementsprechend 
zu handeln. Anders ausgedrückt: Mit der Gewährleistung.der 
Grundrechte für den einzelnen Menschen, auch für Gruppen, 
_ eröffnet das Grundgesetz die Möglichkeit, Grundwerte zu 
verwirklichen. Das ist für mich ein Angelpunkt der Argu- 
mentationskette, die ich vor Ihnen ausbreiten möchte. 

Diese Wirkung der Grundrechte möchte ich Ihnen am Bei- 
spiel der Glaubensfreiheit darlegen, die in Artikel 4 des 
Grundgesetzes garantiert ist. Hier wird dem einzelnen Bür- 
ger nicht nur die Freiheit garantiert, einen religiösen Glau- 
ben, eine Weltanschauung zu haben, sondern es wird ihm 
auch die Freiheit garantiert, diese nicht-zu haben. Trotz Ga- 
rantie der Religionsfreiheit kann daher Religion absterben, 
wenn etwa in den Menschen die religiösen Überzeugungen, 
der Glaube absterben. Es ist nicht Sache des Gründgesetzes, 
dort einzugreifen. Sache des Grundgesetzes, des Grundrechts 
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auf Religionsfreiheit ist es, den freien Raum zu schaffen, in 
dem die Menschen denken, sprechen, hören, handeln dürfen 
und sollen. . | 
Umgekehrt folgt aus dieser Freiheitsgarantie gegenüber der 
Person, daß der Staat sich religiös und weltanschaulich neu- 
tral zu verhalten hat. Dieser Staat kann sich eben nicht mit 
bestimmten Religionen, mit religiös bestimmten ethischen 
Überzeugungen, mit Bekenntnissen identifizieren. Ein Staat, 
der jede religiöse Betätigung garantiert, der eine Vielfalt 
religiöser und ethischer Grundhaltungen ermöglichen soll, 
darf keine bestimmte Wertordnung unter Ausschluß anderer 
Wertordnungen zur allein verbindlichen erklären. Das willer 
auch nicht, denn eine solche Bevorzugung würde dem Leit- 
prinzip des demokratischen Staates, zu dem sich das Grund- 
gesetz in Artikel 20 bekennt, zuwiderlaufen. 


Grundwerte und politische Willensbildung 


Beim Erlaß von Gesetzen, bei jeder Regierungstätigkeit sind 
die Organe und die handelnden Diener des demokratischen 
Staates notwendigerweise von den sittlichen Grundhaltun- 

gen bestimmt, die in der Gesellschaft lebendig und wirksam 

sind. Sie wirken auf sie als einzelne Menschen, die am Prozeß 

_ der politischen Willensbildung teilhaben. Ich füge hinzu: 

Bitte, denken Sie immer an die Personen, die im Staat und für 
den Staat handeln - dazu gehören die Politiker, die Minister 

genauso wie die Politiker der Opposition, dazu gehören die 
Richter und die Beamte ebenso - und denken Sie nicht von 
»dem Staat« als Abstraktum so, als ob er ein handelndes 
Subjekt sei; das ist eine Auffassung des 19. Jahrhunderts. So 

fließen über Mehrheitsentscheidungen die sittlichen Grund- 

haltungen, die in der Gesellschaft existent sind, in den Prozeß 

der politischen Willensbildung ein. 
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Der demokratische Staat, der auf Zustimmung durch seine 
Bürger angewiesen ist, und den die Bürger mittels des Wahl- 
aktes, aber nicht nur damit, auch verändern können, kann 
sich nicht auf längere Zeit in Distanz halten zu dem Mei- 
nungsbildungsprozeß innerhalb der Gesellschaft. Er kann 
sich auch nicht auf längere Zeit in Distanz halten zu den 
Meinungen über den Inhalt von Grundwerten und ihre 
Rangordnung. | 

Der demokratische Staat hat die Werthaltungen und die sitt- 
lichen Grundhaltungen nicht geschaffen. Er findet sie viel- 
mehr in den einzelnen und in der Gesellschaft vor und ermuß 
bei seinem Handeln dort anknüpfen. Das heißt, der freiheitli- 
che Staat, der weltanschaulich neutrale, der demokratische 
Staat lebt von ihm vorgegebenen Werten und Werthaltun- 
gen. Er hat sie nicht geschaffen, er kann ihren Bestand nicht 
garantieren, ohne seine Freiheitlichkeit in Frage zu stellen. 
Damit habe ich freilich die Frage nach der Herkunft der 
Grundwerte nicht beantwortet. 


Plurale Gesellschaft und Grundwerte 


Nach unserem Grundgesetz liegt die Verantwortung für 
Grundwerte — das heißst für lebendige, gelebte sittliche 
Grundauffassungen - bei der Person, bei Gemeinschaften 
von Personen, bei Gruppen, also innerhalb der Gesellschaft. 
Der Staat vermag die Regulierungskräfte innerhalb der Ge- 
sellschaft nicht von sich aus zu erzwingen, weder mit autori- 
tativem Gebot, noch durch Mittel des Rechtszwanges. Der 
Staat ist insofern darauf angewiesen, daß die gesellschaftli- 
chen Kräfte innerhalb des vom Staat garantierten Freiraumes 
tatsächlich tätig sind. | | 

Will nun unser Staat seinem freiheitlichen Leitprinzip treu 
bleiben, so sind seine Möglichkeiten zur Abhilfe sehr be- 
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schränkt, wenn die inneren Regulierungskräfte der Gesell- 
schaft ausbleiben sollten. Der freiheitliche Staat geht auch 
insoweit — um der Aufrechterhaltung der Freiheit willen- ein 
Risiko ein. Seine Möglichkeiten zur Abhilfe sind sehr be- 
schränkt, wenn die inneren, die sittlichen Regulierungskräfte 
in der Gesellschaft versagen. 

Nun mag diese Lösung unbefriedigend erscheinen, und Sie 
mögen sich fragen, ob der Staat nicht doch Hilfestellung 
zu leisten habe. Ich würde —- müßte - dann fragen, ob er sie 
ohne Verletzung des Neutralitätsgebotes leisten kann. Es 
kann durchaus Aufgabe des Staates sein, das ethosbezogene 
Wirken gesellschaftlicher Kräfte zu fördern. 

Weil dem Staat des Grundgesetzes Grundwerte vorgegeben 
sind, auf denen er aufbaut, deshalb weiß sich dieser Staat - bei 
Strafe der eigenen Preisgabe - verpflichtet, den vorhandenen 
Bestand an Grundwerten, an ethischen Grundüberzeugun- 
gen und Werthaltungen zu schützen. Wie aber der Staat 
dabei zuwege geht, welcher Mittel er sich dabei im einzelnen 
Falle bedient - und dies hat die Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichtes zu $ 218 ganz deutlich gemacht -, das 
entscheidet sich im Prozeß der politischen Willensbildung. 
Nun sind der Staat, seine Organe und die in ihnen handeln- 
den Personen sicher in besonderem Maße in die Verantwor- 
tung gerufen, wenn es um die Rechtsordnung in solchen 
Bereichen geht, in denen sittliche Grundauffassungen, in 
denen Grundwerte unmittelbar berührt werden. Hier ist da- 
für zu sorgen, daß die notwendigen Grundwerte nicht abge- 
baut, nicht zerstört, sondern durch die Rechtsordnung ge- 
stützt werden. 

Aber mir erscheint wichtig, noch einmal ein mögliches Miß- 
verständnis abzuwehren. Die Rechtsordnung des demokra- 
tisch verfaßten Staates muß sich grundsätzlich an dem tat- 
sächlich in den Menschen vorhandenen Ethos orientieren — 
und zwar unabhängig davon, ob diese Orientierung allen 
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normativen Anforderungen entspricht, die von einzelnen 
Personen oder Gruppen erhoben werden. Das Recht kann nur 
begrenzt in ein Spannungsverhältnis zum tatsächlich in der 
Gesellschaft vorhandenen Ethos treten. Andernfalls würde es 
das Rechtsbewußtsein nicht mehr treffen und würde nicht 
mehr akzeptiert werden. Deshalb muß die Rechtsordnung 
einen Wandel des tatsächlich vorhandenen Ethos berücksich- 
tigen. Das Bedürfnis der Reform von Rechtsnormen entsteht 
vielfach ja gerade deshalb, weil sich das tatsächliche Ethos, so 
wie es in den Menschen vorhanden ist, gewandelt hat. 

Im demokratischen Staat, im Prozeß der demokratischen 
Willensbildung, der auf Mehrheitentscheidungen angewie- 
sen ist, muß Rechtssetzung immer auf vorhandenes Ethos 
gestützt sein. Der Staat des Grundgesetzes kann als Staat 
nicht Träger eines eigenen Ethos sein — das will und soll er 
auch nicht sein, das will das Grundgesetz nicht. Nur das, was 
in der Gesellschaft an ethischen Grundhaltungen tatsächlich 
vorhanden ist, kann in den Rechtssetzungsprozeß eingehen, 
kann als Recht ausgeformt werden. 

Das gilt auch für neu sich bildende sittliche Grundhaltungen. 
Es kann nicht die Rede davon sein, daß in unserer Gesellschaft 
sittliche Grundhaltungen nur abgebaut würden. Es entstehen 
viele neue in unserer Generation, zu unseren Lebzeiten. Ich 
denke nur an das in unserer Generation neu erwachte Ethos 
gegenüber farbigen Menschen, gegenüber Entwicklungslän- 
dern und den Menschen dort, an die sittliche Haltung, mit der 
wir inzwischen gelernt haben, Ausländern gegenüberzutre- 
ten. Ich denke weiter an die neu entwickelten sittlichen Hal- 
tungen gegenüber vielen sogenannten Randgruppen in unse- 
rer eigenen Gesellschaft. Das sind neue, früher so nicht vor- 
handene sittliche Haltungen. Die Rechtsordnung wird sie im 
Zuge des demokratischen Prozesses in sich aufzunehmen 
haben, sie hat das zum Teil schon getan. 

Nun gilt das natürlich auch umgekehrt: Wenn ne 
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ethische Auffassungen in der Gesellschaft nicht mehr vor- 


handen sind, dann verliert das Recht seine demokratische - 


Legitimation. Der Staat kann ein nicht mehr vorhandenes 
Ethos nicht zurückholen, und er kann ein nicht mehr vom 
Konsens der Gesellschaft getragenes Ethos nicht durch 
Rechtsnorm für verbindlich erklären. Hier ist der Staat an die 
Grenzen seiner Möglichkeiten gekommen. 

Dieses Problem, daß ein nicht mehr vom Konsens getragenes 
 Ethos nicht wieder zurückgeholt werden kann, stellt sich 
nicht nur für den Staat, sondern auch innerhalb der Kirche. 
Was für einen Wandel gibt es zum Beispiel innerhalb der 
Lehrmeinungen Ihrer Kirche! Oder schauen Sie auf die ka- 
tholische Soziallehre: von »Rerum novarum« über »Quadra- 
gesimo anno« und »Mater et magistra« bis in die heutige Zeit 
— welch ein Wandel an Einsicht! Und wie stark haben gewan- 
delte Einsichten zu neuen sittlichen Grundhaltungen, zum 
‘ Beispiel gegenüber der Arbeiterfrage, geführt. Diese Dyna- 
mik ist sicherlich nicht im Jahre 1976 zu Ende. 

Welch ein enormer Wandel - eigentlich erst gegen Mitte 
dieses Jahrhunderts -, daß die Amtskirche die Grundbedeu- 
tung der Demokratie nicht nur erkennt, sondern auch ihren 
Gliedern vermittelt! Welch ein großer Wandel durch Papst 
Johannes XXIIH. mit dem Gebot zur Toleranz, zur Toleranz 
nicht aus Gleichgültigkeit demgegenüber, was jemand.anders 
glaubt oder denkt, sondern der Toleranz aus Achtung vor 
dem Glauben und dem Denken anderer. - 

Ich sage das als Beispiel für die Entwicklung neuer sittlicher 
Grundhaltungen. Wo andererseits Normen oder ethische 
Forderungen aufgestellt werden, die vom sittlichen Bewußt- 
sein als überzogen empfunden oder noch nicht oder nicht 
mehr akzeptiert werden, riskiert der Gesetzgeber seine Auto- 
rität. 
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Kirche und Grundwerte 


Da also dem Staat des Grundgesetzes die Kompetenz fehlt, 
Grundüberzeugungen und Ethos zu erzwingen, kann die Zu- 
ständigkeit für die Grundwerte eben nur in der Gesellschaft 
liegen. Aber was ist nun «die Gesellschaft»? (Dies ist ein 
ähnlicher Allerweltsbegriff wie »der Staat«; jeder versteht 
etwas anderes darunter.) | 

Sicher ist es verfehlt, die Gesellschaft als einen einheitlichen, 
ungeteilten Träger, als eine homogene Quelle ethischer 
Grundüberzeugung zu sehen. »Die Gesellschaft« ist ein Inbe- 
griff vielfältigster sozialer Beziehungen ohne einheitliches 
und konkret bestimmbares Subjekt. 

Ethische Grundüberzeugungen werden getragen und gebil- 
det vom einzelnen und von konkreten Gemeinschaften, in 
denen sich einzelne Menschen zusammenfinden. Es ist eine 
Vielzahl von Gemeinschaften, Institutionen, Gruppen, 
Schichten, Klassen mit unterschiedlichen Orientierungen, 
Interessen und Wirkungen, die sich in der Gesellschaft vor- 
finden, die miteinander Gesellschaft bilden und die sich in- 
nerhalb dieser Gesellschaft um Einfluß bemühen. _ 

Unter ihnen kommt nun den Kirchen für die Bewahrung und 
die Bildung von ethischen Grundüberzeugungen eine beson- 
dere Bedeutung zu. 

Woraus rechtfertigt sich diese besondere Bedeutung der Kir- 
chen? Gewiß nicht nur aus der Bedeutung der Kirchen für die 
sozialen Dienste in der Gesellschaft, wenngleich das, was 
Caritas und Diakonie — ebenso wie Rotes Kreuz oder Arbei- 
terwohlfahrt - in den verschiedensten Arbeitsbereichen der 
Altenpflege, Behindertenhilfe, Ausländerfürsorge leisten, 
hohe Anerkennung verdient. Aber hier stehen die Kirchen in 
einer Reihe mit den Initiativen zahlreicher anderer gesell- 
schaftlicher Kräfte. Dies allein kann ihre besondere Bedeu- 
tung also nicht rechtfertigen. 
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Die Kirchen unterscheiden sich von den neben ihnen arbei- 
tenden Gemeinschaften und Gruppen der Gesellschaft, daß 
sie eine Antwort auf jene Fragen des Menschen anbieten, die 
ihn über seine Erfahrungswelt hinaus bewegen, die den Sinn 
seines Lebens betreffen, in denen der Christ sich auf Gott 
angewiesen weiß. Aus ihrer letzten Verankerung im tran- 
szendenten Bereich ergibt sich die besondere Aufgabe der 
Kirche, wenn es um Wertüberzeugungen und um Ethos in 
der Gesellschaft geht. Aus ihrer stetigen Rückbindung an 
ihren eigenen tragenden Grund, aus der Auffassung vom 
Sinn des menschlichen Daseins erwächst den Aussagen der 
Kirche ihre Verbindlichkeit. | 

Die Kirchen, die Religions- und Weltanschauungsgemein-. 
schaften, haben für die Vermittlung und das Lebendighalten 
der Grundwerte und sittlichen Grundhaltungen keine aus- 
schließliche, wohl aber eine tragende Funktion. Sie leisten 
darin für den einzelnen, aber eben auch für die Gesellschaft 
und für den Staat einen wesentlichen Dienst: nicht durch 
eilfertiges Zu-Diensten-Sein gegenüber Staat und Gesell- 
schaft, sondern nur, wenn sie ihren eigentlichen Auftrag 
unverkürzt wahrnehmen, nämlich Verkündigung der Glau- 
bensbotschaft und dessen, was sich aus ihr für den einzelnen 
und für die Welt ergibt. 

Nun mag dem Politiker an dieser Stelle die kritische Frage 
gestattet sein, ob die gesellschaftlichen Kräfte und Gruppen 
ihre Möglichkeiten und ihre Verantwortung bei der Bildung 
und Vermittlung der Grundwerte wirklich hinreichend 
wahrnehmen. Oder ganz konkret und deutlich: Wie nimmt 
eigentlich die katholische Kirche ihre Aufgabe und Verant- 
wortung für die Grundwerte in der Gesellschaft wahr? 
Wenn ich die Verlautbarungen aus dem Bereich der katholi- 
‚ schen Kirche in der jüngsten Zeit richtig aufgenommen habe, 
so steht dort die Klage im Vordergrund, die Grundwerte seien 
in Gefahr; daran wird dann regelmäßig der Vorwurf ange- 
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schlossen, der Staat gebe die Grundwerte preis und stelle sie 
zur Disposition. Dann folgt der Appell an die Träger staatli- 
cher Gewalt: Rettet die Grundwerte! Uns Politikern wird auf 
diese Weise zu verstehen gegeben, daß der Staat alle ihm zu 
Gebote stehenden Mittel der Rechtsordnung und der öffentli- 
chen Gewalt einzusetzen habe, um die Grundwerte, so wie die 
katholischen Bischöfe sie verstehen, gegen jedermann zu 
verteidigen. 

Ich habe aus diesem Teil der Diskussion um die Grundwerte 
den Eindruck gewonnen, als ob die Kirche bisweilen in ver- 
kehrter Frontstellung kämpfe. Ob ich es nun als Politiker oder 
als Christ sehe, ich komme immer zu dem gleichen Ergebnis, 
daß es zunächst die eigene Aufgabe der Kirche ist, sittliche 
Grundauffassungen in der Gesellschaft lebendig zu erhalten! 


Fragen an die Kirche 


Haben sich Aufrufe der Bischöfe und des Zentralkomitees 
deshalb nicht in allererster Linie in den Innenraum der Kir- 
che, an die Katholiken zu richten? Ich bin manchmal er- 
schreckt von dem Ruf nach dem Büttel des Staates. 

Jedem von uns ist doch bewußt, daß 90 % der Bürger unseres 
Landes einer der beiden christlichen Kirchen angehören. 
Wenn nun die Kirchen gleichwohl die Gefährdung von 
Grundwerten zu beklagen haben, so ist das offenbar ein 
Zeichen dafür, daß die Kirchen mit ihrer Grundwerte-Argu- 
mentation einen sehr großen Teil dieses Kirchenvolks nicht 
mehr erreichen. Wenn es anders wäre, bestünde kein Grund 
zur Klage, und dann würde auch der politische Meinungsbil- 
dungs-Prozeßs in Parlamenten anders verlaufen. 

Wenn z. B. die Auffassungen der Kirchen über das Verbot je 
Schwangerschaftsabbruches für jene 90% der Bürger, die 
Kirchensteuer zahlen - und die bisweilen für die Bedeutung 
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der Kirche etwas leichtfertig in Anspruch genommen werden 
-, noch verbindlich wären, so hätte es das ganze Problem 
einer Reform des $ 218 StGB mit allen seinen Begleiterschei- 
nungen wohl nicht gegeben. 

Wenn jemand für diesen Zustand der Nicht-mehr-Erreich- 
barkeit eines großen Teils der Glieder der Kirche zur Verant- 
wortung gezogen werden soll, wieso dann eigentlich in erster 
Linie der Staat und die Organe des Staates? Der Staat - das - 
sind der Bundestag, das Bundesverfassungsgericht, die Bun- 

desregierung — hat die Grundrechte der Menschen zu wah- 

ren. Er hat den Grundrechten Respekt und Geltung zu ver- 

schaffen. Wo es aber die Grundwerte zu wahren gilt, dort, 

meine Damen und Herren, gilt: Tua res agitur! Dies ist Deine 

Sache - jedes einzelnen Sache, Sache jeder Gemeinschaft, 

Sache der Kirche. 

Der Freiraum für das Wirken der Kirchen ist nun in kaum 

einem anderen Land so groß und so stark gesichert wie in der 

Bundesrepublik Deutschland. Ich will gar nicht von der Kir- 

chensteuer und ihrem Einzugssystem reden. Zeigen Sie mir 

ein katholisches Land, in dem es das gibt, was wir hier in 
Deutschland haben und praktizieren! Ich will gar nicht davon 
sprechen, daß in allen öffentlichen Schulen der Staat den 

Religionsunterricht garantiert und übrigens auch finanziert. 

Ich will aber darauf hinweisen, daß es keinerlei staatliche 

Hindernisse für kirchliches Wesen in unserem Verfassungs- 

staat gibt. Und nur, um die immer wieder einmal aufkom- 

menden Mißverständnisse auszuschließen, füge ich hinzu: 

Auch meine eigene Partei, die deutsche Sozialdemokratie, hat 

diesen Freiraum der Kirchen nirgendwo in Frage gestellt. Sie 

denkt nicht im Traum daran, solches zu tun. 

Angesichts dieses ungewöhnlich großen Freiraumes der Kir- 
chen - für uns heute Lebende nicht ungewöhnlich, sondern 

eigentlich selbstverständlich und so gewollt, aber im Ver- 

gleich mit der deutschen Geschichte der letzten Jahrhunderte - 
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ungewöhnlich groß -, angesichts dieses ungewöhnlich gro- 
ßen Freiraumes der Kirchen, die ganz freisind von staatlicher 
Beeinflussung oder Bevormundung, frage ich mich, wieso der 
Ruf nach dem Staat eigentlich so laut möglich ist. Ist der Ruf 
nach dem Handeln der Regierung, der Ruf nach dem Handeln 
des Gesetzgebers nicht in Wahrheit Ausdruck eigener Ohn- 
macht, eigener Beschränktheit in der kirchlichen Fähigkeit 
zur Vermittlung von Grundwerten? Liegt diesem Ruf nach 
dem Staat wirklich ein ernsthaft für richtig gehaltenes Ver- 
ständnis unseres Grundgesetzes zugrunde? 

Hatte nicht Papst Johannes XXIII. und hatte nicht das Zweite 
Vatikanische Konzil ganz andere, neue Möglichkeiten eröff- 
net für das Wirken der Kirche in der Gesellschaft und in die 
Gesellschaft hinein und gegenüber vielen Menschen, die sie 
nur noch schwer erreicht - in der Welt von heute? 

Ich kann nur sagen: Unser Staat darf nicht und wird nicht an 
die Stelle der Kirchen treten. Er kann nicht durch Rechtsgebot 
Überzeugungen garantieren, welche die Kirchen ihren Glie- 
dern, ihren Gläubigen nicht zu vermitteln vermögen. 

Nun wird niemand das mißverstehen. Mit dieser Weigerung, 
die ich für den Staat ausspreche, bestreite ich der Kirche 
gewiß nicht ihren Öffentlichkeitsauftrag und ihr Hüter- und 
Wächteramt. Im Gegenteil, ich bin von der Notwendigkeit 
dieses Auftrags und dieses Amtes tief überzeugt. 

Wenn ich vom Öffentlichkeitsauftrag der Kirchen spreche, so 
meine ich, er richte sich nicht nur an den Kern der Gemeinde. 
Will aber die Kirche auch solche Menschen erreichen, die zur 
Transzendenz und zum Glauben keinen Zugang haben oder 
nicht mehr oder noch nicht haben, dann muß sich die Kirche 
auch solchen Menschen gegenüber verständlich machen. 

Die Tatsache, daß die Vermittlung von Werten durch die 
Kirche viele Menschen nicht erreicht, verlangt nach beson- 
derer Anstrengung der Kirche und aller in unserer Kirche. 
Letztlich liegt ja in dieser Tatsache dann die Frage nach der 
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Kraft und nach der Ausstrahlung des Zeugnisses der 
Kirche. 


Unser aller Aufgabe 


Nun mag dieses Ergebnis meiner Überlegungen manchen 
Zuhörer nicht befriedigen, und ich bekenne Ihnen: für mich 
ist es nicht so positiv, wie ich es gerne wünschte. Aber den- 
noch dürfen wir die Sache der Grundwerte nicht verlorenge- 
ben. Ich sehe überhaupt keinen Grund, daß einer seinen Mut 
in dieser Sache verlöre. 

Ich habe den Eindruck, daß viele Meischen — auch die, die 
sonntags nicht in die Kirche gehen - nach Antworten suchen 
und Fragen stellen. Ich finde diesen Eindruck übrigens auch 
in einigen Passagen der Schrift der Bischöfe über die Grund- 
werte und das menschliche Glück bestätigt. Ich denke, Men- 
schen, die so fragen, sollen nicht ohne Antwort bleiben, und 
ich glaube, daß die Kirche aus sich heraus auch in der Lage 
sein sollte, ihnen Antworten zu vermitteln. Daran müssen 
“wir Christen gemeinsam arbeiten, ganz gleich, wo unser 
politischer Standort sein mag. Wir müssen dies um der 
Grundwerte willen tun. Ich wünsche darin der Kirche und 
uns allen ein Leben aus der Hoffnung. 


Militärseelsorge ® 
Ich sehe die Frage, die Sie an mich richten, die Frage nach der 


Notwendigkeit, nach dem Auftrag der Militärseelsorge, in 
Zusammenhang mit der ganzen Breite dessen, was auf Ihrer 


26. Rede als Verteidigungsminister vor katholischen Militärseelsorgern am 
16. Februar 1971 in Freising. 
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Gesamtkonferenz hier erörtert werden soll. Sie wird ja nicht 
nur nahegelegt durch aktuelle Bezüge, sondern auch durch 
das Gesamtprogramm Ihrer Tagung. Wenn die Frage, ob die 
Bundeswehr Pastoren braucht — ob die Soldaten Pastoren 
brauchen, würde mir besser formuliert erscheinen -, an mich 
als Träger des Amtes, das ich gegenwärtig innehabe, und auch 
an mich als Person gerichtet wird, lautet die Antwort in 
beiden Fällen ohne jede Einschränkung: Ja. 


Berechtigung der Militärseelsorge 


Ich denke, Sie können, und ich meine, Sie sollten davon 
ausgehen, daß die rechtlichen Grundlagen der Militärseelsor- 
ge unverändert fortbestehen, solange sie nicht von der Kirche 
selbst oder von Kräften innerhalb der Kirche in Frage gestellt 
werden. Daß das passieren könnte, will ich nicht als Möglich- 
keit an die Wand malen, aber es gibt immerhin Anzeichen, 
die das theoretisch nicht völlig ausschließen. Rechtlich gilt: 
Militärseelsorge ist der von den Kirchen geleistete Beitrag zur 
Sicherung der freien religiösen Betätigung in den Streitkräf- 
ten. Wir müssen dankbar anerkennen, daß die Bistümer und 
die Ordensgemeinschaften, und auf evangelischer Seite die 
Landeskirchen, für diese Aufgabe Seelsorger freigestellt ha- 
ben. Wie ich meine, gehen die Kirchen dabei sehr richtig von 
dem Gedanken aus, daß der Mensch auch im militärischen 
Bereich, auch in Uniform, Anspruch auf Seelsorge behält und 
. daß es vornehmlich, wenn ich es so sagen darf, betriebstech- 
nische, diensttechnische Gründe sind, die eine hauptamtliche 
Militärseelsorge notwendig machen. Die Hilfestellungen des 
Staates öffnen den Militärseelsorgern lediglich die Tür zum 
Menschen in der Bundeswehr. Was die Seelsorger nun in 
‘ dem Raum, der ihnen hier eröffnet wird, anfangen, ist ihre 
Sache und die Sache der Menschen, die auf sie warten oder die 
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nicht auf sie warten. Was den Staat angeht, wird das auch in 
Zukunft so bleiben. Es muß seitens des Staates so bleiben, 
weil es in unserer Verfassung das Grundrecht gibt, demzufol- 
ge das religiöse Bekenntnis und die freie religiöse Betätigung 
den Schutz des Staates genießen. Ä 
Hin und wieder liest man, die Militärseelsorge sei die Präsenz 
der Kirche im Bereich der Streitkräfte. Ob das eine besonders 
glückliche Wortwahl ist wegen der Anklänge, die es dageben 
mag, will ich offen lassen. Aber ich denke schon, daß wir in 
der Tat davon ausgehen sollten, daß die sittliche, geistige und 
religiöse Struktur der Gesellschaft auch in den Streitkräften 
zum Ausdruck kommen soll, und daß es deshalb gerechtfer- 
tigt ist, wenn auch die Kirchen innerhalb der Streitkräfte sich 
solchen Fragen zuwenden und zu solchen Fragen zu Wort 
melden, die den Menschen in seinem Gewissen berühren, 
wenn z. B. bei Exerzitien oder bei Rüstzeiten Gewissensbil- 
dung zu aktuellen Fragen stattfindet und seelsorgerliche Hil- 
festellung geleistet wird. Ich halte es durchaus für legitim, 
wenn Beauftragte der Kirchen sich dort an der Meinungsbil- 
dung beteiligen, wo allgemein menschliche und allgemein 
sittliche Aspekte zu berücksichtigen sind. Aus diesem Grunde 
habe ich selbst vor längerer Zeit die Leiter der beiden Kir- 
chenämter als ständige Gäste gebeten, sich an den Sitzungen | 
des Beirats für Innere Führung der Bundeswehr zu beteiligen, 
wassieauchtun. _ 
Ich will hier die Gelegenheit wahrnehmen und eier, daß 
ich - das will ich nur für meine Person sagen, nicht für mein 
Amt - den klärenden Beitrag begrüße, den die Kirchen dabei 
geleistet haben. Sie haben den Dienst des Soldaten in Zusam- 
 menhang mit der Sicherung des Friedens gebracht und darge- 
stellt. Auch ist daran zu erinnern, daß die Meinungsbildung 
in unserer Gesellschaft heute pluralistisch - vielleicht ist es 
sprachlich richtiger zu sagen: plural - erfolgt; wobei diese 
Vielfältigkeit dann nicht verwirklicht ist, wenn etwa nur die 
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einen reden und die anderen schweigen. Freie Meinungsbil- 
dung kann in Wahrheit nur dann stattfinden, wenn einzelne 
. Menschen und ebenso Gruppen ihr Recht auf Meinungsbil- 
dung und Meinungsäußerung tatsächlich praktizieren. Die _ 
lebhaften Meinungsverschiedenheiten unserer Zeit, all diese 
Reformdiskussionen vom Bildungswesen bis zum Strafrecht, 
müssen in einer so vielfältigen Gesellschaft oder, wie die 
neuhochdeutsche Sprache es will, pluralistischen Gesell- 
schaft, immer auch öffentlich ausgetragen werden. Es ist, so 
denke ich, nur zu begrüßen, wenn sich die Beauftragten der 
Kirchen an solchen Diskussionen beteiligen und mit ihren 
Argumenten und Aspekten zur Klärung solcher Fragen bei- 
tragen. ir | 
Lassen Sie mich hier gleich einen weiteren Gedanken an- 
schließen. Seit 15 oder 16 Jahren sprechen wir von der Inte- 
gration der Streitkräfte oder auch von der Integration der 
Soldaten in die Gesellschaft. In diesem Zusammenhang er- 
scheint mir die kirchliche Durchführung der Militärseelsorge 
durchaus sinnvoll. Den Regelungen in Ihrer und in der evan- 
gelischen Kirche zufolge gibt es zwar eine eigene Militärseel- 
sorge mit eigenen Militärpfarrern und einem eigenen Mili- 
tärbischof. Doch bedeutet das nicht, daß damit die Soldaten 
aus ihren Ortsgemeinden oder aus ihren Landeskirchen aus- 
gegliedert sind. Vielmehr haben Soldaten neben ihrem 
Ortspfarrer einen Militärpfarrer oder umgekehrt neben ih- 
rem Militärpfarrer den Pfarrer der Wohngemeinde. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang ausdrücklich von Amts 
wegen sagen, daß ich es begrüße und gerne unterstützen 
werde, wenn Soldaten in gesamtkirchliche Gremien berufen 
oder dort um ihre Mitarbeit gebeten werden sollten. 
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Revidierte Erwartungen an die Kirche 


Ich möchte an dieser Stelle etwas hinzufügen, was ich viel- 
leicht nicht von Amts wegen aussprechen kann, was mir aber 
als Christ am Herzen liegt. Kirchen sind in unserer heutigen 
Gesellschaft Integrationskräfte schlechthin. Ich darf Ihnen als 
eines meiner entscheidenden Erlebnisse, das ich aus dem 
Dritten Reich und aus dem Kriege mit nach Hause gebracht 
habe, eine sehr persönliche Geschichte erzählen, die darüber 
hinaus vielleicht von allgemeiner Bedeutung ist. 

Ich habe zu denjenigen gehört, die in den Jahren seit 1942 den 
schrecklichen Zusammenbruch von Staat und Gesellschaft 
und jeglicher Ordnung in Deutschland und in Mitteleuropa 
erwartet und ihn sich noch schlimmer ausgemalt haben, als er 
nachher tatsächlich eingetroffen ist. Und jung, wieich damals 
war, und unerfahren, aber doch auch ein bißchen nachdenk- 
lich, habe ich gemeint, daß, wie tief in der Erde auch immer 
wir uns wiederfinden würden, die Kirchen und das, was 
Kirchen zu bewahren und zu vermitteln haben, der Kern sein 
würde, um den herum eine anständige, menschliche Gesell- 
schaft aufgebaut werden könnte. So habe ich mir das vorge- 
stellt. Ich will Ihnen offen sagen, daß ich in dieser Erwartung 
ziemlich enttäuscht worden bin. Diese Enttäuschung hängt 
mit der jugendlichen Unbekümmertheit zusammen, mit der 
man sich - gerade 27 Jahre alt - solche Vorstellungen wäh- 
rend des Krieges gemacht hat. 

Nachträglich, als erwachsener Mann, würde ich meinen, daß 
die Enttäuschung nicht gerechtfertigt war, weil die Erwar- 
tung nicht gerechtfertigt war. Die Kirchen, die Seelsorger, die 
Pfarrer, die Theologen und die Gemeinden haben eben doch 
nach dem Kriege eine bedeutende Rolle gespielt bei dem 
Wiederaufbau einer menschenwürdigen Gesellschaft in un- 
serem Land, und nicht nur in unserem Land. Wenn an dieser 
privaten Erfahrung nur ein bifschen richtig ist, dann erlaube 
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ich mir für meine Person zu hoffen, daß das auch für die 
Zukunft gelten wird, wenngleich wir auch nicht entfernt 
unter so katastrophalen Verhältnissen zu leben brauchen, wie 
das in den ersten Jahren nach dem Ende des Krieges der Fall 
war. Ich weiß nicht, ob das theologisch einwandfrei ist, was 
ich mit dem persönlichen Erlebnis habe sagen wollen. Aber 
ich sage es einmal als ein politischer Mensch. Ich bin fest 
davon überzeugt, daß die Kirchen eine unverzichtbare inte- 
_ grierende Kraft für die Gesellschaft sein können, und daß sie 
sich dessen bewußt sein sollen. 


Erwachsenenbildung in der Bundeswehr 


Nun ist hier von der modernen Bildungsproblematik gespro- 
chen worden und auch vom Bildungswesen in der Bundes- 
wehr. Dabei wurde — wie ich höre - ein Punkt besonders 
hervorgehoben. Ich muß, wenn ich darauf antworten soll, ein 
wenig ausholen dürfen. Jeder von uns sieht, daß sich das 
Bildungs- und Ausbildungswesen unserer Gesellschaft im 
Umbruch befindet; es läßt sich auch nicht erkennen, wie 
lange es dauern wird und zu welchen Ergebnissen es führt. 
Schon daß wir für das, was wir meinen, zwei Begriffe neben- 
einander additiv gebrauchen müssen - Bildung und Ausbil- 
dung - zeigt, daß wir im Grunde noch auf der Suche sind. 
Wenn ich die Streitbarkeit beobachte, mit der beispielsweise 
die Diskussion um die Universitätsreform oder Gesamtschule 
ausgetragen wird, denke ich manchmal: Das wird noch lange 
dauern. Und wenn ich die föderalistischen, die »föderasti- 
schen« Zerklüftungen, ins Kalkül ziehe, die die Zweckmäßig- 
keit und Zweckstrebigkeit dieser Diskussion zusätzlich er- 
schweren, kann ich mir vorstellen, daß sie möglicherweise 
noch sehr lange dauert. 

Auf vielen Gebieten ist jedoch ein Anfang gemacht, hier und 


179 


- dort an den Schulen, an einigen Universitäten und Fachhoch- 
schulen. In einem Lande in dieser Richtung, im anderen 
Lande in jener Richtung. Es scheinen sich alle Menschen 
darüber einig zu sein, daß der berufstätige Erwachsene des 
Jahres 1990 über ein sehr viel höheres Maß an allgemeiner 
Bildung und über ein sehr viel höheres Maß ausgebildeter 
Fähigkeiten muß verfügen können als der Berufstätige von 
1970. Darüber scheinen sich die Leute alle ziemlich einig zu 
sein. Wenn das ungefähr richtig sein sollte, gilt es z. B. auch 
für den, der heute als Offiziersanwärter oder als Leutnant in 
die Bundeswehr eintritt und 1990 Oberst sein wird. Es wird 
auch gelten für den, der sich heute als Z2-Soldat verpflichtet, 
um auf dem Wege - sagen wir des Unteroffiziers, des Stabs- 
unteroffiziers und des Feldwebels - aufzusteigen zu dem, was 
wir heute Fachoffizier nennen, möglicherweise auch, um 
Oberst zu werden. 

All das ist schwer abzuschätzen. In einem Punkt ladinss 
bin ich mir ganz sicher: Wenn wir in der Bundeswehr abwar- 
ten, bis sich die Gesamtgesellschaft über Gesamtschule, 10. 
Schuljahr und über die Curricula an den verschiedenen Fach- 
hochschulen geeinigt hat, werden wir lange warten können. 
Dann werden wir nämlich denen, die heute bei uns antreten 
und 1990 Oberstleutnant oder Oberst sein wollen, nicht mehr 
viel von dem geben können, was wir ihnen eigentlich nach 
heutigen Erkenntnissen geben müßten. Ich fühle mich infol- 
“ gedessen verpflichtet, die - wenn auch nur - vorläufigen 
Erkenntnisse aus der bisherigen allgemeinen Bildungsdiskus- 
sion in unserem Vaterland daraufhin abzuklopfen, ob sie für 
die Bundeswehr Konsequenzen nahelegen, vielleicht sogar, 
ob sie uns zu Konsequenzen für die Armee zwingen. Ich kann 
das selbst noch nicht endgültig beurteilen. Hier sitzen, wie ich 
annehme, viele Herren im Raum, die zugeben würden, daß 
“ auch sie das noch nicht abschließend überschauen können. 
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Mehr Raum für Lebensfragen 


Da gibt es ein paar Leute, 25 an der Zahl, die haben in Kladde 
aufgeschrieben, was sie uns an Konsequenzen nahelegen 
möchten. Und der katholische Militärbischof hat mit Recht 
bemerkt, daß das Konzept, das uns als Kladdekonzept bisher 
vorgelegt wurde, z. B. die Frage stellen läßt, ob denn auch 
Raum oder auch Zeit bleibe für Grundsatz- und Sinnfragen. 
Ich verstehe das sehr gut. Ich verstehe diese kritische Frage- 
stellung an das Kladdekonzept aus kirchlicher Sicht genauso 
gut, wie ich z. B. die kritischen Fragen verstehe, die von der 
rein militärischen Zweckmäßigkeitsposition aus an das Klad- 
dekonzept gestellt werden. Und mit einer gewissen Genugtu- 
ung registriere ich, wie die öffentliche Meinung sich über 
dieses Konzept hermacht, wie einige nun voller Empörung 
sich zu diesem oder jenem äußern und auf diese Weise von 
Fachleuten Meinungen in Zeitungen kundgetan werden, die 
uns im Ergebnis eben doch helfen. Das ist ja genau der Zweck, 
den ich durch die Veröffentlichung des Rahmenkonzeptes der 
Bildungskommission erreichen wollte. Ich gehöre zu denen, 
die Demokratie und demokratische Diskussion nicht für eine 
Show-Veranstaltung halten, sondern die wissen, daß man 
aus Diskussionen zusätzliche Erkenntnisse gewinnt. Ichhabe 
das vielfach in meinem Leben erfahren, auch als Minister der 
Verteidigung, und ich bin sehr befriedigt über das Ausmaß, 
der Diskussion zu diesem erst noch in Kladde vorgelegten 
Papier und sehr dankbar dafür, daß Herr Bischof Hengsbach 
eine neue zusätzliche, klar formulierte Fragestellung hier in 
die Diskussion über die mögliche Veränderung des Bildungs- 
wesens in der Armee eingeführt hat. 


27. Vgl. das Gutachten der Bildungskommission beim Bundesminister der 
Verteidigung, erschienen 1971 unter dem Titel »Neuordnung der Aus- 
bildung und Bildung in der Bundeswehre«. 
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Was mich angeht - ich werde ja noch eine Zeitlang im Amte 
bleiben - und was ich von Amts wegen sagen kann, ist dies: 
Ich habe überhaupt keinen Zweifel, möchte auch keinen 
Zweifel daran lassen, daß Raum bleiben muß für Sinnfragen. 
Aber ein bißßchen Zweifel habe ich bei vielen, ob sie wirklich 
den Willen haben, sich die Zeit zu nehmen, oder ob sie 
überhaupt für die Fragestellung, für die man sich Zeit neh- 
men müßte, ein Gespür entwickeln. Hier können z.B. die 
Militärseelsorger dazu beitragen, unter. den Soldaten mehr 
Interesse für die Beschäftigung mit Sinnfragen zu wecken. 
Ich denke schon, daß dazu auch und gerade die Pastoren und 
Theologen, aber ganz besonders eben die überzeugten Seel- 
sorger unter ihnen beitragen können. | 


Keine Theologien der Revolution 


Zum Schluß noch’ ein Wort zu einer Frage, die mich immer 
wieder beschäftigt. Mir will scheinen, daß, je aktueller sich 
kirchliche Gremien äußern, je mehr sie sich zu aktuellen 
Fragen äußern, um so größer die Gefahr des Irrtums ist. Aber 
das ist nicht meine Sache, das ist Ihre, der Theologen, Sache. 
Mir scheint, daß, je aktueller Sie sich äußern, um so mehr die 
Gefahr des Irrtums gegeben ist. Ich frage: Bedeutet dies nicht 
zugleich die Abflachung der Authentizität oder der Autorität 
dessen, was Sie zu den für Sie zentralen Dingen zu sagen 
haben? Diese Frage drückt meine ganz private Meinung aus, 
die ich Ihnen hier kundtun möchte. Ich weiß, daß in beiden 
Kirchen, auch in der, der ich angehöre, eine gegenteilige 
Auffassung im Wachsen begriffen ist, aber ich zweifle, ob 
diese Entwicklung die Kirchen auf die Dauer auf dem Pfade 
lassen wird, der es ihnen ermöglicht, den eigentlichen Auf- 
trag, den sie den Menschen gegenüber schuldig sind, zu 
erfüllen. Wahrscheinlich ist dies für beide Kirchen ein relativ 
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später Zeitpunkt, ein sehr später Zeitpunkt, an dem solche 
persönlichen Mahnungen überhaupt noch Relevanz haben. 
Ich sehe z. B. in meiner Kirche - ich will es nicht für die 
römische Kirche beurteilen wollen — mit Besorgnis, daß die 
Theologie zur Eideshelferin der Revolution gemacht wird. Ich 
weiß nicht, ob wegen der Auseinandersetzung und des Strei- 
tes, den das hervorrufen muß, die Kirche und die Männer der 
Kirche dann ihren eigentlichen Auftrag noch ungeschmälert 
erfüllen können. Ich kann als einer von vielen Menschen, die 
innerlich dem eigentlichen seelsorgerlichen Auftrag der Kir- 
che anhängen, nur hoffen und nur bitten: Lassen Sie uns alle 
an dem Vorsatz zur unbedingten Treue gegenüber dem Auf- 
trag festhalten, von dem wir glauben, daß er, wie immer Sie 
es formulieren wollen, uns von Gott aufgegeben ist. 

Ich habe großen Respekt, meine Herren, vor dem Beruf der 
Pastoren und Priester, weil ich ihn aus meiner eigenen geleb- 
ten Verbindung mit den Kirchen, aber auch aus anderen 
persönlichen Erlebnissen, kenne. Ich weiß, wie schwer es 
heute viele in ihrer jeweiligen Kirche haben - oder zu haben 
meinen. Auch dies letztere ist denkbar. Sei dem, wie ihm 
wolle. Ich hoffe, daß wir alle genug Kraft finden werden, an 
unserem jeweiligen Auftrag festzuhalten. 
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